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Vorbemerkung 

Auf Anregung des Nichtständigen Ausschusses zur Über-
prüfung der Bramischen Landesverfassung hat der Präsident 
der Bramischen Bürgerschaft darum gebeten, ein Rechts-
gutachten zu der Frage zu erstatten, 

inwieweit Bestimmungen der Landesverfassung 
durch das Grundgesetz oder anderes Bundesrecht 
außer Kraft getreten sind. 

Das Gutachten erstreckt sich vereinbarungsgemäß auf die 
gesamte Landesverfassung, also auf den Ersten, Zweiten 
und Dritten Hauptteil sowie auf den Übergangs- und Schluß-
teil. Nicht behandelt wird jedoch die Frage, ob die 
Bramischen Deputationen mit dem Grundgesetz vereinbar 
sind. Eine Klärung dieser Frage würde umfangreiche Erör-
terungen über Inhalt und mögiiche Ausgestaltung des im 

Grundgesetz festgelegten Gewaltenteilungsprinzips und zu 
anderen prinzipiellen staatsorganisatorischen Struktur-
fragen erforderlich machen, die den Rahmen des vorlie-
genden Gutachtens sprengen würden. 

Gemäß dem erteilten Auftrag beschränkt sich das Gutachten 
auf die in der Fragestellung enthaltenen Rechtsprobleme. 
Andere im Zusammenhang der Revision der Bramischen Lan-
desverfassung auftretende Rechtsfragen, wie z.B. die nach 
dem inhaltlichen Verfassungsrang bestimmter geschäftsord-
nungsmäßiger Bestimmungen des Dritten Hauptteils, werden 
nicht untersucht. Ebenso nimmt das Gutachten als Rechts-
gutachten nicht zu verfassungspolitischen Fragen Stel-
lung; es macht daher keine Vorschläge zur Um- und Neu-
formulierung ganz oder teilweise außer Kraft getretener 
ｅｩｮｺ･ｬ｢･ｳｴｩｮｾｵｮｧ･ｮ＠ oder Vorschriftengruppen der Landes-
verfassung. 
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Das Gutachton ｯｲｾｲｴｯｲｴ＠ in ainam aratan, grundlagenden 
Tail die ｭｾｧｬｩ｣ｨ｡ｮ＠ ｋ｣ｬｬｩ｡ｩｯｮ｡ｾ￤ｬｬｯ＠ und Galtungsprobleme ' 
im Verhältnis von Grundsaaate, sonstigem Bundaaracht und 
der Bramischen Landesverfaaaung, Hier gilt es zu klären, 

• 
aus welchen Rechtsgründen Vorschriften des Grundgesetzes 
und sonstigen Bundesrechts Bestimmungon der Landesver-
fassung aus ihrer Rechtsgeltung verdrtlngen ｫｾｮｮ･ｮ＠ und ob 
bzw. unter welchen Voraussatzungen diese Verdrängung zu 
einer vollen Aufhebung, einer (zeitlich ｢･ｧｲ･ｮｺｾ･ｮＩ＠ Sus-
pension oder nur einer tlberlagerung der Bestimmungen der 
Landesverfassung fUhrt. 

In einem zweiten Teil wird dann unter Anwendung der im 
ersten Teil gewonnenen Ergebnisse für jeden einzelnen 
Artikel der Landesverfassung festgestellt, ob er nach 
dem derzeitigen Rechtsstand ganz oder teilweise fortgilt, ·. 

I 

nicht mehr fortgilt, suspendiert oder durch Bundesrecht · · 
überlagert ist. I· 

I 

., 
I 

,. 
I 

1-

I· . 
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Erster Teil: Nögliche Kollisionsfälle und Geltungspro-
bleme im Verhäitnis von Bundesrecht und 
Landesverfassung 

Für jede bundesstaatliche Ordnung stellt sich das Problem 
die Rechtsatzungsgewalt des Zentralstaates (Bundes) und 
der Gliedstaaten (Länder) gegeneinander abzugrenzen und 
eine Bestimmung über den Geltungsvorrang zwischen der 
Rechtsordnung des Zentralstaates und der der Gliedstaaten 
für Kollisionsfälle zu treffen. Da über den gleichen 
Adressaten und Sachverhalten ｰｯｴ･ｮｴｩ｡ｬｾ＠ mehrere staat-
liche Rechtsordnungen zusammentreffen, muß gewährleistet 
sein, daß nicht für einen konkreten Fall einander wider-
sprechende oder sich aufhebende Rechtsnormen in Geltung 
stehen. Dazu dienen die bundesstaatliehen Kollisions-
und Vorrangsregeln. 

Sowohl die Bramische Landesverfassung {LV) als auch das 
Grundgesetz (GG) enthalten ausdrücklich solche Kolli-
sions- und Vorrangsnormen. Die Bramische LV, die vor In-
krafttreten des GG erging, ordnete sich bewußt einer 
künftigen deutschen Verfassung ein und unter und hat sich 
damit selbst einen Geltungsvorbehalt auferlegt. Nach 
Art.l52 LV treten Bestimmungen, "die der künftigen deut-
schen VeJ;fassung widersprechen •••. , außer Kraft, sobald 
diese rechtswirksam wird." Unabhängig von dieser landes-
verfassungsrechtlichen Regelung und ungeachtet der Frage, 
ob das GG jene "künftige deutsche Verfassung" qarstelle, 
bestimmt Art.Jl GG: "Bundesrecht bricht Landesrecht." 
Neben diesen Kollisionsnormen ,.,irken die Kompetenznormen 
der Art.Jo, 7o-72, 75, l23 ff. GG auf das Geltungsver-
hältnis von Bundes- und Landesrecht ein. Hinzu tritt als 
spezielle Kollisions- bzw. Geltungsregel für den Bereich 
der Grundrechte Art.l42 GG sowie im Hinblick auf die Ver-
fassungshomogenität zwischen Bund und Ländern Art.28 I GG 

Im folgenden werden zunächst die Kollisions- und Geltungs 
problerne im Verhältnis von Bundes- und Landesgrundrechten 

-
gemäß Art.l42 GG untersucht ( I. ), sodann der allgemeine 
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Geltungsvorrang des Bundesrechts im Bereich der Bundes-
kompetenz gemäß Art.Jl i.V.m. Art.7o ff. GG ( II. ), 
schließlich der kollisionsrechtliche Gehalt der Homoge-
nitätsklausel des Art.28 I GG ( III. ). 

I. Das Geltungsverhältnis von Bundes- und Landesgrund-
rechten (Art.l42 GG) 

Die Kollisionsnorm des Art.Jl GG: "Bundesrecht bricht 
Landesrecht" gilt für je9,e Art von Bundesrecht gegenüber 
jeder Art von Landesrecht, also auch für Bundesverfas-
sungs- und Bundesgesetzesrecht gegenüber Landesverfas-
sungsrecht. Ungeachtet des Inhalts und der Reichweite 
dieser Kollisionsnorm trifft Art.l42 GG im Hinblick auf 
Grundrechtsbestimmungen die spezielle Regelung: "Bestim-
mungen der Landesverfassung"· bleiben "auch insoweit in 
Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Artikeln l bis 
18 dieses Grundgesetzes Grundrechte gewährleisten." Für 
den so benannten Normbereich kann der bei Art.Jl GG schon 
traditionelle Auslegungsstreit zunächst dahingestellt 
bleiben, ob Bundesrecht nur widersprechendes oder auch 
gleichlautendes Landesrecht außer Kraft setzt. Grund-
rechtsbestimmungen der Landesverfassungen sind nach Art. 
142 GG zweifelsfrei auch insoweit gültig, als sie mit 
den genannten des GG übereinstimmen. Art.l42 GG sollte 
gerade über jene Streitfrage hinausführen. Sein z,.,eck 
war und ist es u.a., auch die ｬ｡ｮ､･ｳｶ･ｲｦ｡ｳｳｵｮｧｳｲ･｣ｨｴｬｩ｣ｨｾ＠
Rechtsweggarantien der Grundrechtsverbürgungen bestehen 
zu lassen, insbesondere ihren Schutz durch die damals in 

einigen Landesverfassungen (Art.48 Abs.J, 66, 12o bayr. 
Verf'.; Art.lJl Abs.J hess.Verf'.), nicht aber im GG ver-
a nke.rte Verf'assungsbesch,.,erde zu erhalten. 

Abg.Dr.Laf'oret in der 48.Sitzung des Hauptaus-
schusses des Parlamentar.Rates am 9.2.1948, 
StenProt. S.626 f., zit.mit weiteren Nachweisen 
zur Entstehung des Art.l42 GG bei v.Doemming-
Füßlein-Matz, Entstehungsgeschichte der Artikel 
des GG, JöR NF 1 (1951), 5.911 f.·; ferner 



Giese-Schunck, Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland, ＵＮａｵｾｬＮ＠ ｆｲ｡ｮｫｾｵｲｴ＠ 1965, 
Bem.2 zu Art.l42. 

b) Die inhaltliche Reichweite ､･ｾ＠ Art.l42 GG -----------------------------------------
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Art.l42 GG hält diejenigen Bestimmungen der ｌｾＭ in Gel-
tung, die in Übereinstimmung mit den Art.l - 18 ｡ ｾ ｱ＠ GG 
Grundrechte gewährleisten. Die inhaltliche ｒ･ｩ｣ｨｷ･ｩｴｾ＠
der ｧ･ｴｲｯｾｾ･ｮ･ｮ＠ Fortgeltungsanordnung hängt daher davon 
ab, in welchem Sinn der ｂ･ｧｲｩｾｾ＠ "Grundrechte" hier ge-
braucht ist. Das ist weniger eindeutig, als es zunächst 
scheinen mag. Sind darunter nur die traditionellen indi-
viduellen Freiheitsrechte oder auch institutionelle Ga-
rantien verstanden und gehören dazu auch Grundrechtsbe-
stimmungen außerhalb der Art.l - 18 GG ? Ferner ist zu · 
klären, wie es sich mit zusätzlichen, über das GG hinaus-
gehenden ｧｲｵｮ､ｲ･｣ｾｴｬｩ｣ｨ･ｮ＠ Verbürgungen der LV verhält 
und ob Grundrechte gewährleistende Bestimmungen der LV 
nur solche sind, die in der Landesverfassung im Abschnitt 
'Grundrechte' stehen oder auch Bestimmungen grundrecht-
licher Art, die sich in andern Abschnitten, etwa dem Ab-
sclmitt "Ordnung des sozialen Lebens" der Bramischen LV, 
befinden · ? 

1. Der Begriff 'Grundrechte' i.S. des Art.l42 GG ---------------------------------------------
Streng nach seinem Wortlaut genommen, schlösse Art.l42 GG 
Landesverfas s ungsbestimmungen aus, die in Übereinstimmung 
mit den Art.l - 18 GG institutionelle Garantien enthalten. 
Daß Art.l42 GG so wörtlich nicht gemeint ist, zeigt be-
reits die Entstehungsgeschichte. Der Abg.Dr.Schmid (SPD), 
Ausschußvorsitzender des Hauptausschusses, gab die Mei-

nung von dessen Mitgliedern dahin wieder, daß der Grund-
rechtskatalog ｾ･ｳ＠ GG den durch die Grundrechtskataloge 
der ｾ､･ｳｶ･ｲｦ｡ｳｳｵｮｧ･ｮ＠ zusätzlich gewährten Rechtsschutz 
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- ｧ･ｭ･ｾｮｴ＠ war vor allem Bayern - auch ｾｮｳｯｷ･ｾｴ＠ ｮｾ｣ｨｴ＠ be-
rühre, als jene über ､ｾ･＠ ｉｮ､ｾｶｾ､ｵ｡ｬｧｲｵｮ､ｲ･｣ｨｴ･＠ hinaus 
"Lebensgebiete 11 ordnen. 

6.Sitzung des Hauptausschusses am 19.11.1948, 
StenProt. 5.75 f., zit. JöR NF 1, 8.298, 911. 

Damit waren etwa Ehe,Familie u.ä.m. gemeint, ､ｾ･＠ in der 
ｂ｡ｹ･ｲｾｳ｣ｨ･ｮ＠ Verfassung - ￤ｨｮｬｾ｣ｨ＠ ｷｾ･＠ ｾｮ＠ der ｂｲ･ｭｾｳ｣ｨ･ｮ＠ -
unter dem Titel "Das Gemeinschaftsleben" erst im Anschluß 
an ､ｾ･＠ "Grundrechte und Grundpflichten" geregelt werden, 
im GG aber als ｇｲｵｮ､ｲ･｣ｨｴｳｰｯｳｩｴｾｯｮ･ｮ＠ und außerdem zuneh-
mend auch als institutionalle Garantien aufgefaßt ,.,erden. 
ｉｮ､ｾｶｩ､ｵ｡ｬＭ und Gruppengrundrechte ｳｯｷｾ･＠ ｩｮｳｴｾｴｵｴｩｯｮ･ｬｬ･＠

ｇ｡ｲ｡ｮｴｾ･ｮ＠ sind in den Art.l - 18 GG eng ｭｾｴ･ｾｮ｡ｮ､･ｲ＠ ver-
schränkt und in der ｆｵｮｫｴｾｯｮ＠ der ｒ･｣ｨｴｳｧ･｜ＮＬ￤ｨｲｬ･ｾｳｴｵｮｧ＠
- man vergleiche etwa die Art.5, 7 oder 14 GG - aufein-
ander bezogen. Bei Ｎ ･ｾｮｾｧ･ｮ＠ der Grundgesetzverbürgungen 
ist zudem der ｃｨ｡ｲｾ｣ｴ･ｲ＠ als Grundrecht und/oder institu-
tionelle Garantie zweifelhaft und umstritten; dabei ｾｳｴ＠
festzuhalten, daß die Lehre von den institutionellen Ga-
rantien zu der Zeit, als Art.l42 GG geschaffen "''lllrde, bei 
weitem nicht in dem Maße den Art.l - 18 GG appliziert 
wurde wie heute. Die enge Interpretation des Art.l42 GG 
i.S. von ｉｮ､ｩｶｾ､ｵ｡ｬｧｲｵｮ､ｲ･｣ｨｴ･ｮ＠ würde deshalb dem Zweck 
dieser Norm, ｒ･｣ｨｴｳｧ･ｷ￤ｨｲｬ･ｾｳｴｵｮｧ･ｮ＠ zu verstärken, ｮｾ｣ｨｴ＠
gerecht und >•rürde ihn durch systema ｴｾｳ｣ｨ＠ andernorts ent-
ｷｾ｣ｫ･ｬｴ･＠ ｉｮｴ･ｲｰｲ･ｴ｡ｴｾｯｮｳ･ｲｧ･｢ｮｾｳｳ･＠ unterlaufen. Art.l42 
GG muß deshalb von jenem ｳ･ｾｮ･ｭ＠ Zweck und nicht von seineD 
1·/ortlaut her im ｷ･ｾ＠ ten Sinne verstanden ,.,erden. Er um-
ｧｲ･ｾｦｴ＠ auch die mit den Grundrechten verknüpften ｩｮｳｴｾｴｵﾭ
tionellen ｇ｡ｲ｡ｮｴｾ･ｮＮ＠

Ebenso Naidaskv-Leusser, Ergänzungsband, Erl. 3 
zu Art.98 (S.lo4). 

Abweichend von dem strengen Wortlaut des Art.l42 GG ｳｾｮ､＠
zu den 'Grundrechten' auch jene Grundrechtsgewährleistun-
gen zu rechnen, die außerhalb des Katalogs der Art.l - 18 
GG stehen, ｾｮｳ｢･ｳＮ＠ ､ｾ･ｪ･ｮｾｧ･ｮ＠ der Art.lol ff. GG. ｄｾ･ｳ･＠

ausdehnende ｉｮｴ･ｲｰｲ･ｴ｡ｴｾｯｮ＠ ist wegen des engen ｳ｡｣ｨｬｾ｣ｨ･ｮ＠
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und systamatischen Konnexes dieser Grundrechtsbastimmun-
gen mit denen das ersten Abschnitts gerechtfertigt und 
geboten; sie enthalten zum Teil nähere Spezialisieruneen 
von Grundrechten des ersten Abschnitts (z.D. Art.lo4 im 
Verhäl.tnis zu Art. 2 II), zum Teil gehören sie zu dem tra-
ditionellen Kernbestand grundrechtlicher Gewährleistungen 
(z.B. Art.1o1, loJ). Im Schrifttum ist diese auch vom 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) geteilte erweiterte 
Interpretation des Art.l42 GG \V'eithin außer Streit. 

BVerfGE 22, S.267 ff., Leitsatz 2 und S.271; 
Bayer.VerfGH 11 II S.9o ff., 93 und S.l87 ff., 
192; 17 II s.13 ff'., 14 und S.72; Holtkotten 
in Bonner Kommentar, Erstbearbeitung Harnburg 
195o, Er1.II 1 zu Art.lo3; Friesenh.ahn, Ver-
fassu.."1.gsgerichtsbarkeit, Dcrlin 1963, S.33 f.; 
Nawiaskv-Leusser-Sch,.,reiger-Zacher, Die Verfas-
sung des Freistaates Bayern, München 196h, 
Rdnr.2 zu Art.91; · 
a.A., abar ohne Begründung, nur Kratzer, Arti-
kel 142 des GG und die Grundrechte in der 
Bay erischan Varfassung, in: Verfassung und 
Verw·a1tung , Festschrift für W.Laforet, Hünchen 
1952, S.lo7-14o, lo9; ihm ｺｵｳｴｩｾｮ･ｮ､＠ Zinn/Rupp-
v.Brünneck, Einführung, S.44, in: Zinn-Stein u.a., 
Verfassung des Landes Hessen, Kommentar, Bad 
Hornburg v.d.H.,Berlin,Zürich 1963. 

Bestätigt wird diese Ansicht noch dadurch, daß diese 
Rechtsverbürgungen auch in anderen Zusammenhängen, z.B. 
in § 9o ,BVerfGG, den Grundrechten des l.Abschnitts gleich-. 
gestellt werden. 

2. l.fei tergehcnde Grundrech tsvcrbürgungen der Landes-
ver:fassungen -------------------------------------------------

Außer den den Art.l - 18, lol ff. GG vergleichbaren Grund-
rechten enthält die Bremische LV \V'ie andere Landesverfas- i 

sungen (Grund-)Rechtsverbürgungen, die über das vom GG 
gesetzte Haß hinausgehen und weitergehende sol·Tie zusätz-
liche grundrechtliche Gewährleistungen, d.h. Freiheits-
und Gleichheitsgarantien beinhalten. Dafür, daß solche 

' 
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,.,ei tergehenden Grundrechtsbestimmungen ebenso ,.,ie die 
gleichlautenden grundsätzli.ch au:frechterhal ten und von 
den Art.l - 18 GG nicht au:fgrund des Art.Jl GG aufgehoben 
werden, läßt sich aus dem Wortlaut des Art.l42 GG 
ＨＢ｡ｵｾｨＧ ﾷ ＧＩ＠ ein ge't.,isser Anhaltspunkt entnehmen, der indes-
sen allein noch nicht genügend be,.,eiskrä:ftig ist. Die 
Berechtigung einer solchen Folgerung ergibt sich jedoch 
aus der Entstehungsgeschichte. Bereits der Abg.Dr.Lafo-
ret, der zuerst und entschieden die Frage ｡ｵｩｾｷ｡ｲＺｦＬ＠ ob 
Art.Jl GG nur '\ddersprechendes, hingegen nicht inhalts-
gleiches Landesrecht breche, hielt :für unzwei:felha:ft, 
"daß die Landesverfassung in den Grundrechten weiter 
gehen kann. 11 Die zustimmende :t-1einung im Hauptausschuß 
gab, maßgebend :für alle nachfolgenden Kommentatoren, der 
Vorsitzende Dr. Sehnlid mit der Formulierung 'deder, daß 
der Grundrechtskatalog des GG nur einen "Mindeststan-
dard" darstelle, durch den "Rechte", die "in einem Land 
••• darüber hinaus ge,.;ährt 't.,.erden, ••• nicht aufgehoben 

.,.,erden", und z'var ebenso,.,enig wie die über die Indivi-
dualgrundrechte hinausgehenden Ordnungen sonstiger "Le-
bensgebiete". 

6.8itzung des Hauptausschusses am 19.11.1948, 
8tenProt. 8.75 f., zit. JöR NF 1, 8.298, 911. 

Diese Interpretation entspricht zugleich der Intention 
der rechtsstaatliehen Verfassung, den Freiheitsraum des 
Einzelnen in weitem Um:fang zu garantieren und zu schützen. 
Aus dem grundlegenden sog.rechtsstaatlichen Verteilungs-
prinzip, das auch der Verfassunggeber des Grundgesetzes 
aufgenommen und al.:tualisiert hat, 

vgl. H.v.Mangoldt, Das Bonner Grundgesetz, 
Berlin und Frankfurt 1953, ·vorbem.zu Art.l,S.J5 :f:f.; · 
zum rechtsstaatliehen Verteilungsprinzip 
allgemein Carl 8chmitt, Verfassungslehrc, 
4.Au:fl. Berlin 1965, 8.125 ff., 

ergibt sich, daß im Z;.,ei:fel die Regelung, die Freiheiten 
verbürgt, vor derjenigen gilt, die Handlungs- und Ein-
gri:f:fsvollmachten des Staates normiert oder andersartige 
Einschränkungen :festlegt; die Festlegung staatlicher 

ｾ Ｎ＠

'· 
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Handlungs- und Eingriffsrechte ha.tz im Zweifel abschlie-
ßenden Charakter, "''lährenci die Festlegung von Freihai ts-
verbürgungen im Zl'leif'el nicht abschließend, sondern für 
weitergehende Freiheitsverbürgungen offen ist. Solche 
l'leitergehenden Grundrechtsgewährungen gelten freilich nu 
im Geltungsbereich des Landesverfassungsrechts; d.h. sie 
binden nur die Landesorgane und berechtigen nur gegen-
￼｢･ｾ＠ der Landesstaatsgewalt. 

Als Vermutungsregel gilt die rechtsstaatliche Freiheits-
vermutung freilich nicht ausnahmslos, sondern ":i..m Zwe:i..-
:fel"; sofern ein andersgearteter Norm:i..erungsw:i..lle aus 
den betreffenden Regelungen klar ersichtlich ist, ist 

diesem zu folgen. Weitergehende Grundrechtsverbürgungen 
der Landesverfassungen gelten daher dann nicht weiter, 
"''lenn das GG klar zu erkennen gibt, daß der von ihm ge-
währte "Hindeststandard" zugleich, einschließlich der 
normie .;.·ten Grundrechtsschranken, das Höchstmaß des Frei-
heits- oder Gleichheitsrechtes sein soll, über das hinau: 
Rechtsge,·Tährungen nicht erfolgen dürfen. Solche Festla-
gungen sind vom GG nicht selten im liege der Freiheitsab-
"''lägung getroffen worden, aus dem Gedanken heraus, daß die 
ｅｲＬｾ･ｩ＠ terung eines Freihai tsrechtes oftmals zugleich die 
Beschränl.:ung anderer Freihai ten impliziert, wie et'll"a in 

Art.5 Abs.2 und Art.8 Abs.2 GG. 

Damit ist noch nicht geklärt, ob zu dem Bereich dar wei-

tergehenden Landesgrundrechte nur die in den Landesver:fat 
sungen als 'Grundrechte' ausgewiesenen oder auch sonsti-
ge konstitutionelle Individualrechte gehören. l-lie ein 
Blick auf die vorgrundgesetzliehen Landesverfassungen vor 
Bayern, Bremen, Hessen und Rhe:i..nland-P:falz zeigt, würden 
bei wortgetreuer ｉｮｴ･ｲｰｲ･ｴ｡ｾｩｯｮ＠ inhaltsgleiche Rechte unc 
Bestimmungen in einem Punkt unterschiedlich bewertet wer-
den, auf den hin ihre Unterschiede nicht :formuliert ｜ｾ｡ｲ･ｮ＠
Die Verfassungen von Bayern und Bremen grenzen z.B. ･ｾ･ｲＮ＠

relativ kleinen llormbereich als 'Grundrechte' von Rege-
lungen das "Gemei.nscha:ftslebens" (Bayern) bz'"• der "Ord-
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nung des sozialen Lebens" (Bremen) ab, während solche Re-
gelungen in Hessen und ｲｵｾ･ｩｮｬ｡ｮ､Ｍｐｦ｡ｬｺ＠ zusammen mit den 
klassischen Freiheits- und Gleichheitsrechten unter die 
"Rechte des Henschen" (Hessen) bzw. "Grundrechte und 
Grundpflichten" (Rheinland-Pfalz) subsumiert sind. Geht 
man von diesen ｓ･ｬ｢ｳｴ｢･ｺ･ｩ｣ｩｾｵｮｧ･ｮ＠ und -einordnungen der 
Landesverfassungen aus, dann ergeben sich für Art.l42 GG 
merk;rurdig unterschiedliche, von der Sache her unve:r-ständ 
liehe Folgerungen. Z.B. gehören nach der Brem.LV (Art.48, 
51 Abs.3) das Koalitions- und das Streikrecht nicht zu 
den Grundrechten, während sie in Rhoinland-Pfalz (Art.66 
LV) zu der Gruppe der die "Wirtschafts- und Sozialordnung 
betreffenden "Grundrechte 11 zählen und durch Art. 9 Abs. 3 G· 
inhaltlich insow·ei t übere.instimmend abgedeckt sind. Ähn-

liche Differenzierungen lassen sich unschwer auch für 
weitergehende Landesgrundrechte ausmachen. Sie fill1ren 
dazu, daß selbst den 11 verfassungsmäßigen Rechten", deren 
Verletzung ｾ｡｣ｨ＠ Art.l2o der· Bayer.LV die Verfassungsbe-
ｳ｣ｨ［ｾ･ｲ､･＠ begründet und um derent;-.rillen Art.l42 GG in der 
Hauptsache statuiert ;vurde, die Bestandsgarantie dieser 
Norm abgesprochen werden müßte. Vom Zweck des Art.l42 GG 
her kann deshalb der Terminus "Grundrechte" keine ｖ･ｲｾｾ･ｩﾭ
sung auf die landesverfassungsrechtlichen Selbstbezeich-
nungen beinhalten; sachlich angemessen ist vielmehr die 
Interpretation, daß insoweit ein materielles Grundrechts-
verständnis maßgebend sein muß. 

Allerdings können auf diese lveise nicht alle unter dem 
Titel "Ordnung des sozialen Lebens" im Zweiten Hauptteil 
(Art.21 - 63 LV) zusammengefaßten Normen als Grundrechts-
bestimmungen i.S. des Art.l42 GG angesehen ｜ｾ･ｲ､･ｮＮ＠ Zahl-
reiche dieser Bestimmungen enthalten lediglich program-
matische Staatszielbestimmungen oder stellen Gesetzge-
bungsaufträge und -beschränkungen dar, ohne an Einzelne 
oder Gruppen von Einzelnen adressiert zu sein. Solche Nor-
men, die keinerlei Grundrechts- oder grundrechtsähnliche 
Positionen gawähren. und deshalb auch keinen Individual-
gerichtsschutz veranlassen können, sind von Art.142 GG 
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nicht gemeint und damit nicht von dessen Bestandsgarantie 
gedeclct. 

3. Das Erfordernis der "übereinstimmenden Gew·ährleistung" 
von Grundrechten ------------------------------------------------------

Die Fortgeltungsanordnung des Art.l42 GG ist daran gebun-
den, daß die in Bezug genommenen Bestimmungen der Landes-
verfassungen "in Übereinstimmung" mit den Grt;...""ldrech.ten 
des GG Grundrechte gewährleisten. 1vann eine solche "Über-
einstimmung" i.S. des Art.l42 GG vorliegt, läßt sich '\va-
der allein aus dem {übereinstimmenden) 1vortlaut noch aus 
der Positivierung in einem oder mehreren Ar-tikeln ent-
nehmen. Erforderlich und ausreichend ist vielmehr eine 
sachinhal tliche Übereinstimmung, die, '\vie der Abg.Dr.La-
foret seinerzeit hervorhob, 

6.Sitzung des Hauptausschusses am l9.ll.l948, 
StenProt. s.75, zit. · JöR NF l, ＵｾＲＹＸＬ＠

voraussetzt, daß die vergleichbaren Grundrechtsbestim-
mungen "den gleichen Gegenstand im gleichen Sinne, mit 

gleichem Inhalt und in gleichem Umfang" regeln. Nimmt 
man Art.l42 GG als sinnvolle und anwendbare Regelung, dar: 
kann es bei diesem Vergleich nicht au:f das Geltungsgebiet 
und den pundesstaatlich bedingten Adressatenkreis ankom-
men, denn dann vrurde es überhaupt keine 'Übereinstimmung' 
zwischen Bundes- und Landesgrundrechten geben können. 

Die sachinhaltliche Übereinstimmung von Bundes- und Lan-
desgrundrechten läßt sich vielmehr, dem rechtsstaatliehen 
Z'\.,reck des Art.l42 GG entsprechend, danach beurteilen, 

.w·elcher Dereich von Freiheits- UJld Gleichhai tsrechten 
einem Grundrechtsträger nach Bundes- bzl·r. Landesverfas-
sungsrecht im Ergebnis zwcommt. Einesolche Beurteilung 
muß auf dem Vergleich ebenso der Gewährleistungen wie der 
Einschränkungsmöglichkei ten so1'lie dem Verhältnis zuein-
ander beruhen. Allgemein läßt sich insol-tei t feststellen, 
daß . ein Landesgrundrecht dann enger als ein Bundesgrund-
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recht ist, ,.,..enn es bei dem gleichen Gelväh.rleistungsur:af'ang 
,.,..ei torgehende Einschränkungen des Grundrechts - und zwar 
als potentielle, nicht als schon aktuell ausgeübte -
zuläßt. Das ergibt sich wiederum als Folge aus dem 
rechtsstaatliehen Verteilungsprinzip (siehe oben 2.), 
,.,..onach e-rundsützlich eine Nichtübereinstir.unung von Grund-
rech ts:!"egelungen nicht bei weitergehender Freihei tsge,.,..äh-
rung, ,.,..ohl aber bei ,.,ei tergehenden Zingriffsr.1öglichkei ten 
anzunehmen ist. Umgekehrt geht daher eine Gru.ndrechts-
verbürgung der Landesverfassung über das GG hinaus, "ivenn 
sie bei gleichem Ge,.,ährleistungsumfang iveniger Einschrän-
kungen gestattet oder bei gleichen ｅｩｮｳ｣ｨｲ￤ｲｵｾｵｮｧｳｭ￶ｧｬｩ｣ｨﾭ
lcei ten einen weiteren Geivährleistungsumfanc; enthält. 
Dazu gehört auch, daß der Kreis der Borechtirrten weiter 
gezogen ist; so ist es für ａｲｴＮｬｬｾＲ＠ GG relevant, wenn das 
Landesgrundrecht ein Freiheitsrecht nur den Beivohnern 
Bremens, ein Bundesgrundrecht hingegen es jedermann als 
Menschenrecht gewährleistet. In diesem Zusammenhang müs-
sen auch die "Grundpflichten" der Bremischen LV gesehen 
und beurteilt werden. 

Gemessen an den Grundrechtsbestimmungen des GG stellen 
einige Grundrechte der Landesveri'assw1gen, so ivie sie 
redaktionell positiviert sind, nur Teil-, Ausführungs-, 
Spezial- oder Ausdeutungsnormen zu Bundesgrundrechtsbe-
stimmungen dar; dazu gehört eb;a das B.eispicl der Aus-
wanderungsfraiheit, die nach dem GG nur in der allgemei-
nen Handlungsfreiheit mitgarantiert, in Art.l8 Brem.LV 
hingegen ausdrücklich verbürgt ist. 

Vgl.BVerfGE 6, S.J2 ·ff., 32, 34 f. ("Ausreise-
freihei t 11 ). . 

Auch insmvcit ist von einer 'Übereinstimmung' auszugehen. 
Nach ａｲｴＮｬ ｬ ｾＲ＠ GG sind nicht die Bundes-, sondern die Lan-
desgrundrechtsbestirrunUJ.'"'lgen Ausgangspunkt der Prüfung. 
Art.l42 GG verlangt ihre Kongruenz mit den Grundrechten 
des GG; er fordert au.ch umgekehrt nicht, daß die Landes-
verfassungen sämtliche in den Art.l - 18 GG enthaltenen 
Grundrechte ebenfalls enthalten. 
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Im Hinblick au:f nicht selten redaktionelle Ab,·leichungen 
der jcl{eiligen Bestimmungen erhebt sich die Frage, ob 
die Landesgrw<drechtsnormen in ihrer ｶｯｲｧｲｾｾ､ｧ･ｳ･ｴｺｬｩ｣ｨ･ｮ＠
entstehungszeitlichen Bedeutung und isoliert oder bundes-
verf'assuneskonf'orm im Lichte der Bundesgrundrechte aufzu-
fassen sind. Sie ist in letzterem Sinne zu beant"i'lorten; 
es besteht kein Grund, der Landesverfassung jene Methoden 
der Geltungserhaltung zu versagen, die man dem einfachen 
Gesetzgeber zugesteht. Die Grenzen solcher ｢ｵｾ､･ｳｶ･ｲｦＧ｡ｳﾭ
sungskonf'ormer Interpretation der Landesgrundrechte sind 
die jeder Norminterpretation. Die g01{oll te und erkennbare 
Bedeutung einer Landesverfassungsnorm darf nicht uminter-
pretiert und in ihr Gegen.teil "berichtigt" werden. Grund-
rechte der Landesverf'assung, die sich erkennbar auf' einen 
engeren Gewährleistungsrahmen beschränken oder 1.,rei tor-
gehende Beschränkungen zulassen, ,.,erden durch Art.l42 GG 
nicht erst inlialtlich modifiziert, um sie dann aufrecht-
erhalten zu können. 

Ebenso Bachof', DÖV 1951, S.588; ｺｵｳｴｩｭｭ･ｾ､＠
v.Mangoldt, Das Bonner Grundgesetz, Erl.2 
zu Art.lh2 (s.665); Bogs, Die verfassungs-
konforme Auslegung von Gesetzen, Stuttgart 
1966, S.64, 76. 

Es genügt indessen für die von Art.l42 GG geforderte Über-
einstimmupg nicht, daß Bundes- und Landesgr undrechten 
"die gleichen 1\"ertvorstellungen zugrunde liegen. 11 

So aber Na N·iasky-Leusser, Die Verfassung des 
Freistaates Bayern, Ergänzungsband, München 
1953, Erl.J zu Art.98 (S.lo5 f'.). 

Das dürfte bei der regelmäßigen Vagheit der Grundrechts-
normen nämlich kaum je zu widerlegen sein und ist im 

übrigen bereits durch das Homogenii.tätsgebot des Art.28 
Abs.J GG gefordert. 



c) Die Art der Fortaeltung der durch Art.lh2 GG 
nu:frechterhaltenen Grundrechte 

Für den Fall der Übereinstimmung besa.at Art ＮｬｬｾＲ＠ GG, daß 
die Landesgrundrechtsbestinunun.gen "unGeachtet der Vor-
schrift des Artikels 31" in Kraft bleiben. Diese Aus-
sage und die aus ihr zu entnehmenden Rocllts:folgen für 
\vei torgehende und 'tddersprechende Landesgrundrechtsbe-
stimmungen können jedoch nicht allein im Zusammenhang mit 
Art.31 GG gedeutet werden. Im gleichen Grundgesetzabscllilltt . 
lde Art.l42 GG, dem Übergangs- und 8chlußteil, bestimmt 
nämlich Art.l23 Abs.l GG, daß "Recht aus der Zeit vor dem 
Zusammentritt des Bundestages", zu dem auch die Bramische 
Landesverfassung gehört, fortgilt, "so'tvei t es dem Grund-
gesetz nicht widerspricht." 

Das he :i.ßt zunächst, daß widersprechendes Landesverfas-
sungsrecht nicht fortgilt bzw.) um mit Art.l42 GG zu 
sprechen, außer Kraft tritt. Dieses Recht verfällt nach 
der schon im Parlamentarischen Raib vertretenen 

vgl. Abg.Dr.La:foret in der 57.Sitzw<g des Haupt-
ausschusses am 5.5.1949, 8tenProt. 8.765, zit. 
JöR NF 1, 8.911 f.; teilweise anders, aber un-
klar und vlidersprüchlich: Zinn- Stein, Die Ver-
fassung des Landes Hessen, Kommentar, Bd 1, 
Bad Hornburg v.d.H. - Berlin ＱＹＵｬｾＬ＠ 8.lo2 f'. 

und auch heute weithin anerkannten Ansicht der Rechtsfol-
ge der Nichtigkeit. Hit der im Zusammenhang mit Art.lh2 
GG seinerzeit dislcutierten Formulierung "bricht" in Art. 
31 GG statt der z·eitlveise vorgesch+agenen "geht vor" 
sollte aus Gründen der Rechtssicherheit und -eindeutig-
keit die Nichtigkeitsfolge ausgedrückt und jeglicher 
·Rechtsstreit darüber vermieden 'tverden, ob U..\"ld in l·Jelchem 
Umfang etwa eine Vor- oder Nachrangigkei t bz'tv. eine Norm-
ｳｵｳｰ･ｮ､ｩ･ｲｾｾｧ＠ bestehe. 

Vgl. die Darstellung in JöR NF l, 8.299 f. 

Grundgesetzgemäßes Landesverfassungsrecht gilt demgegen-
über nach Art,l23 Abs.l GG fort. ·· 
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ｄ｡ｭｾｴ＠ ｾｳｴ＠ jedoch noch offen, ob ､ｾ･ｳ･ｳ＠ fortgeltende Lan-
desverfassungsrecht - wozu auch . ﾷ Ｔｾｾ＠ Landesgrundrechte ge-
hören - gemäß ､･ｾ＠ ￜ｢･ｲｬ･ｾｴｵｮｧｳｶｯｾｳ｣ｨｲｾｦｴ･ｮ＠ ｾｮ＠ jedem Fall 
als Landesrecht oder unter ｢･ｳｴｾｭｭｴ･ｮ＠ Voraussetzungen als 
Bunde·srecht ｦｯｲｴｧｾｬ＠ t. 

1. Fortgeltung als Landesrecht ---------------------------
ｄｾ･ｳ･＠ Art der Fortgeltung ｷｾｲ､＠ durch Art.l24, 125 GG da-
nach geregelt, ｾｮ＠ welche ｋｯｭｰ･ｴ･ｮｺ｢･ｲ･ｾ｣ｨ･＠ die in dem 
fortgeltenden Recht geregelten ｒ･｣ｨｴｳｭ｡ｴ･ｲｾ･ｮ＠ nunmehr, 
nach der vom Grundgesetz vorgenommenen Kompetenzauftei-
lung, fallen. ｓｯｷ･ｾｴ＠ dieses Recht Gegenstände der aus-
ｳ｣ｨｬｾ･￟ｬｩ｣ｨ･ｮ＠ Bundesgesetzgebung ｢･ｴｲｾｦｦｴ＠ oder - nur diese 
ａｬｴ･ｲｮ｡ｴｾｶ･＠ ｢･ｴｲｾｦｦｴ＠ die Bramische LV - soweit es auf dem 
ｇ･｢ｾ･ｴ＠ der konkurrierenden Gesetzgebung nach dem 8.Hai 
1945 früheres Reichsrecht abgeändert hat, wird es gemäß 
Art.l24 GG bzw. gemäß Art.l25 Nr.2 GG Bundesgf
sonsten bleibt es Landesrecht. Die Art.l23 ff. GG unter- ' ; 

t· 

scheiden ､｡｢･ｾ＠ ｮｾ｣ｨｴ＠ ｺｷｾｳ｣ｨ･ｮ＠ Landesgrundrechtsbestimmun- f. 
t: 

gen und sonstigen Landesverfassungsnormen. An diesem ｐｵｮｫｴ ｾ＠

t-
ｧｲ･ｾｦｴ＠ indessen Art.142 GG ･ｾｮＮ＠ Soll ｾｨｭ＠ ｮ￤ｭｬｾ｣ｨ＠ ｾｮｳｯｷ･ｩｴ＠ !'. 
überhaupt eine sinnvolle Aussage ｾｭ＠ Verhältnis zu Art.123 
Abs.l GG beigemessen ＧＧｾ･ｲ､･ｮＬ＠ die nicht schon in diesem [ 

I 
enthalten ist, dann ist es die, daß die Landesgrundrechts- r 
｢･ｳｴｩｭｭｵｮｾ･ｮ＠ als Landes(verfassungs)recht weitergelten. f. 

·2. ｍ￶ｧｬｾ｣ｨ･＠ Außerkraftsatzung durch späteres Bundesrecht 
nach Art.Jl GG -----------------------------------------------------

I 

:.: Das .Ergebnis, daß die durch Art.l42 GG aufrechterhaltenen , 
· ·•· c;trund_r.echtsbestimmungen der Landesverfassungen a-ls Landes- j 

recht fortgelten, besagt noch -nichts darüber, ob diese 
·Fortgeltung auch gegenüber späteren, d.h. nachgrundgesetz-
lichem Bundesrecht erhalten ｢ｬ･ｾ｢ｴＮ＠ Damit würde Art.142 GG 1 

i 

nicht nur eine Fortgeltungsanordnung, sondern darüber hin- ; . ｾ＠

aus auch ･ｾｮ･＠ ｂ･ｳｴ｡ｮ､ｳｧ｡ｲ｡ｮｴｾ･ Ｍ ｦｬｬｲ＠ ､ｾ･＠ von ihm in Bezug 
) ｾ＠ '; . . . . I 

I genommenen Bestimmungen -der Landesverfassungen enthalten. 
. -_ . ·. ·.·_ ··t--·" ｾ＠ . 

r 
; 

- ... 
. . ｾ Ｍ -· r 

l ,. 
( ... 

• •. t ｾ＠
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Aus Art.l42 GG kann eine solche Bestandsgarantie nicht 
entnommen werden. Er besagt nur, daß die betreffenden Be-
stimmungen der Landesverfassungen nicht durch ｩｮｬｾ｡ｬｴｬｩ｣ｨ＠
übereinstimmende ｇｲｵｮ､ｾ･｣ｨｴ･＠ des GG außer Kraft gesetzt 
werden. Inwie1-.rei t sie auch weiterhin, gegenüber späterem 
Bundesrecht, in Kraft bleiben, kann der Übergangsnorm des 
Art.l42 GG nicht entnommen werden. Hierfür komntt es auf 
das allgemeine Verhältnis von Bundesrecht und Landesrecht 
an, das Art.3l GG im Sinne eines Geltungsvorrar-gs des Bun- · 
desrechts, sofern der Bund die Regelungskompetenz hat, 
festlegt (dazu näher unter II.). 

In diesem Sinne auch Maunz, Staatsrecht, 
17.Aufl. S.98• 

Eine Kollision zwischen Bundes{gesetzes)recht und den 
durch Art.l42 GG aufrechterhaltenen Landesgrundrechten, 
die ､ｾｾ＠ deren Außerkraftsatzung gemäß Art.31 GG zur Fol-
ge hat, kann insofern stattfinden, als die Grundrechte des 
GG gemäß dem rechtsstaatliehen Verteilungsprinzip auch 

i 

•' gegenüber dem Bundesgesetzgeber im Zweifel für eine wei- ! 
tergehende Einräumung von Freiheitsrechten offen sind. 
Räumt der Bundesgesetzgeber solche Rechte ein, so kann 
sich daraus ein Widerspruch zu Landesgrundrechten ･ｲｧ･｢･ｮＬ ｾ＠

die zwar mit den Bundesgrundrechten übereinstimmen, aber 
gegenübe.r deren gesetzlicher Erweiterung eine engere, 
weil der l:ntention nach abschließende Get-.rährleistung dar-
stellen. Der gleiche Vorgang kann eintreten, llfenn eine an ; 

i 
sich irihaltsgleiche, aber interpretationsoffene oder kon- . ; 
kretisierungsbedürftige Bundesgrundrechtsnorm eine ab-
schließende bundesgesetzliche Konkretisierung erfährt, 

( 

i die sich dann i.n concreto als . enger erweist als die Landes•; 
grundrechtsnorm. 

Endli.ch sind diejenigen Landesrechtsnormen zu beurteilen, 
die über di.e Grundrechte des GG hinausgehende Grundrechte 
verbürgen (siehe oben b), Ziff. 2). Obwohl auch sie, wie ,. 
dargelegt, nach Art.142 GG zunächst weitergelten, können 
sie späterhin mit nachgrundgesetzlichem einfachen Bundea-
racht -in Widerspruch ｧｾｲ｡ｴ･ｮ＠ und aufgrund Art.)l GG ge-
brochen werden. 

Ebenso: Zinn-Stein, - Kommentar 1954, S.lo); 
·. Bveri'GE l, s.2o4 r-r., 265, 28o f. 
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Als sonstiges Bundesrecht, das in einer der hier darge-
legten 1·leiscn nach Art.l42 GG zunächst aufrcchterhal tenc 
Bestimmungen der LV außer Kraft gesetzt haben kann, kom-
men vor allem die Europäischen Konvention zum Schutze der 
:t-Ienschenrechte und Grundfreiheiten v.4.11.19.5o mit dem 
zustimmenden ｂｬｬｩｾ､･ｳｧ･ｳ･ｴｺ＠ v.7.8.19.52 (BGBl.II s.68.5) sowie 
die umfangreiche Arbeits- und Sozialgesetzgebung des Bun-
des in Betracht. 
Ungeklärt bleibt nach den bisherigen Erörterungen noch, 
ob auch nachgrundgesetzliches einfaches Bundesrecht gegen-
über gleichlautendem Landesverfassungsrecht die "\firkung 
des Art.31 GG auslöst. Diese Frage kann erst beantwortet 
werden, wenn Inhalt und Wirkung der allgemeinen Kollisions· 
und Vorrangregel des Art.31 GG geklärt sind. 

II. Der (allgemeine) Geltungsvorrang des Bundesrechts 
im Bereich der Bundeskompetenz (Art.'31, 7o-72, 75 GG) 

Die allgemeine bundesstaatsrechtliche Kollisions- und Vor-
rangregal des Art.Jl GG besagt, daß Bundesrecht Landes-
recht "bricht", d.h. außer Kraft bzl'l. Geltung setzt. Soll 
damit nicht die bundesstaatliche Kompetenzverteilung zwi-
schen Bunc;i und Ländern unterlaufen oder gar aufgehoben ,.,er-
den, so kann diese Vorrangregel nur für kompetenzgcmäßes, 
nicht auch für koQpetenzüberschreitendes Bundesrecht gel-
ten. Nur koQpetenzgemäßes Bundesrecht ist gültiges, d.h. 
normativ '"irksames Recht, ,.,eil nur es den Rechtserzeu-
gungsregeln der bundesstaatliehen Verfassung gemäß zu-
standegekomrnen ist. Die Kompetenzfrage liegt also der 

·Rangfrage voraus. 

Daraus ergibt sich zunächst die Frage nach dem Regelungs-
gehalt des Art.Jl GG im Verhältnis zu den Kompetenzvor-
schriften der Art.7o ff. GG; sie bedarf der Klärung, be-
vor die Frage nach der inhaltlichen Reichweite des in 
Art.Jl GG statuierten Geltungsvorrangs des Bundesrechts 
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geGenüber Landesrecht und hier insbesondere das praktisch 
wichtige Verhältnis von Bundes- und Landesrecht im Bereich 
der konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
beanbV'ortet werden kann. 

a) Der Regelungsgehalt des Art.31 GG im Verhältnis zu 
Art.7o ff. GG 

Aus der Einsicht, daß die bundesstaats:::-echtliche Kompetenz. 
frage der bundesstaatsrechtlichen Rangfrage vorausliegt, 
wird gefolgert, daß Art.Jl GG insoweit überflüssig und von 
nur deklaratorischer Bedeutung sei, als die Art.7o ff. GG 
zur Anwendung kommen. 

So Gilbart Holf, Bayr.VB1.1956, S.2J8 ff.; 
vor allem v:Mängoldt-Klein, ｄ｡ｾ＠ Bonner Grund-
gesetz, Bd 2, Berlin Frankfurt a.M. 1964, 
Erl.III zu Art.Jl (5.758 ff.). 

Aufgrund der Zuständigkeitsordnung des GG ist dieser An-
sicht nach eine Kollision zwischen "einfachen" Gesetzen 
von Bund und Ländern nicht denkbar, ,.,eil das GG keine 
kumulativ-konkurrierende Gesetzgebungszuständigkei_t kenne. 
Speziell bei Art.72 Abs.l GG entziehe der Bund durch sein 
Gebrauchmachen den Ländern die Zuständigkeit und vorwandle 
seine alternativ-konkurrierende Zuständigkeit in eine nach-
träglich-ausschließliche. Mit dem ｇ･｢ｲ｡ｵ｣ｾｮ｡｣ｨ･ｮ＠ erfolge 
zugleich die bundesgesetzliche Aufhebunß"Siv:i.rkung, so daß 
es eine doppelte 1-lirkung entfalte: für die Zukunft als 
Sperre, nach rüclo.,rärts als Aufhebung. Beide Hirkungen, die 
von den Vertretern dieser Ansicht schon als Inhalt der 
Kompetenzregelung angesehen werden, betreffen in W'ahrheit 
jedoch verschiedene Dinge. Nur die Sperrwirkung betrifft 
die Gesetzgebungsfw'll<:tion, also die Kompetenzfrage; die 
Aufhebungswirkung soll demgegenüber den (frillLer ergangenen : 
Rechtsatzungsakt treffen. Die Sperr1virlcung führt aus sich 
keineswegs zu einer vollen Beseitigung (Aufhebung) der 
Landesgesetzgebungszuständigkeit, sondern verändert sie 
von einer aktuell verfügbaren in eine suspendierte, nur-
mehr potentiell ｶ･ｲｦ￼ｧ｢｡ｲ･ｾｴｲｩｴｴ＠ nämlich das Bundesgesetz 
wieder außer Kraft, dann kann auch die Landesgesetzgebungs-



- 19 -

zuständigkei t 1-.ricder ausgeübt werden. Würde man diese 
Folge konsequent auch nach rück1·rärts auf die Zuständigk ei t 
anwenden, so l'lÜrde dem Landesgesetz die einst aktuell prä -
sente Zuständigkeitsgrundlage durch VeränderunG in eine 
nur potentielle entzogen, keines,.,egs aber würde es selbst 
rückwirkend aufgehoben w·erden. 

So aber anscheinend v.Mangoldt-Klein, aaO, 
Erl.IV 3d zu Art.31 (5.773): Vernichtung ex tune; damit wrde jedoch ein ｲ･｣ｨｾｬｯｳ･ｲ＠
Zustand geschaffen. 

Im vergleichbaren Parallelfall des späteren Wegfalls der 
Ermächtigungsnorm für Rechtsverordnungen 1...-ird darin keines-
,.,egs ein Aufhebungs- oder · Ungültigkeitsgrund für die Ver-
ordnungen selbst gesehen. 

BVerfGE 9, S.J ff., 12; Mußß'I1ug , Bad.-Württ.VBl. 
1965, S.86 ff. mit l'leit.Nachl.,.; Jacobi in 
HbDStR Bd 2, Tübingen 1932, S.246. 

Würde man jene Folge hingegen nach rückwärts auf das Lan-
desgesetz selbst anwenden, dann würde es in seiner Geltung 
nur bis zum Außerkrafttreten des Bundesgesetzes suspen-
diert, aber nicht aufgehoben (vernichtet). Diese Folge 
wrde den zukünftigen Landesgesetzgeber vor kaum lösbare 
Geltungszweifel stellen und seine Gesetzgebung belasten. 
Sie wrde vor allem von Art. 31 GG abl'ieichen, der die Ni<?h-
tigkeit des Landesrechts anordnet. Aus systematischen und 
dogmatischen Gründen ist deshalb daran festzuhalten, daß 
die Art.7o f:f. GG nur die Zuständigkeitsfrage, Art.31 GG 
hingegen die Rangfrage für (schon) geltendes Recht betref-
fen und daß beide Normen sich - mit der Nichtigkeitsfolge -
ergänzen, aber nicht decken. 

F.Kle:in . nxia+ nimmt, wie alle, ebenfalls die 
Nichtigkei tsfolge an, verlegt sie aber in 
die Art.7o ff. GG, in: v.Mangoldt-Klein, aaO. 

Von diesem Ergebnis her '\'lird die Frage irrelevant, ob die 
Art.7o ff. GG nicht nur die Zuständigkeiten für die ein-
fache Bundes- und Landesgesetzgebung regeln, ,.,ährend die 
Verfassungsgesetzgebungszuständigkeit der Länder in Art.28 
GG festgelegt ist. Ebenso erübrigt sich die These 



F. Kleins , 

aaO, Erl.III lo zu Art.Jl (8.766), dazu 
Erl.III 4 zu Art.Jl (8.759), 
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daß di0 Art.?o .ff. GG nur rangglciohos untcrvcrfassungs-
rechtliches Bundes- und Landesrecht aufhöben, ,.".ährend für 
rangverschiedenes Recht wieder Art.Jl GG von konstitutiver 
Bedeutung sei. Im Ergebnis ist jedenfalls auch nach di0ser 
Ansicht das Geltungsverhältnis des GG selbst und von spä-
terem untergrundgesetzlichem Bundesrecht zu früherem Lan-
desverfassungsrecht nach Art.Jl GG zu beurteilen. 

b) Die Reichw·eite des Geltungsvorrane;s des Bundesrechts 
nach Art.Jl GG 

Legt Art.Jl GG fest, daß Bundesrecht im Rahmen der Bundes-
lcompetenz gegenüber Landesrecht jedweder Art einen Gel-
tungsvorrang hat und dieses außer Kraft setzt ( 11 bricht 11 ), 

so ist für die inhaltliche Reichl·Tei te dieser Regelung ent-
scheidend, ob davon auch (inhaltlich) übereinstimmendes 
oder nur widersprechendes Landesrecht ergriffen wird. Die 
für den Grundrechtsbereich durch die spezielle Regelung 
des Art.l42 GG festgelegte Lösung, daß mit den Grundrech-
ten des GG übereinstimmende Grundrechtsbestimmungen der 
Landesverfassungen aufrechterhalten bleiben, ist für die 
allgemeine bundesstaatsrechtliche Vorrangregelung, wie sie 
für das GG Art.3l trifft, seit jeher umstritten. 

l. Die Frage der Erstreckung des Art.Jl GG 
auf übereinstimmendes Landesrecht 

Nach einer schon in der 1-leimarer Zeit verbreiteten 11 uni-
tarischen11 Auslegung 

Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 
14.Aufl., Nachdruck Darmstadt 196o, Erl. , J b zu 
Art.l3 (8.lo3 f.); Gebhard, ｈｾｌｩｬｬ｣ｯｭｭ･ｮｴ｡ｲ＠ zur 
Verfassung des Deutschen Reichs, Hili1.chen Berlin 
Leipzig 1932, Erl. 3 b, e zu Art.l3 (8.126); 
Giese, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 
S.Aufl. Berlin l9Jl, Erl. 1 zu Art.l3 (8.63). -



Zum GG: Dcrncdcle, DV ＱＹｬｾＹＬ＠ S.Jl5 f'f., Jl6; 
ｾＧ＠ DVB1.19 5o, S. 5 ff'. , 6 f. ; Hol ｴ Ａｾ ｯｴｴ｣ｮ＠
in Donner Kommentar, Erstbearbcitunc, Har:1burg 
195o, Brl.II 1 und J a zu ａｲｴＮｬｬｾＲ［＠ Kratzer, 
in: Festschrift für Laforet, S.lo9 f'f'.; 
v.Han.c;oldt, Das Donner Grundgesetz, Erl.2 zu 
Art.Jl und Erl.2 zu Art.l42 (S.l98, 665); 
v. Mangoldt-Klein, aaO, Erl.IV J c zu Art.Jl 
(5.771) und III 5 b zu Art.Jl (S.761); 
Seifert-Geeb, in: Das Bundesrecht, zu Art.Jl 
(S.lJJ); E.R.Huber, l-lirtschaf'tsvez-1.,ralttL"l.gs-
recht, Bd 2, 2.Aufl. Tübingen ＱＹＵｬ ｾ Ｌ＠ ｓＮｬｬｾＶ［＠

Zinn-Stein, Kommentar, 1954, S.252 so>·lie 
Zinn/Ru"!:Jp-v. BrUnneck in der z,.,rci tbearbei tung, 
Einführung S.44; Nitsche, Bayer.VB1.1956, 
S.71 f.; Schlochauer, Öffentliches Recht, 
Karlsruhe 1957, S.l8; Hess.StGH v.27.7.1951, 
NJW 1951, S.7JZJ-,und .v.21.8.195J, zit.bei 
Lesser, JZ 1956, s.159 Nr.9, 
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,.,ird nicht nur entgegenstehendes/widersprechendes Landes-
(verfassw1gs)recht gebrochen, sondern auch übereinstim-
mendes/gleichlautendes. Nach dieser Ansicht hat ａｲｴＮｬｬｾＲ＠ GG · 
konstitu t ive, eine sonst nicht gel tende t' Regelung fest-
legende Bedeutung. Nach einer ebenfalls traditionellen 
"föderalistischen" Auslegung bleibt hingegen übereinstim-
mendes Landesrecht von gleichlautendem Bundesrecht unbe-
rührt. 

Henscl in lThDStR Bd 2, S. J21; St i er-Somlo, 
Deutsches Reichs- und Landesstaatsrecht I, 
Derlin Leipzig ｬＹＲｌ ｾ Ｌ＠ s. J8o; Nawiasky , Bayer. 
Verfassung srecht, München Be rlin LeipziG 1923, 
S.Jh7 ; Do ehl, AöR NF 12 (1927), S.J7 f' f' ., 114 f'. 
Zum GG: De n nc1-.ritz, DÖV 1949, ｓＮｊ ｌｾ ｬ＠ ff., Jl!·l; 
dcrs., in:Bonner Korn.mentar, Erstbearbcitung, 
Erl.II 2 vor a) und in c) zu Art.Jl; Grcn\•e, 
DRiZ 1 9l1.9 , S. 35o; Süs terhenn- Schäfe r, ｉ ｾ ｯｭｭ･ｮﾭ

tnr der Verfassung für Rheinland-Pf'alz, ICob-
le;.1 z 1 95o, Erl.h zu Art.l L{·l (S. h91); Hans 
Schtife r , JZ 1951, S.l99 f'f'., 2oo; Nc:n.ria s1:v-
Leusser, Er gänzungsband, Erl.J zu Art. 98 
ＨｓＮｬｯ ｌ ｾＩ［＠ Snreng-Birn-Feuchte, Die Verfassung 
des Landes Dacl.en-1-Türttemberg , ｓｴｵｴｴ ｧ Ｎｉｾ￶ｬｮ＠ 1954, 
Erl.2 a zu Art.2 (S.J4); Gilbort Wolf', Dayer. 
VBl. 1 9 5 6 , S.2J8 f.; ｇ･ｬｬ｣ｲＭｉｕ･ｩｮ［［Ｚ｡ｨ［Ｍ ｆＧｬ･ ｣ ｬ ｾＬ＠
Die Verf'asstmg des Landes 1-f.tHl , 2.Auf'l. Göttin-
gen 1963, Erl.2 b zu Art.4 (S.55 f'.), ebenso 
der NRH-Verfassungsaussch.uß; Hans J. Uolf'f, 
Ven.,raltungsrecht I, 6.Auf'l. Hünchen Berlin 1965, 
§ 26 IV a (S.ll6); Hesse, Grundzüge des Verfas-
sungsrechts der BRD, 2.Auf'l. Karlsrw1e 1968, 
S.J6, loo; Haunz, ' Deutsches Staatsrecht, V7.Aufl. 



München ＱＹＶｾＬ＠ § 26 VI ＨＵＮＲＲｾＩ［＠ ebenso in 

Naunz-Dürig-Herzog, GG, Bd 1, ?-1ünchen 1969, 
Rdnr.14. zu Art.31 (s.6); Bayer.Ver:fGH v.9.6. 
195o, VGHE NF 3 II 5.67 :f:f. : .VerwRspr.2, 
5.396 :f:f., 4oo. 
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Das BVer:fG hat zu der Frage bisher nicht eindeutig Stel-
lung genommen. Allgemein hat es dahingestellt sein lassen, 
ob Art.31 GG auch au:f ｧｬ･ｩ｣ｾ｡ｵｴ･ｮ､･ｳ＠ Landesrecht zu be-
ziehen sei, 

BVer:fGE 7, 5.342 :f:f., 347, 

und hat nur :für Grundrechtsbestimmungen festgestellt, daß 
inhaltsgleiche Normen von Bundes- und Landesverfassungen 
durch Bundes- und Landesverfassungsgerichte verschieden 
ｩｮｴ･ｾｲ･ｴｩ･ｲ｢｡ｲ＠ sind, eine' rhese, 

BVer:fGE 9, 5.268 :f:f., 278, 

die die parallele Gültigkeit solcher Bundes- und Landes-
{ver:fassungs)rechtsnormen voraussetzt. 

Ebensowenig ･ｩｮ､･ｾｴｩｧ＠ ist die Entstehungsgeschichte. In 
der 6.Sitzung des Hauptausschusses hatte man vor allem 
die Grundrechte vor Augen, als man über gleichlautendes 
Landesrecht sprach (s.oben II b 1). Im· Hinblick au:f sie . 
hielt der Ausschußvorsitzende Dr.Schmid die Einfügung des 
Wortes "entgegenstehendes" (Landesrecht) in Art.31 GG :für 
einen "Pleonasmus", weil die Grundrechte des GG nur einen 
"Hindeststandard" darstellten. Der Unterschied bzt<l. die 
Vergleichbarkai t des sonstigen Landesrechts t</ar in dieser 
Diskussion nicht bewußt. Die Entschließung an das Plenum 
vermerkte jedoch in allgemeiner Wendung, daß Art.31 GG · 
11 sich nur darauf bezieht, daß entgegenstehendes Landes-
recht ausgeschlossen ist." 

Vgl. StenProt. 5.75 :f., zit. JöR NF 1, 5.298 :ff., 
9lo :ff.; dazu ergänzend zur Entstehungsgeschichte 
Mallmann, JZ 1951, 5.254 :f., 255; Nitsche, Bayer. 
VBl. 1956, 5.71 :f. 

In diesem weiten Sinne 'trurde die Diskussion in der 48. 
Sitzung des Hauptausschusses, _d.h. in der 3.Lesung, fort-
geführt. Der ａ｢ｧＮｄｲＮｌｾｦｯｲ･ｴ＠ wiederholte; daß gleichlauten-
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des Landesrecht mit dem GG vereinbar sei: 

StenProt. v.9.2.1949, S.626. 

Die frühere Einigung zu dieser Frage ｬｾｲ､･＠ jedoch wieder 
uruclar, als der Abg.Dr.Dehler (FDP) anläßlich einer Dis-
kussion darüber, ob Art.Jl GG das Landesrecht vernichte 
oder nur suspendiere, ausführte: "Wenn Bundesrecht Landes-
recht bricht, dann hebt das Bundesrecht gleichlautendes 
Landesrecht auf mit der Folge, daß der spätere Wegfall des 
Bundesrechts das gleichlautende Landesrecht nicht wieder 
in Kraft setzt." Der zur Streitklärung eingesetzte Fünfer-
ausschuß erklärte durch seinen Vorsitzenden, den Abg. 
Dr.v.Brentano (CDU) - endgültig verwirrend - : "Wir woll-
ten in diesem [d.h. Art.Jl] Wortlaut, der uns von der 
Weimarer Reichsverfassung überkommen ist und einen fest 
umrissenen Inhalt hat, weder abgehen noch ihn einschrän-
ken. • • • • • Landesgesetze, die mit dem Bundesgesetz iruLalt-
lieh übereinstimmen, verfallen der Aufhebung nicht minder 
als solche, w·elche dem Bundesgesetz ll7idersprechen ••• ". 
Deshalb schlage der Fünferausschuß zur Klarstellung die 
Einfügung des Art.l42 GG vor. 

Vgl. Hauptausschuß, 48.Sitzung am 9.2.1949, 
StenProt. S.627 (Dehler) und 5l.Sitzung am 
lo.2.1949, StenProt. S.67J (v.Brentano). 

v.Brentario zitierte damit freilich nur wörtlich die Nei-
nung von ｾｌｳ｣ｨ￼ｴｺ＠ und gab sie ｾｬｳ＠ damals und jetzt herr-
schende aus. Die Streitfrage, die in der 48.Sitzung klar 
zutage getreten war, nachdem sie in der 6.Sitzung, d.h. 
der 1. Lesung, uruclar geblieben l'lar, wurde damit l'lieder 
verldscht. Han kann allenfalls in der Hinnahme der von 
v.Brentano gelieferten "unitarischen" Interpretation eine 
ge\.,risse Tendenz vermuten, die durch eine entsprechende Um-
formulierung des neu eingefügten Art.l42 GG verstärkt 
wird. Art.l42 GG lautete in der vom Hauptausschuß zunächst 
gebilligten Fassung: "Die Artikel 1 bis 2o b (d•h• 1 bis 
18 GG) stehen ·Bestimmungen gleichen Inhalts in den Länder-
verfassungen nicht entgegen. 11 In der ｬｾＮｌ･ｳｷＱＮｧ＠ des Haupt-
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ausschusses am 5.5.1949 schlug der Abg.Zinn (SPD) die 
heutige Fassung, insbesondere die Formulierung 11 Ungeachte · 
••• des Artikels 31" vor. 

StenProt. S.765; Drucks.85o/854 v.5./6.5.1949. 

Diese "unitarischer" als zuvor scheinende Fassung ist fre : 
lieh nicht be,.,..eiskräftig; denn der 1fortlaut des Art ＮＱＱｾＲ＠ G:. 
kann für beide Interpretationen des Art.31 GG in Anspruch 
genommen .werden. 

Für die "föderalistische", länderfreundliche Interpreta-
tion wird häufig die im Vergleich zur loffiV föderalistische · 
re Grundtendenz des GG angeführt. Jedoch erscheint bei 
diesem vagen Interpretati9nsansatz die Einfügung des Art. 
142 GG um so überflüssiger,' weil es einer Klarstellung 
hinsichtlich der Grundrechte am '"enigsten, hinsichtlich 
sonstigen Landesrechts am ehesten bedurft hätte. Denn die . 
Eigenständigkeit der Länder hätte dort prinzipieller und 
effektiver behauptet werden ·können und müssen als im Be-
reich der Grundrechte, die damals in \"Iei ten Teilen als 
naturrechtlich begründete, dem Staat vorgegebene Rechte 
verstanden wurden. Die ｆｯｬｧ･ｾｧ･ｮ＠ aus jener Interpreta-
tion sind zudem keinesweg·s bundesstaatsförderlich. Von de : 
praktischen Auswirkung her ist nämlich nur die Erhaltung 
der Prüfungskompetenz der Landesverfassungsgerichte von 
Interesse, die für •übereinstimmendes Landesrecht neben 
der des BVer:fG bestehen bleiben könnte. 

Dazu Geller-Kleinrahm-Fleck, aaO, Erl.2 d zu 
. Art.4 (S.57) mit weit.Nachw. 

Demgegenüber steht jedoch der Nachteil widersprechender 
Normbeurt_eilungen durch die Gerichte, so daß der Kompeten: 
vorteil der Länder auf Kosten der Klarheit W'ld llider-. 
spruchslosigkeit des Rechts 'im Bundesstaat geht, deren 
Sicherung gerade Art.3l GG dienen soll. Ob dieser ｎ｡｣ｨｴ･ｩ ｾ＠

dennoch mit Art. 31 GG in Kauf genommen ,."erden sollte, muß 
präziser als mit der föderalistischen ｓｴｲｷｾｴｵｲ＠ der BRD 
dargelegt werden. 
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Ein solcher Nach,.,eis könnte unter Berufung auf' Art.l2J 
Abs.l GG versucht werden, indem die von Art.l2J Abs.l GG 
i.V.m. Art.l24, 12.5 GG veranlaßten Fortgeltungs,drkung en, 
die als solche das Verhältnis von ｾｧｲｵｮ､ｧ｣ｳ･ ｴ ｺｬｩ｣ｨ･ｭ＠

ehemalig€m Reichsrecht und Recht der (alten und ncuen) 
Länder zum Grundgesetz betreffen, auch f'ür das hier zu 
erörternde Problem fruchtbar gemacht ,.,erden, ' vi e sich 
nachgrundgesetzliches, einfaches Bundesrech t zu vorgrund-
gesetzlichen gleichlautenden ｌ｡ｮ､･ｳｶ･ｲｦＧ｡ｳｳｵｮ ｣ ｳ ｯ ･ｳｴｬｾｵｮﾭ

gen verhält. Gelten diese Bestimmungen z";ar fort, >'leil sie 
dem GG nicht wid€rsprechen, gelten sie aber nach den Art. 
124 ff. GG als (evtl.partielles) Bundesrecht fort, daru• 
ｬｾ｡ｮｮ＠ der Bundesgesetzgeber dieses partielle Bundesrecht 
ohne Zweifel auch durch. neue ｩｮｨ｡ｬｴｳｾｬ･ｩ｣ｨ･＠ Bundesgesetze 
ersetzen und aufheben; or ist, um seine Zustündigkeit aus-
ｺｵｾ｢･ｮＬ＠ nicht gezloJUngen, ＢＧﾷｬｩ､･ｲｳｰｲｾ｣ｨ･ｮ､･ｳ＠ Bundesrocht zu 
setzen, um über das partielle Bundesrecht ｨｩｮｷ･ｾ＠ zu bun-
deseinheitlichen Regelungen zu gelangen. Von der inneren 
Fole;erichtigl{eit der Normwirl{ungen der Art.l2J' f'f'. GG ist 
ｬｾ･ｩｮ＠ Grund ersichtlich, warum dies nicht auch für jenes 
Recht gelten soll, das 'über Art.l23, 125 GG nicht als 
(partielles) Bundesrecht, sondern als Landesrecht fort-
gilt, für das dia Regelungskompotenz jedoch jetzt beim 
Bundesgesetzgeber liegt bz'"• von ihm in Anspruch genommen 
werdGn kann. Demgemäß ist der Bundesgesetzt;ebor für befugt 
zu .erachten, fortgeltendes Landesverf'assungsrecht, auch 
sOlofeit es S"lGichlautend ist, zu ersetzen und mit der Folß'o 
des Art • .)l GG aufzuheben. Ebenso kann er unter den Voraus-
ｳ･ｴｺｵｮｾ･ｮ＠ das Art.72 Abs.2 GG auf' den Gebieten tätig wer-
den, auf' denen bereits paralleles gleichlautendes Landes-
recht besteht. Anges·ichts der bisher herausgearbeiteten 
zahlreichen Hinweise auf' den Ausnahmecharakter des Art. 
ｬｬｾＲ＠ GG ist es nur folgerichtig, die Art •. 7o ff'. GG durch 
den Art • .)l GG ｾｴｩｯｮ･ｬｬ＠ komplettieren zu lassen und 
einer Bundesgesetzgebung dadurch zu der von ihr beabsich-
tigten ｬＧｩｩｲｬｾｵｮｧ＠ zu verhelfen. Im Ergebnis heißt das: Der 
Bundesgesetzgeber ｾｭｩｴ＠ Hilfe des Art.J1 GG auch über-
einstimm'endes Landes (Verfassungs )recht au:f'heben, ,.,onn or 
dies wil+. 



- 26 -

Dieses Ergebnis trägt sowohl dem Vorrangsprinzip ｦｬｩｾ＠ den 
Bundesgesetzgeber Rechnung, das Art. 31 GG festlegen l"lill, 
als auch der vielfach berufenen föderalistischen Grtmd-
ｳｴｲｵｬｾｴｵｲ＠ des GG. Denn es besagt nicht, daß schon mit jeder 
Inanspruchnahme der Regelungskompetenz durch den Bundes-
gesetzgeber alles in dem ｦｲｾｧｬｩ｣ｨ･ｮ＠ Kompetenzbereich bis-
lang gel tcndc, nicht \'lidcrsprechende Landesrecht unmi ttel-
bar, .gc\dssermaßen automatisch, außer Kraft tritt, sondern 
daß dies (nur) insoweit eintritt, als die vom Dundesge-
setzgeber geschaffene Regelung nach Zlveclc, Inhalt oder 
Art auf eine solche Aufhebung abzielt. Es muß also je-
weils im Wege der .Auslegung geklärt werden, ob und imvie-
weit eine bundesgesetzliche ｒ･ｾ･ｬｵｮｧ＠ einen Ausschließ-
lichlcei tsanspruch, den sie gegenüber gleichlautendem bzl·l. 
nichtwidersprechendem Landesrecht erheben kann, auch ivirk-
lich erhebt, inwieweit sie also übereinstimmendes Landes-
recht "brechen" ｾ＠ oder nicht. 

Ebenso Bernhardt, in Bonner Kommentar ( Zlvei t-
bearbeitung), Er1.J6 zu Art.Jl GG. 

2. Insbe.sondere Kompetenzinanspruchnahme und Gel tungsvor-
rang im Bereich der konkurrierenden ｇ･ｳ･ｴｺｧ･｢ｷｾｧｳﾭ
zuständigkeit des Bundes 
ＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭｾＭＭ

Die bisla:ng allgemein untersuchte Frage der Reichlvei te 
des durch Art.Jl GG bewirkten Geltungsvorrangs des Bundes-
rechts erhält ihre praktische Bedeutung nahezu ausschließ-
lich im Bareich der konkurrierenden Gesetzgebungszustän-
digkeit des Bundes gemäß· Art. 72, Ｗｩｾ＠ GG. Im Bereich der 
ausschließlichen Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
ist alles "bisherige" Recht i.S. des Art.l23 GG gemäß 
Art.l24 BUndesrecht gel.,orden, so daß für eine Konkurrenz 
von Bundes- \L'"l.d Landesrecht inso,.,ei t kein Raum ist. Ein 
mögliches Nebeneinander von Bundesrecht und Landesrecht 
ist hier nur denkbar, ivenn und sol';eit der Bundesgesetz-
geber ausdrücklich (und im Einzelfall) die Landesstaats-
gewalt zur (ergänzenden oder ausführenden) Normsatzung 
ermächtigt (Art.71). Daß es dabei zu Überschneidungs-
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oder Übereinstir.unungsproblemen kommt, ist }(aum ersieht-
lich. Im Bereich der ausschließlichen Zuständi(;l(ei t der 
Landesgesetzgebung ist alles 'bisherige' ·Recht i.S. des 
Art.l23 Landesrecht geworden und ein Nebeneinander von 
Bundes- und Landesrecht mangels bestehender Rochtsetzungs-
kompetenz des Bundes ausgeschlossen. Damit bleiben als 
Konkurrenz- und Kollisionsgebiete z1·tischen Bundes- und 
Landesrecht nur die Bereiche der ｫｯｲｵｾｵｲｲｩ･ｲ･ｮ､･ｮ＠ und der 
Rahmon-Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes. Davon wirft 
die Rahmenkompetenz des Bundes (Art. 75 GG) insofern v1enig 
Probleme au:f, als sie von vo·rnherein au:f Rahnenregelune-on 
beschrärutt, d.h. :für ergänzende und ausfüllende Regelungen 
des Landesrechts o:f:fen urid au:f sie hin angelegt sein muß 

dazu BVer:fGE 4,115,129 :f; 18,159,167; 
'Werner lveber, Erfordernisse der Ralunengesetz-
gebung: DOV 1954, 5.417 :f:f. 

und damit ein Nebeneinanderbestehen von Bundesrecht und 
übereinstimmenden (i.S. von ｾｩｾｨｴｷｩ､･ｲｳｰｲ･｣ｨ･ｮ､･ｭＩ＠ Landes- ; 
recht von vornherein impliziert. Ein normativer Wille des ;, 
Bundesgesetzgebers au:f ausschließliche bzw. abschließende 
bundesrechtliche Regelung scheidet schon aus ｋｯｭｰ･ｴ･ｮｺｾ＠
gründen aus. 

Kriterien da:für, daß der Bundesgesetzgeber au:f Gebieten 
der konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit überein-
stimmendes Landesrecht kassieren und außer Kraft setzen 
will, sind in allgemeinen Aussagen nur scln·rer zu formu-
lieren. Entscheidend ist das ･ｩｮｺ･ｬｮ･ ﾷ ｂｷｾ､･ｳｧ･ｳ･ｴｺＮ＠ Dabei 
kommt es, wenn ausdrücklich nichts gesagt ist, insbeson-
dere darauf' an, ob ein· Gesetz - oder eine Nehrheit von 
Gesetzen - erschöpfend sein oder nur Teilgebiete regeln 

' l'lill. Diese Prü:fung bereitet naturgemäß Schl·ticrigkeiten. 
Sicher ist zunächst nur dieses: Eine erschöpfende, die 
Landesverfassungsbestimmung aufhebende Bundesregelung 
liegt jedenfalls dann nicht vor, wenn der Bund für das 
betre:f:fende Gebiet nur eine Teilzuständigkai t besitzt, w·ie 

etwa :für das Recht des ö:f:fentlichen Dienstes, das Baurecht ·. 
u. ä.m. Im übrigen lc:ann die Art der vorgenommenen Normie-
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rung als Indiz dienen. Nach der Rechtsprechung des BVerfG 
muß eine erschöpfende Regelung einer in Anspruch genomme-
nen ｾｩ｡＠ terie (auch) konkrete und präzise Einzelnormierungen 
･ｮｴｨｾｬ＠ ten. ﾷｾａｬｬｧ･ｭ･ｩｮ･＠ Bestimmungen oder Generalklauseln 
••• ,die ••• keine konkreten Angaben enthalten 11 und die 
nur eine 11 rechtsschöpferische Auslegung" ermöglichen, 
setzen danach jedenfalls nicht konkrete Landesgesetze 
außer Kraft. 

BVerfGE 7, 5.342 ff., 347, 353 f. 

Diese Feststellung kann jedoch nur eine Vermutungsregel 
begründen. Wie der Bundesgesetzgeber die Landesgesetz-
gebung auch dadurch nach Art.72 GG ausschließen kann, daß 
er- unter den Voraussetzungen des Art.72 Abs.2 GG-
erklärtermaßen einen Regelungsbereich bewußt von Normie-
rungen ausspart, so kann er auch durch Grundsatzregeln, 

_die erkennbar erschöpfend sein sollen, die Landesgesetz-
gebung ausschließen und die weitere Regelung, im Rahmen 
des Art.8o GG, der Exekutive zuweisen. 

Vgl. BVerfGE 2, 5.232 ff., 236; a.A. v.Mangoldt-
Klein, aaO, Erl.III 3 zu Art.31 (5.759). 
ａｵｳｾｲｬｩ｣ｨ･＠ Darstellung von Doehl, AöR NF 12, 
5.82 ff. 

Erst rech.t kann er dann durch eigene Grundsatz-, Rahmen-, 
Programm-.und sogar Ermächtigungsnormen 

Hamann, GG, 2.Aufl. Neuwied Berlin 1956, 
Erl.B 3 zu Art-.72 (5.325); v.J.I.iangoldt-
Klein, aaO, Bd 2, 1964, Erl.III 2 d zu 
Art.72 (5.1438 f.) 

Grundsatz-, Programmnormen usw. der Landesverfassungen 
ausschließen. 
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3. Vorgrundgesetzliche Landesverfassungsbestimmungen 

ｾｾＭｾｾｾｾｾＱＡｾＺｾｾｾｾｾｾｾＲＺｾｾｾｾＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭ

Besonders zu erörtern ist weiterhin die Frage, wieweit 
sich das _Vorrangprinzip des Art.Jl GG auf vor-grundgesetz-
liches Landesverfassungsrecht auswirkt, das mit Bundesver-
fassungs- oder einfachem Bundesrecht inhaltsgleich ist. 
Für diejenigen Landesverfassungsnormen, die Grundrechts-
charakter i.S. des Art.l42 GG haben, ist die Fortgeltung 
als Landesrecht durch Art.l42 GG positiv festgelegt ＧｾｯｲＭ
den. 
Für die übrigen Landesverfassungsnormen ist eine solche 
Festlegung nicht erfolgt • . Hier ist zunächst bedeutsam, ob 
sie gemäß den Überleitungsregeln der Art.l24, l25 GG als 
Landesrecht oder als (partiell begrenztes) Bundesrecht 
fortgelten. Soweit Landesverfassungsbestimmungen als par-
tielles Bundesrecht fortgelten würden, wären sie durch 
späteres inhaltsgleiches Bundes(verfassungs)recht ohne 
weiteres ｫｯｮｾｵｭｩ･ｲｴＬ＠ das Fortgeltungsproblem würde sich 
nicht weiter ·stellen. Die Aktualität dieser Frage ergibt 
sich daraus, daß für die in den Landesverfassungen enthal-
tenen sachinhaltlichen Regelungen vielfach die Bestimmun-
gen de·r WRV inhaltlich und textlich zum ·vorbild gedient 
haben und diese Regelungen daher insoweit die 1ffiV ersetzt 
oder abgeändert haben. W'ürde man nun die lffiV als Reichs-
recht ｩＮｓｾ＠ des Art.l25 Nr.2 GG ansehen, dann ［ｾ￤ｲ･＠ den Lan-
desverfassungen etwa aufgrund des Art.74 GG die gesamte 
Wirtschafts- und Sozialordnung entzogen, die gemeinhin als 
ihre vom GG freigelassene Besonderheit gilt, und wäre 
- ganz im Gegensatz zu den Intentionen des GG - partielles, 
verbindliches Bundesrecht geworden. Die'se Wirkung kann von 
Art.l23 Abs.l i.V.m. Art.l25 Nr.2 GG nicht beabsichtigt 
sein. Art.l25 Nr.2 GG soll der weiteren Zersplitterung von 
Rechtsregelungen entgegenwirken, deren Fortgeltung als 
reichs-/bundeseinheitliches Recht durch die Interimsrecht-
setzung der Länder unterbrochen worden ist. Zu diesem Recht : 
gehört jedoch die WRV .insgesamt nicht, weil sie, soweit 
sie nach der NS-Zeit überhaupt noch in Kraft war, durch das 
GG abgelöst wurde. 
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Demgemäß sind Landesverfassungsnormen nicht deshalb (par-
tielles) Bundesrecht geworden, weil sie Vorschriften der 
WRV ersetzt oder abgeändert haben. Das gilt auch für die-
jenigen Bestimmungen der LV,- die das Verhältnis Staat -
Kirche in Übereinstimmung ｭｾｴ＠ bzw. in Anlehnung an die ent-
sprechenden Vorschriften der WRV regeln. Sie gelten an sich 
als Landesrecht fort. Vor allem hier ergibt sich die Frage, 
ob diese Regelungen neben den durch das GG rezipierten 
Weimarer Kirchenartikeln, soweit sie mit diesen inhaltlich 
übereinstimmen, fortbestehen oder durch sie aufgehoben 
bzw. überholt sind. Da es sich bei den in das GG rezipier-
ten Kirchenartikeln der WRV um Rahmenbestimmungen handelt, 
die eine Grund- und ｾｮ､･ｳｴｯｲ､ｮｵｮｧ＠ für das Verhältnis 
Staat - Kirche normieren, aber die nähere Ausgestaltung 
durch die nach dem GG dafür allein zuständigen Länder vor-
aussetzen, 'kann dem Grundgesetzgeber ein Aufhebungswille 
für die übereinstimmenden Regelungen der LV nicht unter-
stellt werden. Er wollte hier weder allein noch abschlie-
ßend regeln, sondern - ähnlich wie in Art.7 GG - einen ver-
bindlichen Rahmen festlegen. Hinzu kommt, daß die Mehrzahl 
dieser rezipierten Kirchenartikel der WRV (insbes. Art.l36, 
137 Abs.I-III, Art.l41) sachinhaltlich enge Beziehungen 
zu dem Grundrecht des Art.4 Abs.l und 2 GG aufweist, ja 
als nähere Ausformung und Spezialisierung dieses Grund-
rechts anzusehen ist. Das legt es nahe, die in Art.l42 GG 
getroffene Regelung für diese Artikel, wenn nicht unmittel-
bar, so doch entsprechend anzuwenden. 

Mit den Art.l36 ff., 141 WRV inhaltlich übereinstimmende 
Landesverfassungsbestimmungen sind demgemäß durch Art.l4o, 
31 GG nicht aufgehoben worden, soweit sie solche staats-
kirchenrechtlichen Rahmenbestimmungen enthalten, und gelten 
- ungeachtet späterer kompetenzgemäßer bundesgesetzlicher 
Regelungen fort. 
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c) Der Geltungsvorrang des Art.Jl GG im Verhältnis zu 
Programmsätzen und Gesetzgebungsaufträgen des Landes-
verfassungsrechts 

Im Hinblick auf die konkrete Ausgestaltung der Bramischen 
LV ist noch die Frage von besonderem Interesse, inwielvei t 
allgemeine Grundsatznormen der LV, insbesondere sogenann-
te Gesetzgebungsaufträge für bestimmte Materien, die 
selbst keine eigentliche Sachregelung enthalten, aber die 
normative Richtung einer solchen Sachregelung, die dem 
(Landes- )Gesetzgeber aufgetragen lvird, mehr oder minder 
deutlich festlegen, durch einfaches Bundesrecht über Art. 
31 GG aufgehoben werden können bzw. sollen. Vor allem im 
Zweiten Hauptteil der LV gibt es zahlreiche solcher Pro-
grammsätze und Verfassungsaufträge an den Landesgesetz-
geber. Sie sind für sich genommen so allgemein und vage, 
daß sie Bundesgesetzesrecht kaum je entsprechen oder gar 
widersprechen können. Gleichwohl können sie bei einem 

' evtl. späteren Wiederaufleben ·der aktuellen ｫｯｮｫｵｲｲｩ･ｲ･ｮ､･ｮ ｾ ＮＺ＠

Landesgesetzgebungskompetenz für die dann wieder zulässi-
gen Landesgesetze durchaus als sinnvolle und gewollte 
landesverfassungsrechtliche Beauftragungen und Begrenzun-
gen in Betracht kommen. 
Man könnte erwägen, die Rechtsfolgen ·danach zu unterschei- · 
den, ob für eine Grundsatznorm bzw. einen sog.Gesetzge-
bungsauftrag der Charakter als spezieller Kompetenznorm 
oder Kompetenzbeauftragung bestimmend ist oder der Charak-
ter als, wenn auch unvollständiger und nur grundsatzarti-
ger, Sachregelung. Doch läßt sich eine solche Differenzie-
rung konkret nicht durchführen; es ist die Eigenart von 
Programmsätzen und/oder Yerfassungsaufträgen, daß sie je-
weils mehr als eine bloße ｋｯｭｰ･ｴｾｮｺ｢･｡ｵｦｴｲ｡ｧｵｮｧ＠ enthalten 
und, sei es nur durch die Festlegung eines verbindlichen 
Gesetzgebungsziels, einen bestimmten, wenn auch oftmals 
sehr konkretisierungs- und ausfüllungsbedürftigen Rahmen 
einer Sachregelung festlegen. 
Man wird hier, in Anwendung der ·oben b 2) entwickelten Re-
geln, häufig eine Normtoleranz annehmen können, so daß das . 

Bundesgesetz die Landesverfassungsnorm unberührt lassen 
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,.,rill; aber das gilt nicht _in jedem Fall .• Eine u.-:J:fassenG.c, 
erschöpfende Bundesgesetzgebung kann :für ihr Sachgebiet 
jede landesrechtliche Normierung aufheben und ausschlie-
ßen, und zwar so,'f"ohl Normen, die sich rechtssatzmäßig an 
den Bürger wenden, als auch Normen, die nur Rechtsgrund-
sätze und Interpretationsmaximen enthalten. Nur so ko.nn 
der Bundesgesetzgeber überhaupt eine unfassendc Voll-
regelung tre:f:fen. Auch inhaltliche Prograr.-unsätze müssen 
in diese iVirkung einbezogen werden ｬｾ￶ｮｮ･ｮＬ＠ \ve llll ih::-e Fu.."llc-
tion als Auslegungsmaßstab . ·ebenfalls ausgeschlossen ,.,G rden 
soll. Erachtet die Landesver:fassunggebung später, wenn 
der Bundesgesetzgeber die konkurrierende Gcsctzacbungskom.., , 
petenz au:f diesem Gebiet wieder :freigibt, die aufgehobene 
Landesverfassw1gsnorm ｾｭ｡ｵｴＧ Ｎ＠ für erforderlich, so lebt 
sie nicht etl-1a von selbst wieder auf, sondern muß als 
neues .Recht neu ｸﾱ｡｡ｭｾ＠ erlassen werden. 

III. Die bundesstaatliche Homogenitätsgarantie 
(Art.28 I 1 GG) 

a) Alleemeine BedeutunG und ｾｾｴｩｯｮ＠ der bundesstaat-
lichen·Homogenitütsgarantie 

I-::ennzeichnet es dio Eigenart des Bundesstaates, daß mehre-
ｾ･＠ Staaten, ohne au:fzw1ören Staaten und damit politische 
Einheiten zu sein, ,.,iedcrum zu einer staatlichen Ein.hei t . 
verbunden sind, so bedarf es neben der Auf teilw1g der 
Kompctenzausübu...J.g Z"'ITisch.en Zentralstaat u...J.d Gliedstaa tcn 
und der Sicherung der formalen Einheitlichk eit der gel- .. 
tenden Rechtsordnw1g vor allem der Ge,vährleistung der Über-

i 

einstimmung Z"'vischen Zentralstaat und Gliedstaaten und der 
Gliedstaaten untereinander in der politischen und ver:fas-
sungsrechtlichen Grundstrmctur. Weil Zentralstaat ,.,ie 
Gliedstaaten als Staaten je eigene ·Verfassuncshoheit und 
Verfassungsautonomie haben, ist die prinzipielle Überein-
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stinu:mnt; (IIoJ!lOGenitlit) in der politischen und ver:fnssunt;s-
rechtlichen Grundstruktur VoraussetzunG da:fi.ir, daD der 
Bundesstaat als staatliche Einheit bestehen kann und zu-
sammenhält, d.h. daß der politische Konflikt innerhalb des 
Bundesstaats, der not"''lendig sein Auseinander:fall.en zur 
Folge hätte, vermieden bleibt. 

s. dazu grundlegend Carl ｓ｣ｾｾｩｴｴＬ＠ Verfassw1cs-
lehre, 4.Aufl. 1965, S.J7o ff.; Stern, in: Ban-
ner Kommentar ( Zw·ei tbearbei tung), Rdnr. 4-11 
zu Art. 28 mit ,.,eit.Nacln;. 

Als Voraussetzung für den Bestand bundesstaatlicher Ein-
heit bedarf die bundesstaatliche Homogenität der recht-
lichen Absicherung bz'"· Ge"''lährleistung. Der Heg dazu sind 
die Homogenitätsbestimmungen der bundesstaatliehen Verfas-
sungen, die, je nach der koru{reten Homogenitätsbasis des 
einzelnen Bundesstaates, bestimmte verfassungsrechtliche 
Strukturprinzipien für Zentralstaat wie Gliedstaaten ver-
bindlich machen und die Gewährleistung der so begründeten 
rechtlichen Verfassungshomogenität idR dem Zentralstaat 
überantworten. Für die Bundesrepublik schreibt in diesem 
Sinn Art.28 GG vor, daß die verfassungsmäßige Ordnung in 
den Ländern "den Grundsätzen des republikanischen, demo-
ｬｾｲ｡ｴｩｳ｣ｨ･ｮ＠ und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses 
Grundgesetzes" entsprechen, daß den Gemeinden und Gemein-
､･ｶ･ｲ｢￤ｮ､ｾｮ＠ das Recht der Selbstven.,al tung nach Naßgabe 
des Art. 28 Abs. 2 ge"'·lährleistet sein und daß in Ländern, 
ICreisen und Gemeinden eine aus allgemeinen, unmittelbaren, 
freien, gleichen und geheimen 1·lahlen hervorgegant;ene ｖｯｬｬｾｳﾭ
vertretung bestehen muß, und überträgt die Gewährleistung 
dieser Homogenität dem Bund (Art.28 III). 

Aus dieser . Homogenitätsbestimmung ergibt sich, neben den 
bisher behandelten, ein "''leiteres bundesstaatsrechtliches 

·Konkurrenz- und Kollisionsproblem, das sich, Gemäß der 
normativen Zielrichtung der ｈｯｭｯｧ･ｮｩｴ￤ｴｳｬｾｬ｡ｵｳ･ｬＬ＠ speziell 
auf das Landesverfassungsrecht bezieht. Es ist mit den 
bisher behandelten, durch Art.l42 und Art.Jl i.V.m. Art. 
7o ff. ｾｇ＠ ausgedrückten nicht notwendig inhaltsgleich; 
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seine Eigenart ｢｣ｳｴｩｾＺｴ＠ sich je nach der Art der Rechts-
\'lirkung, die die bunde:;staatliche Hooogenitätsbestimr;mnG 
entfaltet, insbesondere ､｡ｮ｡｣ｨｾ＠ ob sie als unmittelbar gel-
tendes Recht im Landesbereich wirkt oder sich lediglich alf 
Verpflichtungsnorm an die Länder als solche wendet, deren 
Einhaltung durch diese mit den Mitteln der Bundesaufsicht 
herbeigeführt werden muß. 

b) Die normative 'Hirkung der Homo genitä ts .r;aran ti e 
im Hinblick auf das Landesverfassung srecht 

Nach allgemeiner Ansj_cht hat Art. 28. GG, ebenso ·vie sein 
Vorgänger Art.l7 WRV, den Charakter einer Normativbestim-
mung. 

Vgl. I>iaunz in Maunz-Dürig-Herzog, Rdnr.2 zu 
Art.28; Stern, in: Bonner Kommentar (Zweit-
bearbeitu. .. g), Rdnr.l4 zu Art.28 mit \veit. 
Nach,.,.; für die WRV .Anschtitz, Die Verfassung 
des Deutschen Reiches, 14.Aufl. 1933, Anm.l 
ZU Art.17. 

Darunter ist zunächst verstanden, daß Art.28 nicht selbst 
unmittelbar geltendes Landesverfassungsrecht setzt, son-
dern sich "normativ" als Richtlinien- oder Rahmenbestim-
mung an den Landesverfassunggeber l'lendet und diesen dahin 
b'indet, die Landesverfassung (und Landesrechtsordnung ) 
in Übereinstinuilung mit den verbürgt en verfassungsrech t- · 
liehen Strwcturprinzipien zu gestalten. 

. Übereinstimmende Heinung, vgl. BVerf GE 22, 18o ff. , 2o4; 
aber nicht17; l\Iaunz in Maunz-Dürig-Herzog, Rdnr. 2 u. 3 
eindeutig/ zu Art. 28; Stern in Bonner Kornman tar ( z,.,.. ,ü t -

bearbeitung), Rdnr.l4 zu Art.28; 
a.A. 1v.Schmidt, Das Verhältnis von Bund und Ländern 
im demokratischen Bundesstaat des Grundgesetzes, 
AöR 87 (1962), S. 28o , der Art.28 als 
"Teilstück einer jeden Landesverfassung 11 

ansieht. 

Daraus folgt, daß die für Art.31 GG lvesentliche Frage , ob 
Bundesrecht auch übereinstimmendes Landesrecht bricht bz\·1. 
aufhebt, für Art.28 GG in seinem Verhältnis zum Landesvcr-
fassungsrecht- gegenstandslos ist. 1fenngleich Art.28 be-
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stimmte bindende Anforderungen an den ｉｲｵｾ｡ｬｴ＠ der Landcs-
ver:fassuncen stellt, so 11 ersetzt" oder überlag-ert er das 
Landosvorfassunasrecht insoweit in ·seiner Geltune nicht. 
Ir.1 Rahmen dos Art.28 GG stel.lt sich daher kein Korucurrcnz-
ｳｯｮ､ｾｲｮ＠ nur ein Kol.l.isionsproblom. 

l'lel.che Rechts'tdrlcung im Kol.l.isionsfall, wenn. Bestimmuncen 
der Landesverfassung den in Art.28 GG verbürgten ｓｴｲｷｾｴｵｲﾭ
prinzipien ,.,.idersprechen, eintritt, ist umstritten. Die 
übeT\degende Meinung des Schriftturns und wohl auch das 
BVer:fG gehen davon aus, daß in diesec Fall der allgemeine 
Geltungsvorrang des Bundes(verfassungs)rechts unmittelbar 
eingreift, dem Art. 28 GG \ddersprechcnde Destir.unungen der 
Landesverfassungen also ungültig sind. 

.. ｾｾ＠ ＱｾＱ＠ . : p :::;:; §B ' e ; ; Haun; in Uaunz-Dürig-
Herzog, Rdnr.JSzu Art.28; Stern, in: BK 
( z,.,ei tbearbei tung), Rdnr.l.6 ff. zu Art. 28; 
BVerfGE 9,277 (im Hinbl.ick auf Landesgesetze). 

Demgegenüber beruft sich eine andere Meinung ､｡ｾ｡ｵｦＫｸ＠ auf 
die fehl.ende unmittelbare Rechtsgeltung des Art.28 GG im 
Landesbereich; eine Art. 28 ,.,idersprechende Norm des Landes· 
verfassungsrechts sei doshalb nicht unmittelbar nichtig, 
sie müsse jedoch auf Verlangen des Bundes aufgehoben '\'er-

den, da das Land durch ihren Erlaß seine Bundespflicht 
verl.etzt habe. 

H.v.Hangoldt, Komentar, Dem. 4 zu Art.28(S.l81); 
ｆｲｩ｣ｳ｣ｲｾ｡ｨｮＬ＠ Zum Verhältnis von Bundes- lliLd 
Landcsvcrfassungsgerichtsbarkeit, unvcrö:f:f'. 
Hanuskript .1956, S.51 f. (angeführt bei Stern, 
in: BK (Zl-leitbearbeitung), Rdn.l7 zu Art.28); 
ders., in 1-IbDStR, Bd 2, ｓＮｓｬｾｯ＠ für .Art.l7 1'/RV. 

Die Frage l::ann nicht unter Berufung auf den Charakter' des 
Art. 28 GG als ｎｯｲｭｾｴｩｶ｢･ｳｴｩｭｭｵｮｧ＠ entschieden l·Jerden. Ni t 
dieser Eigenschaft ist die eine wie die andere Rechts-
folge vereinbar • .Auch eine Rechtsnorm, die nicht uruaittel-
bar anwendbares Recht setzt, sondern Grundsätze normiert, 
innerhalb deren eine andere Instanz anl'lcndbaros Recht 
setzen sol.l oder setzen darl, kann doch be\·li.rken, daß 
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solcho Rechtsnormen, die diesen Grundsätzen 1-ddersprechen, 
keine Gü"ltigkeit haben. Normativbestimmung ist nicht 
gleichbedeutend mit nur "obligatorischer" l•lirlcung. En t-
scheidond ist vielmehr die ｬｾｯｮｫｲ･ｴ･＠ Ausgastal tung der bun-
desstaa tliche11. Verhältnisse, liie lioi t in ihnen das "bün-
dische" Element (l•reitgehende Gleichordnung, Erhaltung der 
Impermeabilität der Gl.iedstaaten) oder das "staatl.iche" 
Element (Üborordnung des Zentralstaates mit unmittelbarem 
Durchgriff'srecht) bestimmend -ist. Darauf braucht jedoch 
für die Zwecke dieses Gutachtons nicht niihcr eingegane-en 
zu werden. Denn die ｰｲｾｾｴｩｳ｣ｨ･＠ Bedeutung der unterschied-
lichen Auffassungen über die rechtliche i'lirkung des Art.28 

·. GG liegt nicht in der Frage der ｒ･ｾｨｴｳＢＧＭｲｩ､ｲｩｧｫ･ｩ＠ t des gegen 
Art. 28 GG verstoßenden Landesverfassungsrechts, so :.-.dern 
(ledigl.ich) in der Art der verfahrensmäßigen Durchs<:n z unG" .· 
und Geltendmachung des vorrangigen ｇｯｬｴｵｮｧｳｾｾｳｰｲｵ｣ｨ｣ｳ＠ Ces 
Bundesrechts. J:st die Art. 28 GG lddersprechende Norm des 

Landesverfassungsrechts nicht _ schon als solche ungültig, 
so ist jedenfall.s der Landesverfassunggeber kraft grund-
gesetzlicher Bundespflicht gehalten, sie aufzuheben; er 
kann sich· etwa bei einer Überprüfung oder Revision der 
Landesverfassung nicht auf' die fehlende Nichtigl:::ei tsfolge 
berufen, .um eine solche Norm aufrechtzuerhalten. In diesem 
Fall stünden dem Dund all.e 1-fittel aus Art.28 Abs.J i.V.m. 
Art.37 GG · zu Gebote. 
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E r G' e b n i s 

FUr die Beurteilung der einzelnen DestiJMlungcn der Bromi-
schen LV lassen sich als Ergebnis der bisherigen Erörte-
rung folgende Sätze formulieren: 

Ｎ ｾＮ＠ Nach Art.l42 GG bleiben landesverfassungsrechtliche 
Grundrechtsbestimmungen in Kraft, die sachinhaltlich 
mit den Grundrechten des GG übereinstimmen. 

2. Grundrechte des GG in diesem Sinne sind die in Art.l 
bis ｾＸ＠ GG enthaltenen Grundrechte und mit diesen ver-
knüpfte institutionelle Garantien, ferner grundrechts-
lconnexe Bestimmungen der Art.lol ff •· GG. 

3. Landesgrundrechte, die über die Art.l bis 18 GG, lol ff. 
GG :i.m Sinne 't·Tei te:r:reichender Rechtsverbürgungen hinaus-
gehen, l'lerden durch das GG nicht aufgehoben. 

4. Zu den weitergeltenden Landesgrundrechten gehören 
nicht nur die landesverfassungsrechtlich als Grundrech-
te bezeichneten Bestimmungen, ｳｾｮ､･ｲｮ＠ die funktionell 
｡ｾｳ＠ Grundrechte konzipierten und wirkenden Rechtsver-
bUrgungen. 

5. Landesgrundrechte, die enger sind als Bundesgrundrech-
te, stimmen mit diesen nicht überein und sind daher 
gemäß Art.Jl GG aufgehoben. 

6. Ein Landesgrundrecht ist dann enger als ein Bundes-
grundrecht, ,.,enn es bei dem gleichen Ge1vährleistungs-. 
um:f'ang w·eitergehende Einschränkungen zuläßt; es ist 
umfassender, l'lenn es bei gleichem Ge"'·Tährleistungsum-
:f'ang weniger Einschränkungen zuläßt oder bei gleichen 
Einschränkungsmöglichkei ton einen weiteren Gel.,rähr-
ｾ･ｩｳｴｵｮｧｳｵｭｦ｡ｮｧ＠ enthält. 

7• ｌ｡ｮ､･ｳｶ･ｲｦ｡ｳｳｵｮｾｳｲ･｣ｨｴｬｩ｣ｨ･＠ Grundrechtsbestimmungcn, 
die umfassende und/oder inhal·tlich vage Bundcsgrund-
rechte· ausforrncn, konkretisieren oder spezialisieren, 
widersprechen diesen idR nicht. 
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.8. Die durch .Art.142 GG aufrechterhaltenen Landesgrund-
rechte gelten als Landesrecht fort. Sie können, ebenso 
wie sonstige fortgeltende Landesverfassuncsbestimmun-
gen, gemäß Art.Jl GG durch nachgrundgesetzliches ein-

faches BUndesrecht gebrochen \\'erden. 

9. Nach Art.Jl GG wird widersprechendes Landesver:fassungs- . 
recht durch jede Art von Bundesrecht gebrochen, sofern 
das Bundesrecht zuständigkeitsgemäß erlassen ist. 

ｬＮｯｾ＠ Übereinstimntendes Lande.sverfassungsrecht, da= nicht 
Art.l42 GG unterfällt, "tdrd nicht schon durch a..:.c bun-
desrechtliche Regelung als solche, aber ｩｮｾ･ｲ＠ dann ae-

: ·-bJ;"OChen, · wenn und solreit das betreffende Bundesrecht 
nach Zweck, Inhalt oder Art der Regelung eine er-
schöpfende, das Landesrecht ausschaltende Regelung 
ｴｲｾＺｦｦ･ｮ＠ lril.l. 

l.l.. Von inhaltlich unvollständ.igen und/oder vagen Bundes-
rechtaregelungen ist nicht zu vermuten, daß sie kon-
lcrete Landesrechtsbestimmungen aufheben 'trollen. 

12. Programmsätze und Gesetzgebungsaufträge der Landesvcr-
fassungen, die primär den Charakter spezieller Kompe-
tenznormierungen haben, lrerden durch die bundesrecht-
l.iche Inanspruchnahme der Regelungskompetenz nicht auf- , 
gehoben, sondern suspendiert. Im übrigen gilt für Pro-
grammsätze Satz l.o. 

13. Landesverfassungsbestimmungen, die mit Art.28 GG in 
ividerspruch stehen, sind - ungeachtet der Frage ihrer 
unmittelbaren Ungültigkeit - jedenfalls vom Landesver-
fassunggebar aufzuheben. 

' . 
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Zweiter Teil: Beurteilung der Einzelbestimmungen der 
Bramischen ｌ｡ｮ､･ｳｶ･ｲｾ｡ｳｳｴｩｮｧ＠ im Hinblick 
｡ｵｾ＠ ihre Fortgeltung 

In Anwendung der in den dogmatischen und systematischen 
Erörterungen des Ersten Teils ｧ･ｾ､･ｮ･ｮ＠ Ergebnisse werden 
im ｾｯｬｧ･ｮ､･ｮ＠ die einzelnen Bestimmungen des Ersten, Zwei-
ten und Dritten Hauptteils sowie die Übergangs- und 
Schlußteilsbestimmungen der LV im Hinblick auf ihre Fort-
geltung beurteilt. 

I. Die Bestimmungen .des Ersten Hauptteils 

Bei den Art.l bis 2o LV handelt es sich um Bestimmungen, 
die nach der Selbstbezeichnung der Bramischen LV "Grund-
rechte und ｇｲｵｮ､ｰｾｬｩ｣ｨｴ･ｮＢ＠ beinhalten. 

Art.l LV: 
In seiner allgemeinen Fassung widerspricht Art.l LV, der 

· nach Art.2o Abs.J LV ｵｮ｡｢￤ｮ､･ｲｾｩ｣ｨ＠ ist, den Art.l und 2 
Abs.l GG weder als Staatszielbestimmung noch als Grund-
ｲ･｣ｨｾＬ＠ als das er im Gegensatz zu Art.l Abs.i GG ausdrück- · 
lieh konzipiert ist. Von seiner Fassung her kann Art.l LV, 
der die ethischen Prinzipien der Menschlichkeit und Sitt-
lichkeit als verbindliche Grenzen aller staatlichen Tätig-

1 
: keit normiert, als eine weitergehende Garantie zugunsten 
der einzelnen erscheinen, da Art.l i.V.m. Art.2 I GG nur 
den Personalstatus der Menschenwürde und -rechte sowie 
das Sittengesetz in Bezug nehmen. Doch ｢･､￼ｲｾｴ･＠ das einer 
näheren Interpretation ､･ｾ＠ aus sich selbst heraus recht . 
vagen ｂ･ｧｲｩｾｦ･＠ 'Menschlicpkeit' und 'Sittlichkeit' einer-
seits und 'Menschenwürde' und 1 Sittengesetz' andererseits. 
Solche evtl. inhaltlichen Unterschiede können jedoch dahin· 
gestellt bleiben, da ein etwa weitergehender Inhalt von 
Art.l LV auch durch nachgrundgesetzliches Bundesrecht 
nicht tangiert wird. Art.l LV gilt fort. 

Ebenso Spitta, Kommentar zur Brem.LV von 1947, 
Bremen 196o, s.35; für den ｾｴ＠ Art.l GG ver-
gleichbaren Art.loo Bayer.LV auch Kratzer, in: 
Festschrift für Laforet, S.l2o, und Bayer.VerfGH, 
VGHE NF 1 :U, S. 29 ff. 

I 
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Art.2 LV: 
Art.2 LV berührt sich mit mehreren Grundrechtsbestimmun-
gen des GG. Der l.Halbsatz das Abs.l stimmt wörtlich mit 
Art.J Abs.l GG übarain. Der anschließende 2.Halbsatz des 
Abs.-1 ist offenbar keine Einschränkung des l.Halbsatzes, 
so daß Art.l42 GG Anwendung findet. Das hier gewährte 
Menschenrecht auf "gleiche wirtschaftliche und kulturelle 
Entwicklungsmöglichkeiten" ist in der Hauptsache als Aus-
fluß des allgemeinen Gleichheitssatzes konzipiert und prä-
zisiert insow.eit Art.J Abs.l und J GG für besondere Fälle. 
Es ist zugleich eine spezielle Ausformung des in Art.2 
Abs.·l GG verbrie!'ten Rechts auf' ＡＧｲｾｩ｡＠ Entfaltung der Per-
sönlichkeit, ohne die dort genannten Einschränkungen zu 
enthalten. Es geht auch über die Berufs- und Ausbildungs-
!'reiheiten des Art.l2 Abs.l GG hinaus, die lediglich Rech-
te !'ür Deutsche {i.S. des Art.ll6 GG) sind. Ein Wider-
spruch zu Bundesrecht ist nicht ersichtlich. Art .• 2 Abs .1 
LV gilt fort. 

Art.2 Abs.2 LV soll !'unktionell Art.J Abs.J GG entsprechen. 
Er ist teils enger als dieser, weil er Unterschiede der 
Rasse, Sprache, Heimat nicht verbietet, teils geht er mit 

I 

der Nennung der sozialen Stellung weiter. DieJist jedoch 
in Art.l4 Europ.MRK zusätzlich zu den Kriterien nationale 
Herkunft, .Haut!'arbe, Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, Vermögen, Geburt und sonstigen Status genannt; 
gegenüber Ausländern kann Art.l4 Europ.MRK andererseits 
nach ihrem Art.l6 beschränkt werden. Im Ergebnis gestattet 
Art.2 Abs.2 LV dem Gesetzgeber und der Verwaltung jeden- . 
falls Differenzierungen, die nach den bundesrechtlichen 
Normen nicht erlaubt sind, und engt damit den absolut ge-
sicherten Gleichheitsbereich mehr als jene ein. Insoweit 
widerspricht er ihnen. Da sich dieser Widerspruch gerade 
aus der Gegenüberstellung der übereinstimmenden Differen-
zierungsverbote und der divergierenden Verbotsfreiräume 
ergibt, lassen sich die übereinstimmenden Normteile nicht 
gesondert betrachten und als teilweise · grundgesetzkongru-
ent au!'rechterhalten. Andererseits kann Art.2 Abs.2 LV 
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nicht interpretatorisch erweitert werden, weil sich dann 
der Interpret Funktionen des Landesverfassunggebers an-
maßen würde und weil im übrigen nicht angegeben werden 
kann, auf welche der zusätzlich denkbaren Differenzie-
rungsverbote Art.2 Abs.2 LV überhaupt erweitert werden 
soll. Eine Interpretation, die eine sachinhaltliche Kon-
gruenz zu Art.3 III GG herstellen würde, scheidet daher 
aus. 

A.A. wohl Spitta, Kommentar, s.36. 

Art.2 Abs.2 LV ist deshalb, weil er im Ergebnis enger ist 
als .Art.3 III GG, ungültig. 

Art. 3 LV: 
Art.3 Abs.l S.l LV bekennt sich ganz allgemein zur Frei-
heit des Menschen. Eine solche allgemeine Freiheitsnorm 
kennt das GG nicht, garantiert in Art.2 Abs.l GG aber als 
allgemeines Freiheitsrecht das Recht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit. Nach der Rechtsprechung des BVerfG 
kann dieses Recht u.a. durch jedes verfassungsmäßig zu-
stande gekommene Gesetz als Bestandteil der verfassungs-

1 • 
mäßigen Ordnung eingeschränkt werden. 

BVerfGE 6, S.32 ff., 32, 38 ff.; kritisch dazu 
u.a •. Nipperdey, Freie Entfaltung der Persönlich-
keit, in: Bettermann-Nipperdey,· Die Grundrechte, 
Bd IV,2, Berlin 1962, S.788 ff. 

Geht man davon aus, dann pesagt Art.3 Abs.3 LV, nach dem 
zur Anordnung eines Handlungs-, Duldungs- oder Unterlas-
sungszwanges ein Gesetz oder eine gesetzlich fundierte 
Bestimmung genügt, das gleiche. Art.3 Abs.2 LV füllt die-
sen Gesetzesvorbehalt im l.Halbsatz näher aus; er bindet 
gesetzliche Einschränkungen an die öffentliche Sicher-
heit, Sittlichkeit, Gesundheit und Wohlfahrt und schirmt 
damit die Freiheit weitgehender von Einschränkungen ab als 
Art.2 Abs.l GG. 

Die in Art.3 Abs.l S.2 LV besonders hervorgehobene Hand-
lungsfreiheit ist zudem und vorab durch die Rechte ande-
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rer und das Gemeinwohl begrenzt. Ob sich "Gemeinwohl" 
einerseits und die in Art.2 Abs.l GG genannten Topoi 
"verfassungsmäßige Ordnung" sowie "Sittengesetz" in allen 
Punkten begrifflich decken, braucht nicht im einzelnen 
untersucht zu werden, weil immerhin gesagt werden kann, 
daß die extensive Auslegung der "verfassungsmäßigen Ord-
nung" die vom Ｂｇ･ｭ･ｩｮｷｯｾＢ＠ umfaßten denkbaren Fälle be-
inhalten kann und das "Gemeinwohl" vorwiegend gesetzlich 
bestimmt und bestimmbar ist. Es läßt sich deshalb nicht 
feststellen, daß Art.J LV einen engeren Freiheitsbereich 
als Art.2 Abs.l GG ｧ･ｷ￤ｨｾｬ･ｩｳｴ･ｴＮ＠

Im Ergebnis ebenso Spitta, Kommentar, S.J8. 

Fraglich ist, ob die Einschränkungsmöglichkeiten des Art. 
3 LV auch für alle einzeln benannten Freiheitsrechte der 
LV gelten oder nur für Art.J LV als allgemeines 'Mutter'-
und Auffangfreiheitsrechte 

Zweifelnd auch Spitta, Kommentar, s.4J. 

Art.J LV zwingt nicht zu einer Auslegung im ersteren Sinn; 
er gestattet auch die letztgenannte freiheitsorientierte 
Interpretation, sofern diese grundgesetzkonform 'ist. Da 
Art.2 Abs.l GG dieselbe Fragestellung bei einer vergleich-
baren Grundrechtsgestaltung aufgibt und die Lösung auch 
hier noch. nicht abschließend geklärt ist, kann Art.J LV 
in jedem Fall im Einklang mit Art.2 Abs.l GG grundgesetz-
konform verstanden und mit den übrigen Freiheitsrechten 
der LV in Beziehung gesetzt werden. Allerdings ist dabei 
zu beachten, daß die vom GG normierten und erkennbar ge-
gen Art.2 Abs.l· GG abgeschirmten Garantien von den lan-
desverfassungsrechtlichen Grundrechtsgewährleistungen 
nicht unterschritten werden, wenn Art.J LV durchgehend an-
gewendet wird. 

Art.J LV ｳｾｩｭｭｴ＠ ｾ＠ ｅｲｧ･｢ｾｩｳ＠ mit dem hier maßgebenden GG 
überein und gilt daher ｦｾｲｴＮ＠
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Art.4 LV: 
Art.4 LV entspri9ht Art.4. Abs.l W'ld 2 GG, allerdings nur 
unter der VoraussetzW'lg, daß die Einschrärucungsvorbehalte 
des Art.J LV ebenso ausgeschlossen sind wie in Art.4 Abs. 
1 GG die des Art.2 Abs.l GG durch den Begriff "unverletz-
lich". Die von der Bramischen LV ausdrücklich noch garan-
tierte Überzeugungsfreiheit wird auch vom GG erfaßt, geht 
also nicht weiter als dieses. 

Vgl. zur Entstehungsgeschichte Wernicke, in: 
Bonner Kommentar, Erstbearbeitung, Erl.I zu 
Art.4; BVerfGE 12, S.l ff., 3 f. 

Andererseits schließt Art.4 LV die Bekenntnisfreiheit 
nicht aus, wenn man die Glaubens- und Gewissensfreiheit 
richtigerweise W'ld wie z.Zt. · der WRV nicht auf das forum 
internum beschränkt. 

Anschütz, Kommentar, Erl.4 zu Art.l35 (s.619); 
E. -lv. Böckenförde, Die Gewissensfreihai t, Hit-

bericht auf der Staatsrechtslehrertagung 1969, 
Leitsätze 9, lo: DÖV 1969, S.7lo. 

In diesem Verständnis gilt Art.4 LV weiter. 

Ebenso Hamel, Glaubens- und Gewissensfreiheit, 
in: Bettermann-Nipper.dey-Scheuner, Die Grund-
rechte, Bd IV,l, Berlin l96o, S.98; für den 
Art.4 Abs.l LV entsprechenden Art.9 Hess.LV: 
Zinn-Stein, Kommentar, 1954, S.l24. 

Art.S LV: 
Art.5 · Abs.l LV stimmt dann mit Art.l Abs.l GG überein, 
wenn die Anerkennung und staatliche Achtung der "Würde 
der menschlichen Persönlichkeit" als Unantastbarkeit ver-
standen und nicht durch Art.J LV eingeschränkt wird. Die 
in Art.5 Abs.2 LV garantierte "Unverletzlichkeit der Per-
son" stimmt fast wörtlich mit Art.2 Abs.2 S.2 GG überein. 
Auch wenn Art.J LV anwendbar wäre, wäre diese Einschrän-
kung durch Art.2 Abs.2 S.J GG gedeckt. Art.5 Abs.2 LV um-
faßt zwar nicht ausdrücklich die Garantie des Rechts auf 
Leben und körperliche ｾｮｶ･ｲｳ･ｨｲｴｨ･ｩｴＬ＠ schließt sie aber 
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auch nicht aus. ｔ･ｩｾｷ･ｩｳ･＠ ist sie in der Personengarantie 
ｭｩｴ･ｮｴｨ｡ｾｴ･ｮＬ＠ ｴ･ｩｾｷ･ｩｳ･＠ nicht, denn für einen ganz-
ｨ･ｩｴｾｩ｣ｨ･ｮ＠ Personenbegriff ist nicht jeder ｫ￶ｲｰ･ｲｾｩ｣ｨ･＠
Eingriff - etwa die ｂｾｵｴｴｲ｡ｮｳｦｵｳｩｯｮ＠ bei einem Bewußt-
ｾｯｳ･ｮ＠ - eine Beeinträchtigung der Person. 

Ebenso Spitta, Kommentar, S.4J f. 

Doch kommt es für ａｲｴＮｾＴＲ＠ GG auf ｳｯｾ｣ｨ･＠ Unterschiede des-
ｨ｡ｾ｢＠ nicht an, ｷ･ｩｾ＠ diese Norm nicht verlanbt, daß sämt-
ｾｩ｣ｨ･＠ im GG garantierten ･ｩｮｺ･ｾｮ･ｮ＠ Grundrecht e mit ihren 
Ausfächerungen auch in den Landesverfassungen enthalten 
sein müssen, sondern nur bestimmt, daß die in dan ｌｾｾ､･ｳＭ
Verfassungen normierten und aufrechterhaltenen Grundrech-
te nicht denen des GG widersprechen. Das aber ist bei 
Art.5 Abs.2 LV nicht der Fall, so daß er wie sein ａ｢ｳＮｾ＠
fortgilt. 

Im Ergebnis ebenso Spitta, Kommentar, S.4J f.; 
Kulenkampff-Coenen, Die Landesverfassung der 
Freien Hansestadt Bremen, JöR NF 3 (1954), 
5.179-212, 185. 

Art.5 Abs.3 LV stimmt im wesentlichen mit Art.lo4 ａ｢ｳＮｾ＠
S.l und Abs.2 GG überein1• Er ｧｩｾｴ＠ deshalb ebenfalls fort. 

ｐｲｯ｢ｾ･ｭ｡ｴｩｳ｣ｨ＠ ist die Fortgeltung der Abs.4 bis 6 des 
Art.5 LV, die die Freiheitsentziehung nicht generell, 
sondern vorwiegend unter strafverfahrensrechtlichen Ge-
sichtspunkten behandeln. Dieser Bereich ist ｮ￤ｭｾｩ｣ｨ＠ durch 
die §§ 112 bis 131 StPO, §§ 52, 61, 72, 87 JGG umfassend 
und erschöpfend behandelt, so daß daneben für Landesver-
fassungsrecht kein Raum mehr sein kann. Der Ausschluß von · 
Landesrecht trifft Art.5 Abs.4 5.2-4 LV, wo nur von der 
Untersuchungshaft des Beschuldigten die Rede ist, für die 
nunmehr die§§ ＱｾＴ｡＠ f., 117, 122 StPO gelten; ebenfalls 
ist Art.5 Abs.6 LV durch * 137 Abs.l ·stPO ersetzt. Im 
übrigen sind die Normen des .Art.5 Abs.4 und 5 LV auch auf 
ｮｩ｣ｨｴｳｴｲ｡ｦｰｲｯｺ･ｳｳｵ｡ｾ･＠ Freiheitsentziehungen anwendbar, für 
deren Regelung der Landesgesetzgeber zuständig ist und die 
vom Bundesgesetzgeber noch nicht umfassend in Anspruch ge-
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nommen worden sind oder werden können. In den letztge-
nannten Bereich fällt die Freiheitsentziehung aus ｰｯｬｾｺ･ｩﾭ
lichen Gründen, so daß die Abs.4 S.l und Abs.5 des Art.5 
LV ｾ￼ｲ＠ die Landesstaatsgewalt zumindest relevant sind, 
ohne daß es darauf ankommt, auf welchen Gebieten der Bun-
desgesetzgeber bisher schon Freiheitsautziehungen außer-
halb der StPO geregelt hat. 

Im Ergebnis ähnlich für den vergleichbaren 
Art.l9 und Art.2o Abs.2 S.2 Hess.LV: 
Zinn-Stein, Kommentar, 1954, S.151 ｦｾＮＬ＠ 154. 
Der dem Art.5 Abs.4 Brem.LV im wesentlichen 
entsprechende Art.5 Abs.2 Rheinl.Pfälz.LV 
wird von Süsterhenn-Schäfer, Kommentar, S.9o, 
für gültig gehalten, die aber auf das Zustän-
digkeitsproblem nicht eingehen. 

. ,.:_J-..f-:. ,j . 
Art.5 Abs.4 ｾ＠ LV entsprichtyim wesentlichen Art.lo4 
Abs.2 GG. Er bleibt aber insoweit hinter ihm zurück, als 
die Benachrichtigungspflicht des Art.lo4 Abs.4 GG auch 
für außerstrafprozessuale, insbesondere polizeiliche Fest-
nahmen gilt, während sich Art.5 Abs.4 s.i LV ausdrücklich 
nur auf die Untersuchungshaft eines Beschuldigten, nicht 
aber .auf die erkennungsdienstliche Festnahme oder die 
Schutzhaft der Polizei bezieht. Da dementsprechende Inter-
pretationsanhaltspunkte für eine Ausweitung der Landesver-
fassungsnorm fehlen, kann Art.5 Abs.4 S.l LV auch nicht 
interpretatorisch ausgedehnt werden. Da andererseits Art. 
lo4 Abs.4 GG das Benachrichtigungsrecht als uneinschränk-
bares Recht zur Sicherung des Freiheitsrechtes gewähr-
leistet, 

so auch Kern, Schutz des Lebens, der Freiheit 
und des Heims, in: Neumann-Nipperdey-Scheuner, 
Die Grundrechte, Bd II, Berlin 1954, S.7J, 

wirkt der Mangel dieser Gewährleistung in der LV auch auf 
deren Art.5 Abs.4 ｾ＠ als wesentlicher Mangel. Dessen Ga-
rantie bleibt insoweit wesentlich hiriter der des GG zu-
rück, so daß Art.5 Abs.4 ｾ＠ LV mit Art.lo4 Abs.2 u.4 GG 
unvereinbar ist. 

Art.5 Abs.5· LV geht hingegen sogar über Art.2 Abs.2 S.J 
und Art.lo4 GG hinaus • . Er entspricht dem Rechtsstaatsge-
bot des .Art.2o Abs.l, 3, Art.28 Abs.l S.l GG. 
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Ebenso geht Art.5 Abs.7 LV, insoweit er eine Verstärkung 
des Freiheitsrechtes beinhaltet, über Art.lo4 GG hinaus. 
Für diejenigen, die freiheitsbeschränkende Naßnahmen an-
ordnen oder ausführen, enthält Art.5 Abs.7 LV eine Grund-
pflicht, die mit dem GG nicht kollidiert und auch außer-
halb des bundesgesetzlich geregelten Straf'- und Zivil-
rechts (vgl. §§ J41, J4J-J45 StGB, § 8J9 BGB i.V.m. 
Art.J4 GG) im Landesbereich - z.B. dienstrechtlich -
relevant sein kann. 
Im Ergebnis gelten somit die Abs.l, 2," 3, 5 und 7 des 
Art.5 LV fort, die Abs.4 und 6 sind hingegen ungültig. 

Unklar und z.T. a.A. Spitta, Kommentar, s.45. 

Art.6 LV: 
Art.6 Abs.l LV entspricht wörtlich Art.lol Abs.l S.2 GG. 
Art.6 Abs.2 LV entspricht bezüglich der Ausnahmegerichte 
wörtlich Art.lol Abs.l S.l GG und geht bezüglich der Son-
derstrafgerichte über Art.lol Abs.2 GG hinaus. Ebenfalls 
geht Art.6 Abs.J LV über das GG hinaus; er entspricht 
einem auch ungeschrieben anerkannten Grundsatz des Rechts-
staates und näherhin Art.6 Abs.2 Europ.:MRK. Die ,.;eiter-
gehenden Bestimmungen der LV sind auch über das Kriminal-
strafrecht hinaus für sog.Dienststraf'verf'ahren von Belang 
und können insoweit nicht von Bundesgesetzen absorbiert 
werden. 
Art.6 LV gilt insgesamt fort. 

Art.7 LV: 
Art.7 Abs.l S.l LV entspricht Art.lo3 Abs.2 GG. Satz 2 des 
Abs.l ist allerdings durch den für den Täter günstiger 
faßten § 2 Abs.l und 2 StGB aufgehoben. Art. 7 Abs. 2 LV ·· 
entspricht Art.lo3 Abs.3 GG •. 
Art.7 Abs.l S.l und Art.7 Abs.2 LV gelten daher fort. 

Für den dem Art.7 Abs.2 LV entsprechenden 
Art.lo4 Abs.2 Bayer.LV: Bayer.Verf'GH, 
E.v.ll.2.196J, NJW 196J, S.lo?J• 

ge-

;. 
I 
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Art.7 Abs.J LV regelt die Strafhaft, die, wie bereits dar-
gelegt, in den Bundesgesetzen abschließend geregelt ist. 
Art.7 Abs.J LV ist deshalb aufgehoben. 

Art.8 LV: 
Inwieweit die "sittliche Pflicht" zur Arbeit nach ａｲｾ＠ 3 
Abs.l LV von rechtlicher Relevanz ist, kann offen bleib u , 
da sie selbst als Einschränkung der ｡ｬｬｧ･ｭ･ ｩｮｾ ［ Ｚｴ＠ !iand.lungs· 
freiheit durch die Vorbehalte des Art.2 Abs.l GG gedeckt 
wäre und die konkreten Freiheitsrechte des Art.l2 Abs.2 
("bestimmte Arbeit") und Abs.3 ("Zwangsarbeit") GG nicht 
tangiert.Das weiterhin garantierte''Recht auf Arbeit" geht, 
ungeachtet seiner rechtlichen Tragweite, über das GG hin-
aus, ist allerdings durch die Sozialstaatsklausel des GG 
als inhaltlich abgedeckt anzusehen. Da es als ｓｯｺｩ｡ｬ｡ｵｦｴｲｾ＠
an sämtliche Landesstaatsgewalten zu verstehen ist, ist es 
auch durch die umfassende Arbeitsgesetzgebung des Bundes 
nicht obsolet geworden. 

Vgl. auch zu Art.28 Hess.LV: Zinn-Stein, 
Kommentar, 1954, s.176 f. 

Art.8 ａ｢ｳｾＲ＠ LV entspricht Art.l2 Abs.l S.l GG; die Frage 
der Einschränkbarkeit nach Art.J Abs.2 LV ist ohne Bedeu-
tung; da auch für Art.l2 Abs.l S.l GG in der Interpreta-
tion, die er durch das BVerfG erfahren hat (insbes. BVerfG 
E 7,377) eine Einschränkungsmöglichkeit besteht. 

Art.8 LV gilt also insgesamt fort. 

Art.9 LV: 
Die Fortgeltung der Sätze 2 und 3 des Art.9 LV ist zwar 
nicht prinzipiell, wohl aber be: .. extensiver Auslegung pro-
blematisch. So wäre etwa die Fef;tlegung_,._. der Wahlpflicht 

Beispiel von Spitta, Kommentar, S.5o, 

oder die Pflicht zur Kandidatur im Hinblick auf Art.2 
Abs.l, 2o Abs.l und 28 Abs.l GG fragwürdig; ebenso frag-
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würdig wäre die Verpflichtung zur entschädigungslosen 
Übernahme funktionell hauptberuflicher oder privatrecht-
lieh organisierter Ehrenämter im Hinblick auf Art.l2 
Abs •.,2 GG. H:Lngegen wäre es bedenkenfrei, wenn sich die 
Anteilnahme auf gewisse Auskunftspflichten für statisti-
sche Zwecke und die Ehrenämter auf begrenzte kommunale 
Aufgaben beschränkten. Da Art.9 LV somit eine grundge-
setzkonforme Interpretation nicht ausschließt, gilt er 
f'ort, ohne daß die Grenze der Verfassungskon:formität hier 
exakt bestimmt zu werden braucht. 

Art.lo LV: 
Als Einschränkung von Art.2 Abs.1 GG n1uß Art.lo LV von 
dessen Vorbehalten gedeckt sein. Zwar kennt das GG aus-
drücklich keine allgemeine ｾＱｦ･Ｑ･ｩｳｴｵｮｧｳｰｦＱｩ｣ｨｴＬ＠ doch 
normiert § JJo c StGB in bestimmten Zumutbarkeitsgrenzen 
eine solche Pflicht bei Unglücksfällen, gemeiner Gefahr 
und Not. Diese Pfl-icht ist vorgrundgesetzlich entstanden 
und von der nachgrundgesetzliehen Gesetzgebung anerkannt 
worden. 

Reichsgesetz v.28.6.19J5 (RGB1.I, 5.839) als 
Erweiterung des früheren § 36o Nr.lo StGB; 
Neufassung Bundesgesetz v.4.8.1953 (BGBl.I, 
5.735). 

Sie wird allgemein als· mit dem GG vereinbar angesehen und 
stellt näherhin eine Konkretisierung der verfassungsmäßi-
gen Ordnung wie des Sittengesetzes dar. Daß § 33o c StGB 
eine ｡｢ｳ｣ｾｩ･￟･ｮ､･＠ Umgrenzung verfassungskonformer Hilfe-

leistungspflicht darstellt, wird schon durch § l7o c StGB 
(Verlassen Schwangerer) und § 221 StGB widerlegt. Anderer-
seits ist eine unbegrenzte Hilfeleistungspflicht nicht mit 
den grundgesetzliehen Garantien der Handlungsfreiheit ver-
einbar. Trotz seiner apodiktischen Fassung schließt Art.lo 

LV jedoch Zumutbarkeits- und Verhältnismäßigkeitserwägun-
gen im korikreten Fall keineafalla aua, so daß er mit die-
ser Beschränkung .fortgilt. 
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Art.ll LV: 
Art.ll Abs.l LV stimmt mit Art.5 Abs.J S.l GG übarain, 
sofern die Vorbehalte des Art.J LV nicht angewendet wer-
den. ｄｩｾ＠ ausdrücklich nicht angeführte Freiheit der wis-
senschaftlichen Forschung wird nicht ausgeschlossen; Art. 
11 Abs.l LV wiederholt nämlich nur Art.l42 S.l WRV, der 
auch .die Forschung als Bestandteil der Wissenschaft um-
faßte. 

Anschütz, Kommentar, Erl.J zu Art.l42 (s.66o); 
Spitta, Kommentar, S.5o f.; für die Fortgeltung 
des im Wortlaut ebenfalls von Art.5 Abs.J GG 
abweichenden Art.lo Hess.LVJ Zinn-Stein, Kom-
mentar, 1954, S.l25 f. 

Der Vorbehalt der Treue zur Verfassung für die Freiheit 
der Lehre in Art.5. III S.2 GG, der diese Freiheit ab-
schließend umgrenzen will, ruft deshalb keinen Widerspruch 
zu· Art.ll Abs.l LV hervor, weil damit nur eine immanente 
Schranke, die auch Art.ll Abs.l LV innewohnt, besonders 
herausgestellt und gegenüber ·Erfahrungan der Vergangen-
heit betont wird. 

Art.ll Abs.2 LV stimmt. ebenfalls wörtlich mit Art.l42 S.2 
WRV Überain, den Anschütz 

Kommentar, Erl.6 zu Art.l42 (s.665 f.); 
auch Spitta, Kommentar, s.51, betont den 
Programmcharaktere 

seinerzeit für überflüssig und nichtssagend hielt. Soweit 
Art.ll Abs.2 LV demgegenüber echte Schutz- und Förderungs-
rechte- etwa auf dem Gebiet des . Urhebarrachts oder der 

I 

Steuerprivilegierung - epthält, geht er jedenfalls über 
das GG hinaus; es ist allerdings zu beachten, daß im Rah-
men der Bundeszuständigkeiten nur der Bund diesen Pro-
grammsatz konkretisieren kann. Schutz- und Förderungsmög-
lichkeit dar Landesstaatsgewalt in ihrem Kompetenzbereich 
sind jedoch dadurch nicht ausgeschlossen. Das staatliche 
Pflegerecht darf indes nicht in ein Direktionsrecht ｵｭｾ･ﾭ
wendet werden. Mit d.ieaem Vorbehalt gilt Ar.t.ll LV .ins-
gesamt fort. 
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Art.l2 LV: 
Art.l2 Abs.l LV kollidiert als vager Programmsatz nicht 
mit dem GG. Wohl aber tangiert der Abs.2 des Art.l2 LV 
die Art.2 Abs.l, Art.5 Abs.3 S.l sowie Art.l4 Abs.l und 3 
GG. Im Hinblick auf Art.2 Abs.l 6G könnte die Vorschrift 
als Einschränkungsgesetz i.S. der verfassungsmäßigen Ord-
nung gerechtfertigt werden. Doch setzt diese Interpreta-
tion u.a. voraus, daß die Norm rechtsstaatsgemäß ist. 
Art.l2 Abs.2 LV mangelt jedoch die rechtsstaatlich erfor-
derliche Bestimmtheit und Voraussehbarkeit der Eingriffs-
möglichkeiten, 

BVerfGE 8, 5.274 ff., 276, 325, 

da innerhalb des fast jeden Eingriff deckenden Rahmens 
"Schutz der menschlichen Persönlichkeit und des mensch-, . 

liehen Zusammenlebens" die Festlegung und Ausformung be-
liebiger Eingriffsmöglichkeiten dem Landesgesetzgeber über· 
lassen ist. Infolge dieses weiten, kaum absehbaren Ge-
setzesvorbehal ts begründet Ar·t.l2 Abs. 2 LV eine Einschrän- ;•: 
kung des Art.5 Abs.J 5.1 GG (Wissenschaftsfreiheit), der · 
aber ein ｰｲｩｮｺｩｰｩ･ｬｬ Ｚ ｵｮ･ｩｮｾｾ｡ｲ･ｳ＠ Freiheitsrecht garan-
tiert, so daß hier ein Widerspruch entsteht. Endlich ver-
stößt er, zumindest in den Alternativen der Beschränkung 
und Untersagung, gegen Art.l4 Abs.3 GG, weil er auch für 
Enteignungsfälle keine Entschädigungsregelung trifft oder 
verlangt. Da nicht exakt anzugeben ist, bei welcher Aus-
legung Grundgesetzkonformität besteht, und da die grund-
gesetzwidrigen Aussagen von eventuell grundgesetzgemäßen 
nicht abgetrennt werden können, muß Art.l2 Abs.2 LV ins-
gesamt als ungültig bezeichnet werden. 

A.A.:5pitta, Kommentar, 5.52; Kulenkampff-
Coenen, JöR NF 3, 5.185. 

Art.l3 LV: 
Art.l3 Abs.l LV : stimmt im wesentlichen mit Art.l4 Abs.l 
und 2 GG überein und gewährt sogar eine weitergehende 
ｅｩｧ･ｮｴｵｭｳｦｲ･ｾ･ｩｴＬ＠ indem er die :verpflichtung des ｅｾｧ･ｮｴｵｭｳ＠
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auf eine Pflicht gegenüber der Gemeinschaft beschränkt 
und andererseits den ｅｾｧ･ｮｴｵｭｳｧ･｢ｲ｡ｵ｣ｨ＠ nur durch die Ge-
meinwohlschädlichkeit begrenzt, während das GG ihn auf 
den Gemeinwohlnutzen verpflichtet. 

Ebenso Spitta, Kommentar, S.5J. 

Dabei widerspricht der Begriff des "Gemeinwohls" nicht dem 
Begriff "Wohl der Allgemeinheit". 

Vgl. dazu Abraham, in: Bonner Kommentar, Erl.II 8 
zu Art.l4 und den in· der Entstehungsgeschichte 
häufigen Begriffswechsel: aaO, Erl.I 4, 5; f'erner 
Art.l5J WRV: "Wohl der Allgemeinheit" und "Ge-
meine Beste". 

Art.lJ Abs.2 LV ist mit Art.l4 Abs.J GG zu vergleichen, 
von dem er jedoch insbesondere durch das Fehlen der Junk-
timklausel abweicht. Dieses Fehlen f'ührt zwar nicht unmit-
telbar zu der bei Enteignungsgesetzen eintretenden Nich-
tigkeit, weil Art.lJ Abs.2 LV selbst kein Enteignungs-
gesetz ist. 

Vgl. zum Erfordernis der ｊｵｮｫｴｩｾｾｬ｡ｵｳ･ｬ＠ BVerf'GE 4, 
5.219 ff., 219, 23o ff.; W.Weber, Eigentum und 
Enteignung, in: Neumann-Nipperdey-Scheuner, Die 

Grundrechte, Bd II, Berlin 1954, S.J84. 

Doch wird das Erfordernis der Junktimklausel von Art.lJ 
Abs.2 LV nicht zu einem essentiale der auf ihn zurück-
gehenden Enteignungsgesetze erklärt, wohingegen Art.l4 
Abs.J GG nach der Auffassung des BVerfG wesentlich und im 
Gegensatz zu Art.l5J Abs.2 WRV, an den Art.lJ Abs.2 LV 
sich anlehnt, durch dieses Junktim charakterisiert ist. 

Insoweit bleibt die Garantie des Art.lJ Abs.2 LV hinter 
der des GG zurück. Eindeutig verstößt er außerdem gegen 
Art.l4 Abs.J 5.2 und J GG mit dem Verweis auf' Art.44 LV, 
der für bestimmte Enteignungen jede Entschädigung aus-
schließt. 
ｉｮｾｯｬｧ･＠ dieser Fehlerhäufung mangelt es Art.lJ Abs.2 LV 
insgesamt an der Übereinstimmung mit dem GG, so daß seine 

Fortgeltung zu verneinen ist. · 

Wie hier, aber mit andaerer Begründung Kratzer 
in: Festschrift für Laforet, S.lJ2; zu dem ent-
sprechenden Art.l59 Bayer.LV; a.A. Spitta, 
Kommentar; S.5J. 
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Art.l4 LV: 
Die Verheißung des Art.l4 Abs.l LV geht über das GG hin-
aus, auch wenn sie kein (Grund-)Recht gewährt. Art.l4 
Abs.2 S.l LV stimmt wörtlich mit Art.l3 Abs.l GG überein; 
sein Satz 2 bleibt hinter den Schranken des Art.l3 Abs.3 
GG zurück. Art.l4 Abs.3 S.2 LV beschränkt die nicht durch 
den Richter angeordnete Durchsuchung auf bestimmte Justiz-
organe, während Art.l3 Abs.2 GG sie allen gesetzlich zuge-
lassenen Justizorganen gestattet, d.h. konkret auch den 
Finanzbehörden gemäß §§ 335 ff. der Reichsabgabenordnung 
oder den Fernmeldebehörden gemäß § 21 des Gesetzes über 
Fernmeldeanlagen v.l4.1.1928 (RGBl.I, S.S = BGBl.III 
9o2o-l) usw. Art.l4 Abs.J S.2 LV bindet jene Durchsuchun-
gen ferner an die nachträgliche Genehmigung des Richters, 
was Art.l3 Abs.2 GG nicht verlangt und was insbesondere 
nicht in § lo5 StPO und den genannten Gesetzen vorgesehen 
ist. Andererseits gestattet Art.l4 Abs.3 S.2 LV die 
nichtrichterliche Durchsuchung auch bei Verfolgung auf 
frischer Tat und i.V.m. S.l auch in sonstigen gesetzlich 
vorgesehenen ·Fällen, während Art.l3 Abs.2 GG sie auf Ge-
fahr im Verzuge beschränkt. Wegen.dieser mehrfachen Ab-
weichungen von Art.l3 GG und der Intention nach abschlie-
ßenden bundesgesetzliehen Regelungen ist Art.l4 Abs.J LV 
aufgehoben. Nur sein Satz 1 stimmt in der Alternative "in 
den vom Gesetz vorgesehenen Formen" mit Art.l3 Abs.2 GG 
überein. 
Von Art.l4 LV gelten somit die Abs.l und 2 sowie Abs.3 
S.l fort; Art.l4 Abs.3 S.2 LV ist hingegen aufgehoben. 

a.A.Spitta, Kommentar, 5.54 f.; wie ｨｩ･ｲｾＮ＠
ina Die Grundrechte, Bd II, S.lo5. 

Art.l5 LV: 
Die Meinungsfreiheit des Art.l5 Abs.l LV geht über die 
durch Art.5 Abs.l GG gewährte insoweit hinaus, als sie 
die Äußerung durch nDruck •• ｾﾷﾷ＠ oder in sonstiger Weise" 
hinzufUgt und die Schranken eingrenzt, während Art.5 
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Abs.2 GG jedes 11 allgemeine" Gesetz genügen läßt. Daß die Äuße-
rungsfreiheit die Verbreitungsfreiheit impliziere, 

Herzog in: Maunz-Dürig-Herzog, Bd 1, Rdnr.57 
zu Art.5 (S.25), 

wird durch die ･ｾｾ￤ｨｮｴ･ｮ＠ Zusätze in Art.l5 Abs.l S.l LV unter-
strichen. Die _Sätze 2 und 3 des Art.l5 Abs.l LV verstärken 
die Meinungsfreiheit. 

Ebenso Kratzer in: Festschrift für Laforet, S.l2J; 
Zinn-Stein, Kommentar, 1954, S.l27 ff.; für die 
Fortgeltung des Art.l5 Abs.l S.2 LV ebenso Löffler, 
NJW 1964, S.lloo ff., llol Fn 5• 

Art.l5 Abs.2 LV stimmt wörtlich mit Art.5 Abs.l S.J GG über-
ein, wobei offen bleiben kann, ob er ein eigenes Grundrecht 
gewährt oder nur eine Eingriffsschranke für andere Grundrech-
te darstellt. 

Dazu Herzog in: Maunz-Dürig-Herzog, GG, Bd I, 
Rdnr.78 zu Art.5 (S.31 f.). 

Da sich das Zensurverbot auch auf die allgemeine Meinungsfrei-
heit bezieht, braucht es nicht als Torso der Pressefreiheit 
beurteilt und braucht deren fehlende Erwähnung in Art.l5 Abs. 
2 LV nicht als Mangel festgestellt zu werden. 

So aber Art.ll Abs.2 Hess.LV ("Pressezensur 11 ), 

der deshalb hinter Art.5 Abs.2 S.2, J GG zurück-
bleibt und nicht unter Art.142 GG fallen kann: 
Zinn-Stein, Kommentar, 1954, s.127. 

Denn Art.l42 GG fordert nur, daß die in den Landesverfassun-
gen enthaltenen Grundrechte mit dem GG übereinstimmen; er ver-
langt nicht, daß sie alle Grundrechte der Art.l bis 18 GG 
vollständig enthalten. 
Insoweit stimmt also die von der LV garantierte Meinungs-
freiheit mit dem GG überein. 

Die in Art.l5 Abs.J LV aufgeführten Schranken der Meinungs-
.freiheit sind nur ein Teil der in Art.5 Abs.2 GG genannten; 

V . 

dieser Unterschied hindertVdann eine Übereinstimmung mit Art. 
5 GG .zeei:Et, wenn anzunehmen ist, daß die Schrankenformel des 
Art.5 Abs.2 GG die Meinungsfreiheit abschließend umgrenzen 
und damit weiterreichende Gewährleistungen der Landesverfas-
sung bewußt ausschließen will. Eine solche abschließende Re-
gelungsintention trifft jedoch für Art.5 Abs.2 GG zu, vor al-
lem deshalb, weil es bei d'er Offenhaltung einer Einschränkung 
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durch die ｡ｾｾｧ･ｭ･ｩｮ･ｮ＠ Gesetze nicht primär darum geht, weiter-
gehende Eingriffe des Staates zu ･ｲｭ￶ｧｾｩ｣ｨ･ｮＬ＠ sondern die 
Freiheit der Meinungsäußerung von der Freiheit derjenigen, 
die von ｳｯｾ｣ｨ･ｮ＠ Meinungsäußerungen betroffen werden, abzugren-
zen. 
Dies ist vor ｡ｾｾ･ｭ＠ dann der ｆ｡ｾｾＮ＠ wenn die Interpretation des 
Umfangs der Ｇ｡ｾｾｧ･ｭ･ｩｮ･ｮ＠ Gesetze' mit ｈｩｾｦ･＠ der vom BVerfG 
eingeführten Wert- oder (besser) Güterahwägung vorgenommen 
wird, s. BVerfGE 7, ｳＮｾＹＸ＠ ff., 2o8 f.; 

2o, ｳＮｾＶＲ＠ ff., ｾＷＶ＠ f. 
Diese Güterahwägung ｳｯｾｾ＠ gerade dazu dienen, eine ｡ｵｳｧｾ･ｩ｣ｨ･ｮＭ Ｎ＠

de ｇｲ･ｮｺｾｩｮｩ･＠ zwischen der Freiheit der Meinungsäußernden und 
der Freiheit der davon Betroffenen zu finden, die den Begriff 
der ｡ｾｾｧ･ｭ･ｩｮ･ｮ＠ Gesetze einerseits ｲ･ｾ｡ｴｩｶｩ･ｲｴＬ＠ anderseits 
aber auch, in dieser ｒ･ｾ｡ｴｩｶｩ･ｲｵｮｧＬ＠ ｡ｾｳ＠ ｡｢ｳ｣ｨｾｩ･￟･ｮ､＠ ｧ￼ｾｴｩｧ･＠

Schranke ｡ｵｦｲ･｣ｨｴ･ｲｨ￤ｾｴＮ＠
Zum ｐｲｯ｢ｾ･ｭ＠ neuestens Herzog in: Maunz-Dürig-Herzog, 
Rdnr.244 ff. zu Art.5 mit weit.Nachweisen. 

Im Ergebnis stimmt daher die in ａｲｴＮｾＵ＠ LV ｧ･ｷ￤ｨｲｾ･ｩｳｴ･ｴ･＠ Mei-
nungsfreiheit nicht mit der ｇ･ｷ￤ｨｲｾ･ｩｳｴｵｮｧ＠ der ａ｢ｳＮｾ＠ und 2 
des Art.5 GG, die erst zusammen ｉｮｨ｡ｾｴ＠ und Umfang dieses 
Grundrechts bestimmen, überein. Es ist auch nicht angängig, 

' .. 
die auf ｡｢ｳ｣ｨｾｩ･￟･ｮ､･＠ ａｵｦｺｾｵｮｧ＠ ｺｩ･ｾ･ｮ､･＠ ｒ･ｧ･ｾｵｮｧ＠ des Art.l5 ; 
Abs.J LV dahingehend extensiv zu interpretieren, daß der Vor-
behalt zugunsten der allgemeinen Gesetze in ihr mit inbegrif-
fen sei. 
Art.l5 Abs.l und J gelten daher nicht fort. 

Das in Art.l5 Abs.4 S.l LV garantierte Postgeheimnis deckt 
sich mit dem des Art.lo Abs.l GG, da es dessen Brief-, Post-
und Fernmeldegeheimnis umfaßt. 

Ebenso v.Mangoldt-Klein, Kommentar, Bd l, Erl.II J 
zu Art.lo {S.JJ5). · 

Die Einschränkungsmöglichkei'ten des Art.l5 Abs.4 5.2 LV 
stellen dabei nur einen Ausschnitt aus den in Art.lo Abs.2 
ｓＮｾ＠ GG zugelassenen dar. Problematisch ist ｡ｾｾ･ｲ､ｩｮｧｳ＠ die 
Einschränkung, die ａｲｴＮｾＵ＠ Abs.4 S.J LV zugunsten der Staats-
｡ｮｷ｡ｾｴｳ｣ｨ｡ｦｴ＠ und ihrer Hilfspeamten im Strafverfahren (arg. 
ｓＮＭｾＩ＠ ｳ･ｾ｢ｳｴ＠ vornimmt. Sie könnte ｡ｾｳ＠ Gesetz im Sinne des 
ａｲｴＮｾｯ＠ Abs.2 ｓＮｾ＠ GG gerechtfertigt sein. Jedoch ist diese 
Materie der strafprozessualen Postbeschlagnahme inzwischen 
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bundesgesetzlich, z.T. übe-reinstimmend mit Art.l5 Abs.4 
5.2 und 3 LV geregelt ｷｯｲｾ･ｮＬ＠ und zwar in den§§ 99 f., 
119 Abs. 3 und 6 5tPO, ·in den §§ 13 f. des Gesetzes über 
Fernmeldeanlagen von 1928, dem § 433 der Reichsabgabenord-
nung :l'. V .m. der 5tPO, im Bundesgesetz zur Überwachung straf· · 
rechtlicher und anderer Verbringungsverbote v.24.5.1961 
(BGBl.I, s.6o7) mit Änderung durch Gesetz v.24.5.1968 
(BGBl.I, S.5o3) sowie in Art.4o des Zusatzabkommens zum 
Truppenstatut v.3.8.1959 (BGBl.l961 II, 5.1218). Diese Be-
stimmungen müssen als erschöpfende Regelung angesehen wer-
den, die die übereinstimmenden Normen von Art.l5 Abs.4 
5.2 und 3 LV ersetzt haben • 

. '/: . Ｍ ｾ＠ ｾ＠

Da eine Trennung zwisohen Gewährleistung an sich und vor-
behaltenen Einschränkungen auch für Art.l5 Abs.4 LV nicht 
､ｵｲ｣ｨｾ￼ｨｲ｢｡ｲ＠ ist, muß die gesamte Regelung als durch Bun-
desrecht ersetzt und daher nicht mehr gültig angesehen wer-
den. 

Art.l5 Abs.5 LV geht über Art.5 Abs.l S.l GG hinaus, weil 
er die Einschränkungsmöglichkeiten des Art.s Abs.2 GG nicht 
enthält; es gilt jedoch das zu Art.l5 Abs.l und 3 LV Darge-

1 

legte auch für die hier .gewährleistete ｉｮｦｯｲｭ｡ｴｩｯｮｳｦｲ･ｩｨ･ｩｾ＠

Von Art.l5 LV gilt daher nur Abs.2 fort. 

a.A. Spitta, Kommentar, S.57. 

Art.l6 LV: 
Art.l6 Abs.l LV stimmt im wesentlichen mit Art.8 Abs.l GG 
überein. Weitgehender jedoch als das GG haben Art.ll Europ. 
MRK und, ihr folgend, § l des Bundesversammlungsgesetzes 
v.24.7.1953 (BGBl.I, s.684) das Versammlungsrecht als Men-
schenrecht ausgestaltet. Dieser Erweiterung der Rechtsträ-
ger ｷｩｾ､＠ Art.l6 Abs.l LV nicht mehr gerecht. Dabei kommt es , 
nicht darauf an, ob der Begriff "Bewohner" nur den Kreis 
der (Staats-)Bürger umfaBt, an den Wohnsitz anknüpft oder 
auf ･ｩｮ･ｮＨｷ･ｩｴ･ｲ･ｾ ｟ ａｵｾ･ｮｴｨ｡ｾｴ｡｢･ｳｲｾｾｾ＠ ｶ･ｲｷ･ｾ｡ｴＮ＠ In Jedem 

' Falle gibt es ｾ｡｡ｳ･ｮ＠ von Menschen, die das Versammlungs-
recht ｾ｡ｫｴｩｳ｣ｨ＠ in Anspruch nehmen und für einen entsprechen-
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den Schutz in Betracht kommen können, die man aber nicht 
unter den Begriff' "Bewohner" subsumieren kann, ohne daß 
､ｾ･＠ von der Bramischen LV bewußt getroffene Unterscheidung 
zwischen Ｂ｡ｾｾ･＠ Menschen" / "niemand" und "Bel'IOhner" ne-
giert würde (z.B. Nicht-Bremer, Bürger und Bewohner an-
grenzender deutscher Länder, ｗｯｨｮｳｩｴｺｾｯｳ･＠ und/oder Durch-
reisende, ａｵｳｾ￤ｮ､･ｲＩＮ＠

Ähnlich der Begriff' bei Spitta, Kommentar, S.58i 
zum Wohnsitzbegriff Danekelmann ｾｮＺ＠ ｐ｡ｾ｡ｮ､ｴＬ＠ BGB, 
24.Auf'l. München ｂ･ｲｾｾｮ＠ 1965, ｅｲｾＮｺｵ＠ § 7• 
Für ､ｾ･＠ ｖｯｲｲ｡ｮｧｾｧｫ･ｩｴ＠ des ｇ･ｷ￤ｨｲｬ･ｾｳｴｵｮｧｳｵｭｦＧ｡ｮｧｳ＠
von ａｲｴＮｾｬ＠ Europ.MRK gegenüber allen Vorschriften 
unterhalb von Bundesgesetzen auch Herzog, in: 
Maunz-Dürig-Herzog, Rdnr.lJ zu Art.8. 

ａｲｴＮｾＶ＠ ａ｢ｳＮｾ＠ LV ｷｩ､･ｲｳｰｲｾ｣ｨｴ＠ ｭｾｴｨｾｮＬ＠ da er einen geringe-
ren Freiheitsbereich garantiert, dem vorrangigen Bundes-
recht in einem entscheidenden Punkt. Da er ohne den wider-
sprechenden Teil nicht ｳ･ｾ｢ｳｴ￤ｮ､ｩｧ＠ anwendbar ist, ist er 
aufgehoben. 

a.A. Spitta, Kommentar, S.58 f'. 

Artel6 Abs.2 LV, der ｅｩｮｳ｣ｨｲ￤ｮｫｵｮｧ｡ｶｯｲ｢･ｨ｡ｾｴ･＠ für ein Ver-
ｳｾｵｮｧｳｴ･ｩｾｲ･｣ｨｴ＠ normiert, ｾ￤￟ｴ＠ ｾｷ｡ｲ＠ insoweit einen grö-
ßeren Freiheitsraum als Art.S Abs.2 GG, als er verfas-
sungsrechtlich ｳｰ･ｺｩｦＧｩｺｾ･ｲｴ･＠ Schranken aufzählt. Er wider-
spricht dem GG. jedoch insoweit, als nach seinem S.2 eine 
verf'assungsunmittelbare · Verbotskompetenz ｾｭ＠ Rahmen eines 
weiten Tatbestandsspielraumes und eines vagen Handlungs-
ermessens besteht. 

Schon deshalb bejaht ｆ￼￟ｾ･ｩｮＬ＠ Vereins- und Versamm- . 
ｾｵｮｧ･ｲ･｣ｨｴＬ＠ in: ｎ･ｵｭ｡ｮｮＭｎｾｰｰ･ｲ､･ｹＭｓ｣ｨ･ｵｮ･ｲＬ＠ Die 
Grundrechte, Bd II, Berlin ｾＹＵＴＬ＠ s.454, sein Außer-
kraf'ttreten. 

Aber er ｷｩ､･ｲｳｰｲｩ｣ｨｴｹ､ｾｭ＠ Versammlungsgesetz, das ｾｮ＠ den 
§§ 14 f'f'. ･ｾｮ･ｲｳ･ｩｴｳ＠ ､ｾ･＠ gleichen, andererseits andere 
weitergehende und nach ｆ｡ｾｬｧｲｵｰｰ･ｮ＠ abgestufte, ｾｮｨ｡ｬｴｬｩ｣ｨ＠
ebenso weit wie auch ｦＧ｡ｾｾｳｰ･ｺｩｦＧｩｳ｣ｨ＠ präzise gef'aßte Be- . 
schränkungs- und Verbotsregelungen normiert, so daß Art.l6 
Abs.2 ｌｖ ｟ ｳ｡｣ｨｾｩ｣ｨ Ｇ ｵｮ､＠ funktionell nicht nur ergänzt ｾ､＠ ab-
geändert, sondern vollständig ersetzt ist. Die Landesge-

. .. 
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setzgebung, auf die Art.16 Abs.2 LV abzielt, ist in § 16 
Abs.2 und J des Versammlungsgesetzes besonders, aber nur 
in dem engen Bereich der Bannmeilenfestlegung offengelas-
sen, für die Art.16 Abs.2 ｾｖ＠ nicht zutrifft. Es ist deshalb 
davon auszugehen, daß das Versammlungsgesetz auf dem von 
Art.l6 Abs.2 LV umfaßten Bereich eine erschöpfende Rege-
lung aufgrund Art.74 Nr.J GG darstellt und entgegenstehen-
des wie gleichlautendes Landesrecht aufhebt. 

a.A. für den ･ｮｴｳｰｲ･｣ｨｾｮ､･ｮ＠ Art.14 .Abs.2 Hess.LV: 
Zinn-Stein, Kommentar, 1954, S.lJ5, die nur eine 
"Beschränkung" des Landesgrundrechts annehmen. 

Art.l6 Abs.2 LV könnte eventuell insoweit rechtserheblich 
bleiben, als er die "Landesregierung" als Verbotsinstanz 
nennt, weil das Versammlungsgesetz die Bestimmung der für 
behördliche Maßnahmen 'zuständigen Behörde' selbst nicht 
vornimmt. Jedoch würden zum einen insoweit die im Versamm-
lungsgesetz bestimmten Zuständigkeiten nur partiell abge-
deckt; zum andern würde von Art.16 Abs.2 LV mit der Organ- • 
bestimmung nur ein aus sich heraus nicht mehr verständ-
licher Torso erhalten bleiben. 
Art.16 LV gilt deshalb insgesamt nicht mehr fort. 

a.A. Spitta, Kommentar, S.58 f.; Zinn-Stein, 
Kommentar, 1954, S.1J5. 

Art.l7 LV: 
Ähnlich wie bei Art.l6 Abs.l LV ·ist in Art.l7 LV das Ver-
einigungsrecht nur den 11 Bewohnern 11 Bremens, in Art.ll Eu-
rop.MRK und in § 1 des Vereinsgesetzes v.s.8.1964 (BGBl.I, 
S.59J = BGBl.III Nr.218o-1) jedoch allen Menschen gewährt. 
Art.l7 Abs.l LV gestattet zudem, daß die ｖ･ｲ･ｩｮｩｧｵｮｧｳｦｲ･ｩｾ＠
heit durch jederart gesetzliche Zweckbestimmungen einge-
schränkt werden kann, während Art.9 Abs.2 GG nur die durch 
Strafgesetze bestimmten Zwecksetzungen als Verbotsmerkmale . . 
zuläßt. Die daneben angeführte "verfassungsmäßige Ordnung" 
kann angesichts der ausdrücklich benannten Strafgesetze 
hier jedenfalls nicht wie vom BVerfG ·bei Art.2 Abs.l GG 



- 57 -

zu jedem verfassungsmäßigen Gesetz ausgeufert werden. 

Im Ergebnis ebenso Herzog in: Maunz-Dürig-Herzog, 
GG Bd ｾＬ＠ Rdnr.So ff. zu Art.8 {S.24); mit ｂ･ｾ･ｧ･ｮ＠
aus der Entstehungsgeschichte Wernicke in: Bonner 
Kommentar, Erstbearbeitung, ｅｲｾＮｉｉ＠ 2 c zu Art.9. 

Die Frage, ob "gesetzlich zul.ässige" Zwecke in ａｲｴＮｾＷ＠ ａ｢ｳＮｾ＠

LV nicht der Sache nach ､｡ｳｳ･ｾ｢･＠ besagen ｳｯｾｾ＠ wie Art.9 
Abs.2 GG oder zumindest in dieser Weise grundgesetzkonform 
interpretierbar ist, kann ､｡ｨｩｮｧ･ｳｴ･ｾｾｴ＠ ｢ｾ･ｩ｢･ｮＬ＠ da jeden-
ｦ｡ｾｬｳ＠ der ｇ･ｷ￤ｨｲｾ･ｩｳｴｵｮｧｳｵｭｦ｡ｮｧ＠ (Berechtigtenkreis) dem 
des Art.ll Europ.MRK widerspricht. ａｲｴＮｾＷ＠ ａ｢ｳＮｾ＠ LV ｧｩｾｴ＠
､･ｳｨ｡ｾ｢＠ nicht mehr fort• 

Weniger restriktiv, ｦｲ･ｩｨ･ｩｴｳｦｲ･ｵｮ､ｾｩ｣ｨ･ｲ＠ also als Art.9 
Abs.2 GG ist hingegen Art.l7 Abs.2 LV, weil er das Vereini-
gungsverbot nicht automatisch wirken läßt, weil er nicht 
die gesamte verfassungsmäßige Ordnung, sondern nur die De-
mokratie und nicht sämtliche Strafgesetze verbindlich zu 
Schutzobjekten erklärt und weil er ｳ｣ｨｬｩ･￟ｾｩ｣ｨ＠ das Verbot 
anders als Art.9 Abs.2 GG an die Gefährdung knüpft. Den-
noch wird dieser Überschuß an Freiheit vom GG nicht tole-
riert. Denn er kommt nur zustande auf Kosten anderer Grund-
freiheiten ·und Grundrechtsinhaber, deren Schutz die in 

· Art.9 Abs.2 GG genannten Güter dienen, sowie auf Kosten 

f '· 

der staats- und gemeinschaftskonstitutiven Güter, deren 
Schutzwürdigkeit das GG ｨｾｲｶｯｲｨ･｢ｴＮ＠ Bei der hier vorzuneh-
menden Güter- und ｉｮｴ･ｲ･ｳｾ･ｮ｡｢ｷ￤ｧｵｮｧ＠ hat das GG eine be-
stimmte und eindeutige Präferenzentscheidung getroffen. In- . 
ｦｯｾｧ･､･ｳｳ･ｮ＠ kann der von ihm gewährleistete Freiheitsraum 
nur als verbindliches Höchstmaß verstanden werden, über das 
auch die Landesverfassung nicht hinausgehen kann. 
Art.l7 Abs.2 LV widerspricht deshalb ebenfalls Art.9 GG. 

Für ａｲｴＮＱｾＴ＠ Abs.2 Bayer.LV in der Begründung wie 
hier, im Ergebnis aber für eine interpretatorische 
ａｮｧｾ･ｩ｣ｨｵｮｧＺ＠ Kratzer, in Festschrift für Laforet, 
S.l28.; a.A. als hier Spitta, Kommentar, S.6o. 

Art.l7 LV ist somit Ｎ ｾｳｧ･ｳ｡ｭｴ＠ aufgehoben. 



Ｍ Ｎﾷ ｾ＠ .' . .. · 

- 58 -

Art.l8 LV: 
Das Recht der Freizügigkeit ist in Art.l8 LV umfassender 
garantiert als in Art.ll ｾｇＬ＠ nämlich weder sachlich noch 
personal beschränkt. 
Für die Auswanderungsfreiheit ergäbe sich dasselbe, wenn 
man sie unter Art.ll GG subsumierte, wie es lange Zeit 
herrschende Ansicht war. Das ist jedoch nicht mehr mög-
lich, seitdem das BVerfG (E 6, 5.32 ff.) verbindlich und 
authentisch die Auswanderungsfreiheit (wie auch die Aus-
reisefreiheit) zu Art.2 ａ｢ｳＮｾ＠ GG rechnet. In der Tat ver-
trägt sich die in Art.ll GG getroffene Beschränkung auf 
"alle Deutschen" sachlich wohl mit der Freizügigkeit, nicht 
aber mit der Auswanderungsfreiheit. 

Dem BVerfG deshalb jetzt zustimmend Dürig in: 
Maunz-Dürig-Herzog, GG Bd 1, Rdnr.94 ff. zu 
Art.ll (5.31 f.). 

Bei dieser Ansicht divergieren Art.2 Abs.l GG und Art.l8 
LV bezüglich der Grundrechtsträger. Der. Unterschied ist in-
dessen für die in Art.l8 allein genannte Auswanderungsfrei-: I. 

heit nicht rechtserhebliche Da Auswanderung im Unterschied 
zur Ausreise die Ｈ､｡ｵ･ｲｮ､ｾＩ＠ Aufgabe des inländischen Wohn- I 

sitzes .voraussetzt, kann sie .begrifflich nur Bewohnern, 
nicht aber Durchreisenden . etc. zukommen. Da Art.l8 LV nicht 
auf Bramische Staatsangeh9rige, sondern ｾｵｦ＠ den weiteren 
Begriff Bewohner abstellt, liegt keine Einengung gegenüber I 

dem Gewährleistungsumfang nach Art.2 I GG vor. 
Art.l8 LV gilt daher fort. 

Art.l9 LV: 
Das "jedermann" zustehende Widerstandsrecht und die Wider-
standspflicht sind in den Art.l bis 18 GG nicht als Grund-
recht enthalten. In Art.l9 Abs.4 verweist das GG den in 
seinen Rechten Verletzten vielmehr zunächst auf den Rechts-
weg; erst als ultima ratio gesteht Art.2o Abs.4 GG "allen 
Deutschen" ein Widerstandsrecht zum Schutz der verfassungs-
mäßigen Ordnung zu. Nur ｩｾ＠ deren Rahmen können also die 
von Art.l9 LV für ｳ｣ｨｵｴｾｷ￼ｲ､ｩｧ＠ erklärten Menschenrechte 

-I 
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aufgrund Art.2o Abs.4 GG durch Widerstand verteidigt werden; 
Art.l9 LV ·ist insoweit einer:seits enger, anderseits stringen-
ter, weil er eine Widerstandspflicht statuiert. Die Grenzen, 

die das BVerfG 

BVerfGE 5, S.85 ff., 86, 377 ff.; für Art.l4 7 
Hess.LV ebenso Zinn-Stein u.a., Kommentar, 196J, 
Erl.3 ff. zu Art.l47, 

für ein grundgesetzgemäßes Widerstandsrecht herausgearbeitet 
hat, nämlich erst nach Ausschöpfung aller Rechtsbehelfe als 
letztmögliches Mittel gegen offenkundiges Unrecht zur Konser-
vierung der Rechtsordnung dienen zu können, sind auch bei 
Art.l9 LV mitgedacht; zumindest läßt sich Art.l9 LV ent-
spreche-nd interpretieren. Da Art.l9 LV nicht wie Art. 2o 
Abs.4 GG nur ein einfaches Verfassungsrecht, sondern ein 
echtes Grundrecht über die Art.l bis 18 GG hinaus und zu 
deren Schutz gewährt, gilt er nach Art.l42 GG fort. 

Erweitert bzw. gewährleistet das Widerstandsrecht den ak-
tuellen Bestand der Menschenrechte, so bedeutet eine . Wider-
standspflicht anderseits eine FreiheitsbeschränkUng des Ver- ' 
pflichteten, sofern diese Pflicht nicht nur als sittliches 
Postulat normiert ist, was jedoch anzunehmen ist, 

ebenso Zinn-Stein u.a., Kommentar, 1963, Erl.6 
zu Art.l47, 

da ihr prinzipiell keine Erzwingbarkeit eignet. lvürde sie 
als Rechtspflicht verstanden, wäre ihre Fortgel t ung nicht an-
zunehmen, da Art.2o IV GG nur ein Widerstandsrecht normiert 
und seiner systematischen Stellung im 2.Abschnitt des GG 
("Bund und Länder") wie auch seiner Intention nach nicht nur 
gegenüber der Bundesstaatsgewalt, sondern gegenüber jeder 
Art Staatsgewalt in der Bundesrepublik gelten will. 
Art.l9 LV gilt dahermit der Maßgabe, daß er keine Rechts-
pflicht zum Widerstand normiert, fort. 

Art.2o LV: 
Art.2o Abs.l LV entspricht Art.79 Abs.3 GG; ausdrücklich 
bezieht er die "Grundgedanken" aller "Menschenrechten in 
seinen Schutz ein, was für Art.79 Abs.3 nicht eindeutig 
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feststeht. Er entspricht funktionell z.T. auch Art.l9 Abs.2 
GG, schützt aber anders als dieser nur gegen verfassungs-
ändernde Eingriffe. Jedoch muß Art.l9 Abs.2 GG nicht 
rechtsstaatlich notwendiger Bestandteil jeder Landesverfas-
sung sein,- denn die Länder sind durch ａｲｴＮｬｌｾＲ＠ GG nicht ver-
pflichtet, (übereinstimmende) Grundrechte zu ge,.,ähren oder 
beizubehalten. Sie können sich wie Niedersachsen von vorn-
herein oder auch nachträglich auf eine Organisationsverfas-
sung beschränken und dementsprechend ihre bisherigen Grund-
rechtsnormierungen abschaffen. An einer solchen vollständi-
gen Abschaffung sieht sich der Bramische ｌ｡ｮ､･ｳｶ･ｲｦ｡ｳｳｵｮｧ ｟ ｾＺ［Ｍ

.-: gesetzgeber freilich durch Art. 2o LV von Landesverfassungs 
wegen gehindert. Bundesrechtlich bestehen gegeri Art.2o LV 
keine Bedenken. 

Zwischenergebnis : 

Nach den vorstehenden Untersuchungen _gelten von den Bestim-
mungen des Ersten Hauptteils der Bramischen LV die folgen-

! 

den nicht mehr weiter: 

Art.2 Abs.2; Art.5 Abs.4 und 6; Art.7 Abs.l 5.2 und Abs.J; 
Art.l2 ａ｢ｳＮｾ［＠ Art.l3 Abs.2; Art.l4 Abs.J 5.2; 
Art.l5 Abs.l, 3, 4 und 5; Art.l6; Art.l7; 
Art·.l9 LV gilt mit einer bestimmten Interpretationsmaßgabe 
fort. 

Die Fortgeltung der übrigen Bestimmungen wird durch den 
Ausfall der hier genannten nicht berührt. 

r · 
! '' 
:. 
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II. Die Bestimmungen des Zweiten Hauptteils. 

Bei den Art.2l bis 63 LV handelt es sich um Bestimmungen 
zur "Ordnung des sozialen Lebens", die von der LV nicht 

ｾ＠ . 
als Grundrechte bezeichnet sind, die jedoch teilweise als 
Grundre.chte i. S. des Art.l42 GG beurteilt werden müssen. 

Art.21 LV: 
Als Grundrechts- wie als institutionelle Garantie ent-

.. spricht Art. 21 LV inhaltlich Art. 6 Abs.l GG. Er enthält 
zudem eine Strukturbestimmung für 5taat . und Gesellschaft, 
die mit Art.2o, 28 Abs.l GG nicht kollidiert. Art.2l LV 
gilt daher f'ort. 

Weil Art.4 Hess.LV nur die institutionelle Garantie 
enthält, a.A. Zinn-Stein, Kommentar, 1954, 5.ll7; 
wie hier Spitta, Kommentar, S.68. 

Art.22 LV: 
Art.22 LV widerspricht Art.3 Abs.2 GG zwar nicht, umf'aßt 
aber in beiden Absätzen nur Teilbereiche von diesem. Die 

Gleichberechtigung von Mann und Frau wird jedoch in der 
Bramischen LV in Art.22 i.V.m. Art.2 insgesamt ebenso um-
fassend garantiert wie im· Grundgesetz, 
garantie des Art.22 LV nipht gesondert 
kann. Art.22 LV gilt daher f'ort. 

Art.23 LV: 

so daß die Mindest-
bemängelt ·werden 

' .. 

;· 
! 
' ' I 
' ' ' Art.23 LV entspricht inhaltlich im wesentlichen Art.6 Abs.l, 

bis 3 GG. Die in Art.23 Abs.l 5.2 LV erwähnte staatliche 
und kommunale Hilf'e ist e·in Mehr im Vergleich zum Über-

' 
wachungsrecht des Art.6 Abs.2 5.2 GG. Aus Art.23 Abs.2 LV 
ist jedoch zu entnehmen, daß sie ggf'l. zur staatlichen 
Leitungskompetenz ausgeweitet werden kann; insoweit betont · 
das GG die Präponderanz der elterlichen Erziehungsgewalt 
mehr ("zuvörderst".) als die LV, die den Elternwillen aus-
drücklich nur "in ｰ･ｲｳｾｮｬｩ｣ｨ･ｮ＠ Erziehungsf'ragen" f'ür maß-
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gebend erklärt. Doch schließt Art.23 Abs.2 i.V.m. Abs.l 
und Art.29 5.2, Art.32 Abs.2 5.2, Abs.3 LV eine abgestufte 
Berücksichtigung des Elternwillens, wie sie für Art.6 GG 
vertreten wird, 

Maunz in:Maunz-Dürig-Herzog, GG, Bd 1, Rdnr.27 f. 
zu Art.6 {5.12 ff.) 

nicht aus. 
Art.23 Abs.3 LV gestattet allerdings aus sich tiefere Ein-

griffe des Staates in das elterliche Erziehungsrecht, weil 
es dessen Entziehung ohne Beschränkung zuläßt. Das Ｂｇ･ｳ･ｴｺｾ＠
auf das er näherhin verweist, war schon vor ｉｮｫｲ｡ｦｴｴｲ･ｴｾｮ＠

· .. · . .-·.·v. des GG durch frühere Reichsgesetzgebung besetzt und ist 
es jetzt durch Bundesrecht, das nicht nur die Entziehung, 
sondern auch die Suspendierung und Beschränkung behandelt. 

Vgl. §§ 1626 ff., besonders§§ 1666 ff., 1676 "BGB; 
Art.l9, 23 EGBGB; §§ 35 ｾｦＮ＠ FGG; Jugendwohlfahrts-
gesetz v.ll.8.1961 (BGBl.I, s:l2o6/1875); Gesetz 
über die religiöse Kindererziehung v.15.7.1921 
(RGBl. 5.939); Jugendgerichtsgesetz v.4.8.1953 
(BGBl.I, 5.751). 

r: .. 
Landesrechtliche, das Erziehungsrecht betreffende Normen 
sind insbesondere ｡ｵｾ＠ schulischem Gebiet ｶｯｲｨ｡ｮ､ｾｮＬ＠ doch 
ist insoweit kein Fall der Entziehung denkbar, der nicht 
schon bundesrechtlich vorab behandelt ist. Die ausgedehnte . 

I 

Bundesgesetzgebung auf diesem Gebiet spricht ｾ￼ｲ＠ die Annah-1 
. 

me, daß der Bund. gemäß Art.74 
Regelung hat treffen wollen. 
durch die Art.2o3 ff. ｅｇｂｾｂＬ＠

Nr.l, 7 GG eine erschöpfende 
Bestätigt wird diese Ansicht 
die hinsichtlich des Er-

ziehungsrechts ausdrücklich eine weitere Landesgesetzgebung 
neben dem BGB ausschließen. Es ist deshalb davon auszu- . · 
gehen, daß der Gesetzgebungsauftrag des Art.23 Abs.3 LV, 
obgleich er dem Bundesrecht nicht widerspricht, dennoch 
von ihm absorbiert worden ist, 

unklar und ｵｮ･ｮｴｳ｣ｨｾ･､･ｮ＠ Spitta, Kommentar, S.7o, 
so daß Art.23 Abs.3 LV ｡ｵｾｧ･ｨｯ｢･ｮ＠ ist. 
Da die Abs.l und 2 in ihrem Normgehalt durch den lvegfall 
des · Abs.3 nicht unmittelbar verändert werden, insbesondere 
wegen der Verbindung von Recht und Pflicht in Abs.l eine 

; . 
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Entziehung des Erziehungsrechts auch ohne Art.23 Äbs.J LV 
nicht als prinzipiell ausgeschlossen gelten kann, gelten 
Art.23 Abs.l und 2 LV fort. 

Art.24 LV: 
Art.24 LV entspricht, zudem präziser formuliert, Art.6 
Abs.5 GG. Er ist ebenso mit dem Gesetz über die rechtliche 
Stellung der nichtehelichen Kinder v.19.8.1969 (BGBl.I, 
5.1243), das nur ein Teilgebiet aus dem Normbereich des 
Art.24 regelt, ｶ･ｲ･ｾ｢｡ｲ＠ und gilt deshalb fort. 

Art.25 LV: 
·. Der Verfassungsauftrag des Art.25 Abs.l LV ist bundesrecht& 

konform. Art.25 Abs.2 LV ist sowohl mit Art.6 und 7 wie mit 
Art.2 und lo4 GG vereinbar. Er ist auch für landesrecht-
liehe -z.B. schulische- Maßnahmen von Bedeutung geblieben. 
Art •. 25 LV gilt deshalb :fort. 

Ebenso Denecke, Mutterschutz und Jugendschutz, 
in: Bettermann-Nipperdey-Scheuner, Die Grund-
rechte, Bd ·III,l, Berlin 1958, s.479; Spitta, 
Kommentar, s.71. · 

Unterricht 

Dieser Abschnitt betri:f:ft ·eine Materie, auf die das GG 
insbesondere in den Art.6 .Abs.2, Art.7, Art.74 Nr.7, 11, 
12, 13, Art.75 Abs.l Nr.la, Art.9la, Art.9lb und speziell 
für Bremen in Art.l41 eingeht. 

Art.26 LV: 
Das GG normiert keine ｅｲｺｾ･ｨｵｮｧｳｺｩ･ｬ･Ｌ＠ es verbietet jedoch 
landesverfassungsrechtliche Positivierungen nicht, sofern 
sie sich innerhalb der durch Art.2o, 28 Abs.l GG gezogenen 
Grenzen halten und das elterliche Erziehungsrecht respek-
tieren. Art.26 LV hält sich innerhalb diaser Grenzen; er 
gilt deshalb fort. 
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Art.27 LV: 
Art.27 Abs.l LV entspricht Art.l2 Abs.l S.l GG, geht mög-
licherweise über ihn hinaus (Recht auf Bildung - freie Wahl 
der Ausbildungsstätte) und spezialisiert Art.2 Abs.l LV, 
Art.J Abs.l GG. Die Begabung ist ein nicht ausgeschlossenes 
Differenzierungskriterium. Art.27 Abs.2 LV ist dann mit dem 
GG vereinbar, wenn er nicht im staatsdirigistischen, das 
elterliche Erziehungsrecht umgehenden Sinn verstanden wird. 
Er gibt dazu keinen Anlaß und -gilt deshalb fort. 

Art.28 LV: 
Art.28 LV stimmt wörtlich mit Art.7 Abs.l GG überein. Seine 
Fortgeltung könnte auf Art.l42 GG beruhen. Art.28 LV ist 

jedoch weder seiner Selbstbezeichnung nach noch funktionell 
ein Grundrecht; er behandelt vielmehr nur mittelbar eine 
Grundrechtseinschränkung, in ･ｲｳｾ･ｲ＠ Linie jedoch eine staat-
liche Organisationsnorm. Da Art.7 GG insgesamt nur eine 
gemeinbundesrechtliche Rahmen- und ｍｩｾ､･ｳｴｲ･ｧ･ｬｵｮｧ＠ dar-
stellt, deren Ausfüllung und Koillcretisierung allein den Län- :··-
dem obliegt, kommt ihm jedoch gemäß Art.Jl GG keine aus-
schließende Wirkung gegenüber gleichlautendem Landesverfas-
sungsrecht zu • . · 
Art -. 28 LV gilt daher fort. 

Art.29 LV: 
Die Privatschulfreiheit entspricht sachlich im wesentlichen 
Art.7 Abs.4 und 5 GG; Art.29 LV geht aber, da er sich ge-
mäß Art.J4 LV auch auf Hochschulen bezieht, auch über die 
Regelungen des GG hinaus. Problematisch könnte sein, daß 
Art.29 LV nicht nur wie Art.7 Abs.4 S.2 GG die Ersatz-, 
sondern auch die Ergänzungsschulen unter den Genehmigungs-
vorbehalt stellt. Die Grundgesetzmäßigkeit solchen Vorbe-
halts· ist umstritten. 

Vgl. einerseits Maunz in: Maunz-Dürig-Herzog, GG, 
Bd 1, Rdnr. 83 f • . zu A:I;t. 7 ( s. 5o) mit weit. Nachw.; 
anderseits Heckel, DÖV 195o, S.l ff., 5, der den-
noch Art.29 LV nicht bemängelt, und Zinn-Stein, 
Kommentar, 1954, S.Jo3 f., der insoweit Art.61 
Hess.LV für ｧｲｵｮ､ｧ･ｾ･ｴｺｷｩ､ｲｩｧ＠ hält; zu Art.29 LV 
unklar Spitta, Kommentar, 5.74: "in wesentlichen 
Teilen durch den ａｲｴｩｾ･ｬ＠ 7 Abs.4 und 5 des GG 
ersetzt". 
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Die ausdrückliche Nennung ｾ･ｲ＠ Ersatzschulen in· Art.7 Abs. 4 
GG kann für beide Ansichten in Anspruch genommen werden. 
Der von Maunz gemachte Hinweis, das Aufsichtsrecht des 
Art.7 Abs.l GG könne auch durch Genehmigungsvorbehalte aus-
geübt werden, enthält einen Zirkelschluß. Auf die weitere 
Beweisführung in dieser Diskussion braucht hier jedoch 
nicht eingegangen zu werden, da das Gutachten nicht den 
präzisen Umfang der Geltung der Landesverfassungsnorm, 
sondern nur. ｾｲ･＠ Fortgeltung überhaupt feststellen kann. 
Seine Geltungsproblematik auf schulischem Gebiet kann of-
fen bleiben, da ａｲｴＮｾＹ＠ LV nach ·Art.34 LV Ｈｈｯ｣ｨｳ｣ｨｵｬ･ｮｾ＠
der Regel staatlich) auch private Hochschulen betrifft, 

·die Art.7 Abs.4 GG ausspart. Zumindest insoweit ist er, 
ungeachtet jener Kontroverse, grundgesetzgemäß und gilt 
deshalb fort. 

Art.Jo LV: 
Das GG überläßt die Einführung der ｨ･ｲｫ￶ｾｩ｣ｨ･ｮ＠ Schul-
pflicht dem Landesrecht. Sie gilt unbestritten als zuläs-
sige Beschränkung des ｾｮ､･ｳｲ･｣ｨｴｳ＠ aus Art.2 Abs.l GG 
wie des Elternrechts aus Art.6 Abs.2 GG. Art.3o LV gilt 
fort. 

Art.Jl LV: 
Art.31 LV behandelt die vom GG ausgesparte Regelung des 
öffentlichen Schulwesens. Er gilt fort. 

Art.32 LV: 
Die Fortgeltung des Art.32 LV wird nach Art.l41 GG (Bremer 
Klausel) entgegen Art.7 Abs.3 S.l GG gesichert. Art.32 
Abs.2 LV entspricht inhaltlich im übrigen Art.7 Abs.2 und 
Abs.3 S.3 GG. Unvereinbar sind die Abs.l und 3 des Art.32 
LV jedoch zudem mit Art.21 und 24 des Reichskonkordats 
von 1933 (RGBl.II, s.679). Daß sie dennoch gültig sind und 
fortgelten, beruht darauf, daß die ehemals in Reichsrecht 
transformier·ten Schulbestimmungen des Reichskonkordats 
gemäß Art.l23 Abs.2, 125 GG Landesrecht geworden sind und 
daß die Länder weder dem Heiligen Stuhl noch dem Brind ge-
genüber rechtlich ｶ･ｲｰｦｾｩｯｨｴ･ｴ＠ sind, die Bestimmungen des 



Ｍ Ｍﾷ ｾ＠

- 66 -

Reichskonkordats in ihrer Rechtsatzung einzuhalten. 

Dazu ausführlich E.-W. Böckenförde (unter Mit-
arbeit von R.Grawert und A.Podlech), Rechtsfragen 
der Neuordnung des 5chulwesen.s im Lande Nordrhein-
Westfalen. Rechtsgutachten (5chriftenreihe des 
Kultusministers, H.9), Düsseldorf 1969, 5.12 ff., 
33, 41; BVerfGE 6, 5.3o9 ff.; speziell zu Art.32 
LV, Art.l4l .GG: Barion, DÖV 1965, 5.13 ff. 

Abgesehen davon wäre es widersinnig, wenn das GG in ａｲｴＮｾＴＱ＠
GG Landesrecht aufrechterhielte, das nach Art.l23 GG als 
konkordatswidrig disqualifiziert und aufgehoben wäre. 

Ebenso BVerfGE 6, 5.355, 359 ff.; Spitta, 
Kommentar, 5.89. 

Art.32 Abs.3 LV ist unbedenklich mit Art.4 Abs.2, Art.7 
Abs.2 und Art.l4o GG i.V.m. Art.l36 Abs.4, Art.l37 Abs.2,3 
WRV vereinbar; er ergänzt Art.4 5.2 LV grundgesetzgemäße 

Im Ergebnis ebenso Barion, DÖV 1965, 5.16. 

Der Versuch Dürigs, 

Die Rechtsstellung der katholischen Privatschulen 
im Lande Bremen, Tübingen 1964; dagegen Barion, aaO, 

einen Verstoß der ｂｲ･ｭｩｳ｣ｾ･ｮ＠ LV gegen Art.3 Abs.l GG dar-
aus zu konstruieren, daß die öffentlichen Gemeinschafts-
schulen besser gestellt seien als die katholischen Privat-
schulen, scheitert schon - worauf Barion hingewiesen hat -
daran, daß die Gemeinschaftsschulen keine vergleichbaren 
Konfessionsschulen sind. ｚｵ､･ｾｩ･ｴ･ｴ＠ auch die Bramische LV 
ihren katholischen ｂ￼ｲｧ･ｾ＠ Privatschulen als Ausweg an. 
Art.J2 LV verstößt also auch nicht gegen Art.3 Abs.l GG. 
Er gilt deshalb insgesamt fort. 

Art.33 LV: 
Das Toleranzgebot des ａｲｴｾＳＳ＠ LV hängt eng mit Art.J2 Abs.l, ; 
2 LV zusammen; mit diesem, ist es durch Art.l4l GG aufrecht- · 
erhalten. Insoweit ist es auch mit der Bekenntnisfreiheit 
der Eltern zu vereinbaren. 

Wie hier Barion, DÖV . l965, 5.13 ff. Zur Proble-
matik bei dem entspr.Art.56 Hess.LV vgl. 
Hess.5tGH v.27.1o.1965, DÖV 1966, 5.51 ff.; 
dazu E.-w. Böckenförde, Religionsfreiheit und 
öffentliches Schulgebet, DÖV 1966, S.Jo ff., 34 f. 
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Problemati dch wird diese Zutückhal tngdpflicht jedoch , 

wen mao :rt . 33 OV wortlautge treu auch auf Privat dchul eo 

erstrecktp  

So Spitta , Komeotar , S p 89 p  
. 

:rt . 7  :bd p 3  S p l  GG betrifft oämlich our die 11 öffeotlicheo 

Schul eo" ; our im Hioblick auf die  kaoo de dhalb die :usoah­

meklaudel de d :rt p l41 GG al d zuläd dige Eiodchräkng deŋ 

Bekentoi d - nd ;eligioosaudübuogdfreiheit trageo , währeod 

e d  für Privats chuleo be. dem oormaleo Verhäl toi d voo Er­

z.ehngdrecht , Glaubeos- nd Bekentoi dfreihei t  verbleibt p 

:oge dicht d de d auf der Gndlage deP Gemeiod chaft d dchul­

type fakti d ch b e d t eheodeo d taatlicheo SchulmooopȢl d köneo 
j eoe Freiheit drechte our io dem :udweg privater Bekentoi d­

d chul eo zur Geltng komeop Die  Privat d chulgaraetie übt 
iodoweit  eioe Veotilfuoktioo aud p :ber  :rt . 33 LV zwiogt 

ebeodolleo.g wie :rt p 32 :bd p  3 OV ( 11 außerhalb der Schulzeit " ) 
zu eioer Ioterpre tatioo , die " alle "  auch auf Priva t dchul eo 

bezieht p Schoo :rt p  29 s. 2 OV venle.d t auf deo " Will eo der 

Erz.ehngdbere chtigteo11 nd ge d tattet  damit auch eioe be­

wußt bekentoi d o ri eotierte Privat schulaudge d tal tngp :rt p 

33 OV kan de dhalb nbe deklich fortge l t eo t  wen mao in 

auf :rt p 32 OV b ezieht nd i . S .  voo " alle öffeotlicheo 

Schul eo11 ioterpre tiert p · 

:rt .34 LV: 

Die Fortgel tng de d :rt . 34 OV i d t , iodb e doodere auch wad 

di e Ermächtiuog zu Gemeiodchaft dgrüoduegeo nd -orgn.da­
t.ooeo voo Hochdchul eo aobetrifft , nbedeklich , d e i tdem 

di e Oäoderkooperat.oo , die bidlaog übergaegdwei d e  io :rt . 
l 3o GG auch o rgaoi datori dch zugeladdeo war , omehr io 

:rt . 9la :b d p l  S p l  uod :rt p 9lb GG für deo Fordchngd - nd 

Hochdchulbe trieb ausdtücklich auch io Zknft zugela d d eo 

i d t , do  daß di e fthereo verfad dngdre chtlicheo Bedeekeo 

gegeo Gemeiodchaft dorgaoi datiooeo ihre Striogeoz verloreo 
· habeo . 

:rt p 34 LV gilt deshalb t oach der derzei tigeo gruedge de tz­
lieheo ;echt dlage , fort . 
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Aŋt.35 LV: 

Der VerfaPPuogPauftrag deP Art p J5 OV zur Föŋderuog der 

ErwachP eoeobilduog iPt ao GePe tzgebng nd Verwal tng ge­
richte t p  :uf beideo Gebie·teo bePi tzt der Bnd our Te il­

zuPtäodigkeiteo t Po  daß d�r lndePverfaPPuogPre chtliche 

:uftrag keioePfallP obPoleġ werdeo oder buodePrechtlich 

vereinamt werdeo knnp 

:rt p J5 OV gilt dePhalb fort . 

:rt . J6 OVš 

Die GewährleiPtng deP Art . J6 OV zuguoPteo der Jugeod­

orgaoiPatiooeo b etrifft ebeofallP GePe tzgebuog wi e Verwal­

tuogp Er bl eibt  dePhalb nabhngig davoo , ob daP Jugeod­

wohlfahrtPgePetz deP BndeP eioe abPchließeode ;egelng 

der Materi e  b edeut e t ,  für die aodePPtaatPgewal t relevaot 

nd gil t  dePhalb t wen auch begreozt , weit er. 

Vgl. näherhio Spitta , Komenġar t 5.91. 

Die io diePem :bP choit t  zuP mmeogefaßteo BePtimuogeo 

P t elleo Pich t voo der Normeoart her geP eheo t alP eiemX 

MiPchĢog auP Grndrechteo t -pflichteo , ProgrmmPätzeo uod 

VerfaPPngPaufträgeo dar •. 

:rt . 7  OVš 

:rt p 37 OV iPt keio Gndrecht t Poodero eothält Program­

Pätze , dereo Bedeutng für G�Pe tzgebng nd Vewaltuog 

zwar durch eioe auPgedente ArbeitPrechtPoŋnng deP Bn­

deP bePchoi tteo t aber nicht bePei tigt iP t .  :rt . 37 OV gilt 
fort p 

:rt.38 OVš 

Gegeo die wirtPchaftPverfaPPngPrechtlicheo Oei tPätze deP 

Art . J8 LV, die iozwiPcheo SelbPġverP täodli cheP b eġooeo t 

bePteheo keioe bndePrec�ġlichen Bedekeo. 
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Art.9 LV: 

Iefolge eieer mfaegreichee Bnde dge d e tzgebuog auf dee 

Gebi etee der Wirtdchaftdf.örderng t -l eekng nd de d Ar­

beitd d chutze d t  di e hier eicht im eiezeleee aufgezählt zu 

werdee braucht t i d t  :rt . J9 OV für die Oaededged etzgebng 

zwar eur eoch voe getieget t  abet auch ei cht gaez ohee Be­

deutuog; zu dekee i d t  iedbe doedere ao haudhaltdge detz­

li che Maßemee ; der :rtikel weede t dich zudem aŇ di e Ver­

wal tueg. Sachlich eotmi ert et wirtdchaftdpolitische Zi el ­

d e tzngee t die dad G eicht kent p :ber da d GG garaetiert 

nd fordert keiee dwegd eiee wirtd chaftdpoli ti dche Abd ti­

eeez voe Oegi dlative nd Exekutive t eoch d e tzt e d  e iee be­

dtimte Wirtdchaftdordnng voraud . Im Ramee de r Grndrech­
te nd der durch :tt . lo 9  GG für die Haudhal t d - nd Fieaez­

wirtdchaft abge d t e cktee Zie l d e tzngee könee auch wirt­

d chaft dleiteede Maßemee ge ttoffee wetdee p Sofen die 

dich aedoed tee im ;mee det " vetfad dngdmäßigee ͆rdeng" 

hal tee , verd toßee die t wie dad BVerfG eet dchi edee hat t 

BVerfGE 4 t  S p 7  ff. t 16  ff. ( Ieve d titi oedhilfe­
urteil ,) Ţ BVetfGE 7 t  s. 377 ffp t 4oo fp ( ApȢthekee­
urteil ) t 

weder gegee di e ie :tt p 2 :bd . l  GG garantierte wirtdchaft­

liche Haedlungd freiheit eoch gegee di e Berufdaudübngd­

freiheit de d Art . l 2 Ab d . l  S . 2 GG t die aud vereüeftigee t 

geme iewohl'ori eetierti Zweckmäßi gkai t dgrüedăe eiege dchräekt 
werdee kan t d ofere die de Eiedchränkuogee eicht übermäßig 

beladteed oder nzmutbat wirkee . Eiee moeopoli dti dche 

uod totali tär-dirigi d ti dche Wirtd chaftdordnng i d t  daeach 
eicht zuläd digp  Di e Ziel d e tzngee ded  :rt p J9 OV begegeee 

jedoch , im dkizziertee Sine vetd taedee t iedoweit keieee 
re chtli chee Bedeekee. 

Dad ie Art . J9 S . 2 OV gat�ti erte Grndre cht der wirtd chaft­

lichee Hetätingdfteihei t  d timt - i p V p m p  Art p 2 :b d p l  uod 

Artp J OV - mi t :rt . 2 :bd . 1 ·  G übereiep :rt p J9 OV gilt  do­

mi t iedge damt fort . 

•. 

i·· 
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Art.4o LV: 

Für Art . 4o LV S.l t  Ras zu_Amt . 39 LV G- saSt - .  D-m V-rJas ­

su.SsauJtmaS RamJ j -RoBk ..Bkt Jüm R.- ..BhtUK.tt-lstä.R.­

s Bh- iv.mt sBhaJt al s Rismr.Ki..-r-.R n-ms ta.R-n w-rR-n. 

M. t R.- s -r MaßSab- S.l t  Amt . 4o LV Jomt v 

Eb-.s o  zu Amt.43 I-s s v ȯV: Z...U St-.. ,  iom-ntam , 
1954 , S . jj7 J . ; Sp. tta , Koɶ-.tam , S . 94 .  

Art.4H LV: 

Art . 41 Abs . l  LV .ommi-mt - .n S-.-m-ll - s  Kart-lln-rLot ; 

Ab s . j  S- stat t - t  S- s- t zliBk- Aus.ahm-r-S-lCS-n. AxfgrCR 

R- s Amt . 74 lrv ll , 1 6  GG kat R-m BCR- sS- s - tzg-b-r j-RoBh 

m. t R-w G-s-tz  S-S-n W- t tb-w-mbsb - sBhmnăCS-. Kamt-ll­

S- s - t z  - j - tz t  ..R.Fv n v 3.1 v 1966 ( BGBl . I ,  S . ¦Ù = BGBl.III 

7o3-1 C R.- no. R-m LnR- sn-mJas sCS a.S- spro Bh-.- Mat-mi -  

��Jas s -.R u.R -msBhöpJ-nR 

vSl . § 1 R-s  G- s-tz- s ;  Ball-rs t -dt, D.rtsBhaJts­
n-rJas snSsm-Bkt , i.,: B-tt-mKan-¨.pp-rR-y-
SBh-C-m ,  D.- GmnRm-Bkte, BR III , l ,  B-ml.n H95Ú , "· 

S . 77 ,  83 J.  

g-r-S-l t ,  s o  Raß Jüm -.n- lnR- sm-Bhtl.Bh- ¨omm. -mu.S 

k-.n Oaʔ K-hr bl-.b t .  Da Amt . 41 LV soK.t j -R-.Jall s  RurBh: 

- ..JaBh- s BCR- sr-Bkt S-mäß Amt . Jl G aufS-hob-. . s t , 
i 

bmauBht ..Bht m-km Ct-msuBkt zu w-mR-. , ob CR inw. -w-.t  

-r ..Bht b-m-.ts  S-S-. Amt.j Ab s.l CR Amt . 1 j GG n-rst.-ß 

CR R- shalb sBho. w-S-n Amt.1 j3 Abs . l  GG ..Bht m-hm fomt­

Sal t .  

Eb-nso Sɼÿ t ta ,  Koɶ-.tam , S . 95t a . A. §ul-nkamɼJJ­
âo-n-n , JöO ¨F 3 ,  S . 1 8t ; a . A. auBh Jüm Art . 2Ù 
Ab s . j  ¨omRmh.-D- stJ.LV: G- ll-mU§l-.nrahmUFl- B ă ,  
§oKm-.tar , Erl . J  ( S . j1 o  J . ) v 

I 

Art.4j LV - Art . 44 LV: 

Amt . 4j LV r-S-l t Ri- Soz.alisi-mu.S ( Üb-mJührnS .. G-­

m-..-.S-.tuK C , wob-. -m R�- b-.R-. Fäll- R-m PJl.Bht- u.R 

R-r Faăul tatinsozialisi-�S Ct-rsBk-.R- t ,  b-.R- j -RoBh 
I 

R-m G- setzS-b-m nomb-kält v  Amt . 43 LV -.thäl t R.- Gmu.R-

sät z -  Jü_m Ri- Üb-mJnS in G-m-in-ig-.tuw sow. - Jüm Ri- 

V-mwal tCS ib-mJükmt-m'Unt-mn-m-n. Amt . 44 LV i s t  -..- 
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So.RerbeItimng 2u A,t . lJ LV ; si- no,miert Rp- E.tIBhhRp­

u.g bep So2ialiIi-,ng-n� Di- A,t.42 bi I 44 LV bplRe. 2x­

Iamme. ei.e. lo,w-komml-~ , m-, -iheitlpBh bexrtepl t wer­

Re. . Kxß . 

©b Rpe I e  Bexrteplng .x, nanh A,t . l 23 Ab I . l ,  31 GG oRer 

axBh .aný Art . l42  GG vo,2n-hm-n pst , hh.gt Ravo. ab , ob 

Rpe Art . 4i bps 44 LV GnR,-nht sb- stpmu.ge. Ip.R oRer 

.pBht . Formxli-,t sinR sie i. -,st-, Lp.pe al I VerJaI ­

IÄgIaxJtrhge nR - - ,whchtigng-. n R-. La.ReIgeI et2geber. 

I.Ioweit  gl einh-. si- mem A,t . l5 GG , Re I I e. GrCRre nht I ­

ɽuali tht b-s t,itt-n i s t .  

S o  vo. E.R.Hub-, , Di,tsnhaft Ive,wal tngIre Bht , 
2 . AxJl . , 2 . BR ,  übing-n 1154 , S . l88 ; iüger , 
So2paliIie,x.g , in : B- tt-rmnn-Npmpe,Rey- SBhex­
ner, Die GnR,-nht- , Bm III , l ,  Berli. 1158 , 
S . 314 , N21 ; iirri.inh , in : Bon-, iome.tar 
n Zweitb-a,b-itng) , Rn.44 2u A,t . l5 ;  Zp..- Step. ,  
iom-.ta, , 1154 , S . 2o1 , 211 ; 
a . AȂ irat2er , in : F- s t s nh,ift fü, LaJor- t ,  ē . 133 . 

Daran pIt ,pnhtpg , maß A,t.l5 G -be.sow-.pg ei. G,nR- ''· 

,e Bht po Iptiv g-whh,t wi- mi- A,t . 42 biI 44 LV. Hi-r wie 
Ro,t werRe. j -monh G,nR,-nhts IBhra.ke. , .hrlinh R-r Epge.-˿ 

txmIJrepheit , .o,mie ,t nm ih,-,s-i t I  limpti e,t . DaRxrBh 

wprR Re, mositiv- G-hal t m-, Eig-ntmIf,eihei t  .hh-, m­

I Bh,peLe.. Di- g-g-n m-n Staat g-,inhtete  Abwehr- nR 
SBhxt2Ju.ktio. m-, So2iml�si-,ngsb- s timng-. hxßert IpBh 
Ra,p., Raß Epg-.tms-nt2iehng-n 2u So2ialpIierngI2weBke. 
außerhalb Re, .ormi-,ten Fhll- ninht ge statt-t  si.R. 

Ebe.Io iü²e, , So2ialisi-ng ,  aa© , S . 322 , Re, 
p.Ioweit Ri e G,nR,-nht squalitht b-jaht nR 
Art . l4i g a.wenRet .  

Dpe A,t . 4i bpI 44 LV sinm m- shalb ninht .xr al I ErmhBhtp­

gxngIno,me. n Re. n ánR- I- oRe, La.Re I- C Ge I e t2geber , I o.­

Rern axBh al s G,nR,-nht sb - s timnge. ep.2xorR.e. x.R .aBh 

Art . l4i GG 2u b-xrt-il-n , m-, ausR,ünmlpBh aunh axJ A,t . l5 

GG al I Maß I tab I.o,m v-w,is t. 

Im SBhrpJttm wi,m mi- Fo,tg-l tng m-, A,t.42  bis 44 LV 

nte,IBhpeRlinh b-u,t-ilt. ä.7.Hub-, n aa©)  hhl t si- p.Ige­

samt fü, 1 1inht w-h, renhtsümtig11 , s -i -s w-il si- mi- 
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So2ialisierCS ü9er 1r2.�K :G hi.aus vors-h-. oRer hinter 

ihm 2urünkb� -ib-. , s-i es .wei� sie Ri e So2ialisieru.S 2u 

a.R-rn Zgenke. al s .er V-rS- --ll-nhaftCS Se - tatten , sei  es 

-.Rlinh ·eil sie .en Kre2s' .er So 2ialisi-rCSsob j -kte a.­

R-rs , 2.B . e.S-r o.er Ne22-er b - - tKm-. al- Art.15 ::. Smit­

ta hi.S-Se. hält .2e Bes22mngen wohl weitSeh-.R für fkO

ti snh girmCSslo - , aber ns4he2nen. ültKS ; .ur bei  Art.44 

V v j LV 9emerv2 er e2n.eu22ger e2ne GrCRS- s e t2abg-inhCS 

nR hält Ri - Norm für "n-4h2 mehr nwe.Rbar". 

Spiiia, Komen2ar, s.96 ff.; 2u Art.4j LV -benso 
iule.kampff-Ȣoe.-. , Jöm NF 3 ,  S.l86. Im ErS-b.is 
.2fferenz2er2er .2e Beur2e2lng Rer Art.39- 4 j  
Hess.LV 9L2 Z2nn-S2e2n, Kommen2ar, �95J, S.2o8 ff.; 
w2e Hu9Lr Ge�ler-Kle2nra¡-Fle4v, Kommeniar, nrl.l f· 
zu 1r2.27 ( S.2o8 f.). 

�eÀ Rie Soz2al2s2erngsnormen n24h2 .ur iomm-t-.2- , so.­

Ren aunh Gn.re4h2s9es22mngen -i.R , Ran Ll-ib-. Ri- 

Art . 4j ff. qVt soNe22 s©e m-2 1r2.�5 G: ü9ere2nsi2¸en, '· 

erha� ien, n. -b-.-o , -ow-Kt  Khr Snhutzb-r-inh w-Kt-r S-ht , :,., 
h •• . ! • • 

e s  I -i .en, .aß 1r2.�5 G 9Lß2 e2ne ab-nhlK -ß-nd- ReSe- .- . . 

lunS trifft v ãa 1r2.l5 GG ve2n zwK.S-.R- - �.R- - tmaß für � . . :. 
! . . . 

So2ialisi -nS-. aufs2ell2, v2e�mehr SozKalK -K-,nS-maßnh-:� 
� .. . 

me. i. Rem von 2m ms4hr2e9enen Ram-. .ur S- statt- t ,  i s t  �-

-r für wen2ger Ne22gehen.e SozKmlK -K-nS-ermänhtKSĖnS-n 

oRer -auf2räge .er Ln.esverfassngen off-. , Rie s -  si.R 

.aher m22 im vere2n9ar. 1uf .er a.R-n S-it- si.R Ri - i. 

1r2.�5 G gennn2en Soz-al-s2Lrngsfälle nR Ras So2ialin

s2engsverfhren n24h2 ewe22er9ar nR aunh .inht abRi.S- r, 

I-

I 
: . . 

I . 
9ar; ~mfng mögT24her Soz2a�2s2erngen nR b e stimt- Ver- �- -

fafrensgn.sä2ze so�len 9n.eseihe22l2nh f--tS-l-St wer� 
R-. , na9häng2g .avon, o9 -L2ne Soz2al2s2erngsregelng 

.ur4h .en Bn.es- o.Lr L2nLn Ln.Lsgese2zge9er erfolg2. 

Das entsGr-4h2 .Lr au4h n an.erer Stelle , etwa 
bei 1r2.W2 19s.2 G, ·heÖor2rL2en.en I.t-ntKon 
Re s Verfassngge9ers, .2e me4h2s- nR W2rt snhaf2sO
e2nhe22 mögT24hs2 zu ; whrL., nR Täß2 -Knh aunh aus 
.er mn2s2ehngsges4h-4h2L .es 1r2.15· :: 9elegen 
vg®._ õ.moLm2ng-üßlL-n-ua2z, JöR vF B. T ( 195� ) , 
s.156 ff. . . 

·; 

I o I 
i 
: . 
; . 

' 
�- . 

I .  

: . . 
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Als Ei.Sriff- i. Ri- EKS-.tÃ-f,-ih-Kt Rü,f-. So2iali si-­

ru.S-. .inht b-li-biS ,  - o.men .u, aufS,nR au-Rrünklinh-r 

Ei.SriffsS- s tattnS-. -,fomS-. , R-,-. G,-.2-. j -Ronh Rnn 
.inht mehr b-s tixt w-,m-. kön-. , w-n Art v l5 GG au-S--

; 

R-nt w-rR-. Rürft- v  

G-ht ma. no. Ri- s-, I.t-p,-tmtKo. mus , -o  -,Sibt sinh 

im Hi.Llink auf A,t v 42 ffv LV fomS-.R- - .  

Enht - So2iali -i-,nS-fäml- -i.R mK- i. A,t v 4j lrv I LV S-­

.nnt-. ; Ri- Fälm- m- - Bunh-t .  m ) w-.R-. sinh , i. Fortfüh­

rCS R-s A,t v 41 LV , S-S-. RK- G-fh, R- - Manhtmisbraunhs 

Rurnh Grosi.Ru-tri-. ; RK- Fämm� m-- Bunhs t v  b ) soll-. , i. 

. nl-³.CS a. § 6W Ab- . m  m-, ã-ut-nh-. G-m-i.R-orR.CS no. 

193W," R-r St-iS-rnS -..2-mnt-n-m-,i -nh-r Wi,tsnhaft s­

2w-nk- Ri-.-. . B-iR- Fäll- nt-,-nh-KR-. -inh -rh-blinh 

no. Art.l5 GGv E¹t -nh-Km-.m K - t  K. -,-t-r Li.i- ,  Ras Art v  

4 j  I LV di- So2iali -K-nS ü-bi-t-t , wäh,-.R Ras G si- i. 

Ras Erm- s s-. R-s  G- s -t2S-b-r- - t -lm t v  ãi- s - s  Erm-s - -. b-­

2i-ht sinh auf RK- Tatb- - tnm-- nR mK- R-nht -folS- s-it- ; 

Art . 4j III LV hK.S-S-¹ üb-,mäßt m-m G- --t2S-b-r l-RiSlKnh 

Ri - F-st st-llnS m-, tmtb- -tnmmKnh�. Voraus --t2C²-. für 

Ri- Pflinht so2iami sK-nS�hv 

' '· . 

Es kan hi -r Rhi.S- - t-mmt bm-Kb-. , wi- w-it b-K Art . l5 GG 

-b-.falls Ri- sm-2i-lm- V-,hält.K -mäsiSk-itsmrüfCS S-bot-.· 

i s t , Ri- sinh für E.t-KnnS-. .anh A,t . l4 GG au- R-m R-m 

E.t-inCS'-r-nht ixa.-.t-. " E,fo,R-rlin³k-it smri.2im " -r­

Sibt ; Ras hä.St Ravo. ab , ;ob Ri- So2Kali si-nS .ur als b-­

-o.R-r-r Fall R-, EiS-.tÃ-b - -nh,ä.knS oR-, - -.t2i-hnS 

a.2us -h-. i s t  oR-, mm - m-r nt-KnnS S-S-.üb-, --lbstä.Ri­

S- s R-nht si.stitut . J-R-.famm- mb-r nt-,li -St R-, so2iali­

si-rCSswilliS- G-- - t2S-b-, m-m G-bot R-, V-rhält.i smäsiS­

k-it sprüfCS Km HK.bmKnk muf mK- K. A,t v l5 GG vo,S- --h-.-. 

Ct-rsnhi-Rlinh-. So2imlK-K-,nS-fo,m-. , m . hv Ra,auf , ob 

-i.- " b -rführnS i. G-m-K.-KS-.tÃ" oR-, .ur " a.R-r- For­

m-. R-r G-m-i.wi,t-nhaft " : ( mK- m-m K.RK|�Ru-ll-. EiS-.tum 

S-S-.üb-r snho.-.R-, -K.m ) |o,2u--h-. -i.Rv Ei.- -omnh- V-r· 

hält.i smäsiSk-Kt-pü�S nm -abwäng -nhli-ßt A,t v 42 

Ab- . l  Ru,nh s-K.- kmt- So,K -nh- Festleng m-, b-,fnS 

Kn G-m-i.-iS-.tÃ S-rmme mu- .  

,. · . .  
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H..2x kommt folg-.R- s .  V-,s t-ht wn u.t-, V-rg- I-ll IBhaJ­

tCg .m G-g-.Iat2 2u, E.t-inCg -i.- E.g-.tʔI>s Bh.Bhtng, 

R.- R-. g-s-ll sBhaft smoliti sBh-. Zw-Bk-. -..-, g-r-Bht-. 

V-rt-.lu.g R-s So2ialm,oRkt- s CR R-, Stktu,g-s tal tCg 

R-r D.rtIBhaJt s- CR So2ialo,Rnng di-.t , 

Io Abrham , i. : Bon-, Kom-.ta, n Ers tb-arb-itCg C , 
Erl . II 5 2u A,t . l5 ;  BaĄl-,st -Rt , So2iali Ii-,t - s  
kt.-.,-Bht , 6 . B-ih-ft zu, DRZ 19H8, smH, 

Ri- m. a . D. 11Mi tt-l ru, so2ial- Uws nhinhtCg-.11 se.. soll , 

For I thoff , L-h,bunh R-s  V-waltCgs,- Bht s ,  BR H ,  
1 . AuJl . , Mü.Bh-. B-,li. 1166 , S . Jo1 , 

Ra.. J,agt s.Bh , ob Ri- So2ialisi -,ng-. .aBh Art . 4i Ab I . l  

BxBhI t .  a C  LV .iBht i.s ow-it R-. Zw-Bk R- I Art . Ą5 GG v-r­

J-hl -. , al s si- l -RigliBh R-. wi,tsnhaftliBh-. MaBhtm.ß­

brauBh a.g-h-.. I.s ow-it kowml- tti-,-. s.-  .u, RaI I.I trx­

m-.tar.um R- s A,t . 41 LV zu, Ȯa,t-l·-.tfl -nhtCg , i.R-m I.-  

Großb- tr.eb- , j - RoBh .u, solnh- , Ri- zuvo, aus ha,t-ll-. 

þ-rausg- l ö I t  wo,R-. si.R , :aunh .anh R-, ntf.-nhtCg w.,t- ,. 

sBhaft Ipolit. sBh i. Pflinht .-m-. . Di- s -, Zw- Bk R-, Mo.o­

polke.troll- knn mi t wi,tsnhafts,-g-l.R-. G-s-t2-. n har­

t -llg- I-t2 , D-t tb-w-,b sg-�-t2 u . ä . ) v-,folgt w-,R-. , Ąi-gt 

ab-r axß-rhalb R-s Rahw-.� vo. A,t . l5 GG. 

Vgl . Abraham , aao , Erl . II 5 zu Art . l5 ;  
v.HangolRtȁ8l-i. ,  Ȯom-.ta, , BR 1, E,l . IV 2 2u 
ArĔ . l5 ( s . 46 J) . 

NoBh -..R-xt.g-r v-,f-hl-. Ri- So2ialis.-,u.g-. .aBh BxBhI t. 

b C  R.- I -. Ram-. , sof-n R-, nt-n.m.,. sBh- h1Wi,t sBhafts­

2m-ck" , vo. R-m Ro,t Ri- R-R- i s t , - twa am Ert,ag , al so n 

rein J. IkaliI Bh-. Zi-l-. o,i-.ti-,t wi,R ; Zw-Bk- R-r Da­

I-i.Ivors org- whr-. R-wg-g-.üb-, wit A,t . l5 GG zu v-,- ..­

bar-n . D-lBh- Ri- s -, zulh�sig-. CR n2uläs I.g-. Zw-Bk- 

Art . 4i è LV .oBh oR-, .iBht w-h, g- s tatt - t , g-ht aus im 
1 

..Bht h-rvor . Eb-.Iow-.ig.läß t sinh im -.t.-hm-. , ob u.R 

.. g-lBh-. Gr-.2-. 'Ri- von A,t . l5 GG 2ug-lass-.-. So2.ali­

I. -rx.gIob� -kt- vo. im -,faßt w-,R-. s oll-..  Ei.-,s-i t s  ! 

bl-.bt -, .hmlinh hint-, A,t . ·5 G zuünk , w-i· -r .u, 

11U.t-,.-hm-." s o 2ialisie,-. mßt , nR-,-,s-its  -rstr-Bkt 
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er siBh über Ras GG hi.aus auf all-  U.t-r.eme. , al so  z . B .  

axBh axf rei.e Vewal tCSsS- s ell schaft-. . 

Aus ß. Ri e s -. Grü.Re. kan vo. -i.-r inhaltliBhe. ÜLer­

ei.stimu.S Re s Art . 42 Ahs . l  LV mi t Art . 15 GG .iBht aus­

geSanSe. w·erRe. . 

Di e So zialisierCSsfäll-  d- s Art . 42 ALs . j  LV si.R i. Ras 

Eɾne s s e. Res Ge setzS-L-rs S- s t-ll t .  JeRo Bh kolliRi ere. sie  

i. ihre. Voraus setzCSe. mit Art . 15 GG i.sS- sant sBho. 

Rari. T Raß sie .ur , aLer all -  "U.ter.ehme.n , freiliBh i. 

Se;-i s s e. sachliche. Gr-.z-. , für sozialisiernSsfhhi S 

erkläre.t f-ner wird auck i. Art . 42 ALs . 2  LV Rie ALwägx.S 

zgi sche. R-n i. Art . l5 GG -wäh.t-. v-rschieRe.e. Sozialin

sierx.Ssforme. .icht off-.S-halt-.. Di- SozialisiernS 

vo. U.ter.ehm-. Re s ALs . 2  a ) , "Ri- -i.- .icht auf eiSe.-r 

te Bhni sBh-r L-i s tCS L -h-.de Mo.omol s tellCS inerhalb 

Rer ReutsBhe. Dirt schaft einekm-." - Semei.t kö..e. vor­

ab .xr solche mi t Sitz i. Br-m-. sei. - , i s t  wieRerun 
) 

leRiSliBh ei. Mi tteL R-r Mo.omolko.trolle , Ri e al s solche I . 

aus Reą Oahm-. R-s Art . 15 G h-rausfäll t  CR aufSrCR Art . 

74 Nr . ll, 16 GG Rurch Ri- B B  22  ff . GDB a.Rers nR nter 

Axs sBhlxß Rer VerS- s-ll schaftCS S-r-S-lt  i s t. Di- PräRin

katisiernS n.icht auf eiS-.er t-ch.i sch-r Lei stnSn e.tn

spri Bht zxRen kei.-m Rer i. Art . l 5 GG Se.a.nte. ©bj -kt- .  

Dasselbe gilt für Rie ό.t-r.ehme. R-s ALs . 2  L ) , R-re. 

Haupt�riterim Ri e 11öff-.tlich-. Mi t Ĕ el " si.R . Abs . 2  L ) 
hat zm ZweBk niBht Ri- VerS- s-llschaftunS Į so.Rer. Ri - 

berleitnS ehemaliSer ReichsrüstCSsLe tri -Le i. Rie Staa� 

girtsBhaft axs Grü.R-. d-r Mo.omolverhütCS. èm Falle 

ALs . j  c) soll Ri- Sozial�si-rCS off-.Lar aus fi skali sch-. 
' 

Gɾünde. ei.e .o twe.RiSe staatlich- Subv-.tio.ieru.S -r-
' 

s e tze. nd erüLriS-.t si- -rsck-i.t Cter Ri e s em Ge sicht s­

pnkt l eRiSliBh al s Mit t-l d-r Dirt sckafts- CR Fi.a.zmoli­

tik T .i Bht Rer StrkturS- stal tCS d-r Dirtschafts- nR 
So zialordnnS. · 

Kei.e. sachlich-. B-zuS zu Art . l5 GG hat e.Rlick u.R i.sn

be so.Rere Rie Sozialisi-nS .ack ALs . 2  R ) , Ri - U.t- r.ehn

me. erfaßt , hh Ri- aus e iS-mäcktiS-n B-w-SSü.R-. volkswirt-
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s3haftl-eh notwen.-ge Güter vers4hwen.en oder .ie si3h be­
harrl-4h .en Gr7.sätzen' .er soziawen lvirts3haftsUerfas­

s7g w-.ersetzen." Be-.eOFälle nom-eren .ie Sozialis-eO

r7g als Samt-on für e-n 7e×üns4htes w-rts4haftsGol-2--
! � 

s3hes Verhalten, .-e alsiKonflsgat-on w-rkt, ohne daß -hr 
ein Straftatbestan. entspr-4ht. We.er .er Stra�iatbes2n. 
des B nWoa St:B (Vers4hleHdeng von Fa¯-l-ehabe ) no4f 
die m-nz-eh7gsnormen .er §§ 4o ff. St:B geben eine Be­
8ieh7g ab. D-e Nomen über w-rts4haftli4he MißbraH3h&• 
han.l7gen, w-e s-e vor allem n dem :eset8 gegen .en 7 .. 
waHteren Wettbewerb v.7.6.n9o9 (v:Bl. S.Ho9 = B:Bl.jII 
H3-n ) 7. .em Gesetz gegen Wet2bewerbsbes3hrk7gen Uon 
n966 enthalten M-n., genen we.er einen entsÄre4henden 
}atbestan. no4h .-e Soz-aliM-er7g als Samtion. 1rt.lV G 

de3kt .-ese So8-al-s-engsemä4h2-ng n-3ht. 

Da 1rt.Hj III LV o¢e .-e Absä2ze I 7d II gegenstan.sTos 

ist, g-Tt 1rt.4j LV -nsgesmt n-4ht mehr fort. 

t I. 

; 
! 
' 

' ' 

! ' 

. 

t: 
l. 

Srt.H3 LV enthäT2 hlngegen eine aH3h 7abhängig von 1rt.4j t 
LV Uerstän.l-4he Best-m7g zHr DHr4hführ7g .er berfüh-
r7g -n :eme-ne-gentm, d-e 1rtnlV G: gonkret-siert 7. 
ergänzt. Gesetze -.S. .es Art.lw GG gönen näml-4h aH4h 
Lan.esgesetze sein, .a Art.74 Nr.lV G: .em B7. aHf d-e-

sem :eb-et nHr e-ne gom�rr-eren.e Geset8geb7gs8Hstän.-g­
keit zHgesteht, .-e er bislang no4h ni3ht aHsge�übt hat. 

Die nts3hä.-ngsregel .es Art.44 LV begegnet je.o4h Be-

f 
�· 

t 
r 
r 
t: 

demen. n.ers als 1rt.n5 G enthält s-e ni3ht .ie Jkt-m-'· 
.I· 

glaHsel. V-elmehr versagt s-e entgegen 1rt.lS S.j -.V.m.· f·' 
1rt.nH 1bs.3 s.3 G jegl-4he ntM4hä.-g7g fPr UntenemeÁ1· 

I· 

werte, .-e "aHf Kosten .er ATlgeme-nhe-ts -nsbesondere aHs l ,.: 
riegsgew-nen" entMtanden M.n., bas-ert also -nsowe-t t:', 

I' ebenfalls aHf .em Ge.ken .er w-rts4haftspol-t-s4hen Sk-,. 
tion. Be- ·Art.lV G lMt 'M ebenso 7bestr-tten w-e be- 
1rt.TH 1bs.3 :G, .aß .-e;vegeT7g von "1rt 7d 1Hsmaß .er 
mntM4hä.-ng" n-4h2 aH4h dle Versang .er ntM4hädiung 
mein2o Art. 44 LV verMtößt 'Moi2 gegen .aM G. 

mbenMo wohl Krü�er, SozlaTiMier7g, 
mie4Gndre4h2e, Bd IȪȪ,.,· SoGjEn 

in: 

l:. 1- . 
f: 
t 
f· t .  r·. 
! ... 
f 
f; ,. ' 
� . 
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Von Ren Art . 4j Lis 44 LV Silt al so .ur Art . 4¦ LV 'ortt 

Art . 4j xnR 44 LV sinR aufSehoLen. 

Art.45 LV : 

Art . 45 LV reSelt ei.e Oeihe vo. raunorRnnSsbeReut sanen 

FraSen , Reren BeReutCS au' verschieRe.en GeLi et en lieSt 

xnR von nterschie Rlicher GewichtiSkeit i s t .  Gemeinsam i s t  

Ri e s en OeSelunSen , Raß s i e  sich al s Verfas snSsrichtliĈi e. 

xnR -proSrmme a. Re. Ge se tzSeLer x.R n Rie VewaltnS 

wenRen. Teilwei se Letreffe. sie j eRoch auch - in Forn von 

GrCRrecht s schra.ke. - GrnRrechte CR ent sprechen ins oweit 

OeSelnSen , Ri e auch Ri e Art . l  Lis 18. GG enthalten. Nur 

au' sie ist  Art . l4 j  G nwe.RLar. 

Di e in ur . l  S . l  ewnte Staat saufsicht über Ri e BoRenver­

teilng ist  pri.zipiell mi t Art . l4 Abs . l  xĈR j G verein­

bar xnR für Ren LanRe sSe setzSeLer von BeReutxnS , Ra Rer 

Bnd für Ri e BoRe.verteilCS .ur ei.e OamenSe setzSeLnSsn

zus tänRiSkeit au'nR Art . 75 AL s . l  ur. 4  GG Lesitzt . Iin­

geSen schräkt Rie i. Nr . l  V . j vorSe schri ebene Pflicht , 

GroßSnRbe sitz zu verhi.Rer. , Rie EiSentĘsfre iheit  über 

Art . l4 GG hinaus ei. , weil sie  ohne Oücksicht au' Re. Ei.n

zelfall verLi.Rlich fe s tle St , Raß GroßSrxnRbesitz .icht 

Ren Wohl Rer AllSemeiheit Rie.t . Die 8o.seque.z aus Nr. l  

S . j zieht nänlich ur. j a C , .ach Rem Rer eine be stimte , 

Ses e tzlic� vorSe schrieLe.e Größe übersteiSe.Re GrunRbe sitz 

nĕeiSne t werRen kan.. DeSe. Rer VerhinRerxnSspflicht ben

zieht sich Ras n ka..n .ur au' Rie Größen'e stlenS , .ic³t 

aber au' Ri e Ent eiS.unSeɷ s elL s t ,  Rie Ra.. pauschal für 

jeRen benante. GroßSrCRbe sitz er�olSen nuß . DeSe. Ri e s e s  

abstrakten Größemaß s taLe s  CR Rer Pauschali erxnS e rwei s t  
' 

sich Ri e vermeintliche n E.teiS.nSn j eRoch eiSentlich al s 

so zialpoliti sch no tivierte SozialisiernS. Al s solche i s t  

s i e  mi t Art . 15 GG nicht zu vereinbaren ,  weil s i e  nicht a. 

die Ge setzesform SebnRen i s t , sonRer. auch n au'.Se setz­

licher GrCRlaSe n Rurch Ri e Verwal tnS erfolSen knn unR 

veil sie  - i .  V . m. Art . l J ALs .  j LV , lli e  RarSeleSt - Rie 

Jxktinklausel nicht ß.thäl t .  Art . 45 Nr. j aC i . V . n. Nr . l  

5.2 LV ist  Raher SrCRSe s e tzwiRriS.  

hnlich Spit ta , 8ome.tar , S . l olt a . A . 8uhl ekamp''­
âoenen , JöR NF J ,  5.186. 
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Art.45 Nr.2 b) nd c) Lv;.s�nd mit Art.l4 GG vereinbar, 
wen mn sie ndgesetzkon�orm als teilweise landesrecht­
liehe Kokretisieng des Art.l4 Abs.J G, nämlich als 
Gemeinwo�(teil)definitionen nsieht nd nicht als - i.V. 
m. Art.lJ Abs.2 LV - selbstndige Ermichtiungstatbestän-' 
de, weil sie letzterenfalls gegen die Jktiklausel ver­
stoßen ürden. 
Mit der gleichen Einscrng könen die Umlengstatbe­
stnde von.rt.45 Nr.J a) nd b) LV aufrechterhalten wer­
den, soweit Umlengen mit nteinngen verbnden sind. 
Die Nomen üßten also von Verfassngsaufträgen in Defi-

_nitionsbestingen mintepretiert werden. Das führt an 
die Grenze verfassngskonfomer Interpretation, one sie 
aber schon zu Überschreiten •. Ziff.J b) 5.2 eröffnet die 
Möglickeit entschädingsloser Enteinngen im Zuge von 
Umlengen nd verstößt d�t eindeutig gegen Art.l4 Abs.J 
GG. 
Ob der von Art.45 Nr.J LV hienach verbleibende Normtorso 
sinvoll noch für eine Fortgeltng n Betracht zu ziehen 
ist, braucht nicht nter�ucht zu werden, da er aus nderen 
Gnden aufgehoben ist. Nach rt.74 Nr.l4 G besitzt der 
Bnd nmlich eine.Geaetzgebngskompetenz für das nteig­
nngsrecht, soweit seine Zustndigkeiten nach Art.7J nd 
74 G reichen. 

BVer�GE 8, S.lo4 ffe, 119. 

Nach Art.74 Nr.l7 G ist der Bnd für die "Förderng der 
lnd- nd forstwirtschaftliehen Erzeugng" nd nach Art.74 · 
Nr.l8 G für "den Gndstücksverkehr, das Bodenrecht nd 
das �ndwirtschaftliche Pachtwesen, • • •  das Siedlngs- nd 
Heimstättenwesen" gesetz�ebngsbefugt nd knn die Landes- . 
rechtsetzng ausschließe�. Dabei gehört zu Art.74 Nr.l8 G . I 

nach der Rechtsprechng �es BVerfG 
. i BVerfGE J, S.4o7 ff., 414 ff., 423 ff., 

, ·  

das Recht der städtebaulichen Plnng einschließlich der 
Balndplnng (Bebaungsplnng), Flächenutzngsplnng 
im örtlichen Bereich, aber ausschließlich der überört­
liche� · (nde·s-)Plnng,· ür die der Bnd gemäß Art. 75 

• 
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ALs . l  ur . 4  GG .ur -i.- Oahm-.komm-t-.z hatt f-r.-r g-hört 

zu Art . 74 ur. l8 GG Ras O-cht R-r Baula.Ruml-ng Cd Zxn

sam-.l- SCS vo. GrCRs tück-. sowi - Ras Erschli-ßx.Ssn

r-cht . Vo. R-. i. Art . 45 ur . N LV S-.a..t-. Hatari-. li-gt 

somit nr Ri- Uml-Su.S zur WurchführCg R-r La.R- smla.CS 

( Buchs t .  L ) ) auß-rhalL d-r BCR- skomm-t-.zt R-r üLrig- 

T-il knn vom BCR aLschli -ß -.R S-r-g-lt w-rd-. Cd i I t  

- s  auch. W-n Rie Uml-nS zur uutzCgs It-ig-rng la.dn

}irtschaftlich-r GrCRstück- hat im FlurL-r-i.ingsg- s-tz  

v�l4 . 7. 115N ( BGBl . I ,  V . 5 11· = BGBl . III 7815-1 ) -i.- mfaIn

s-.R- O-S-lCS S-fCR-. , di- Baula.RĘl-gx.g nd - -rIchli-· 

.ßCS i. R-. B B  45 ff . Bu.R- sLaug- s - tz v . 2N . 6 . 196 o ( ȡGBl . è ,  

V . N41 = BGBl . III 21N-1 ) ; B 186 AL s . l  ur. N2 R-s l-tztg-n

.nnt -. G- s-tz-s  h-Lt ausRrücklich Ras Br.mi sch- Uml -­

SnSsS- s-tz  vo. 1 1 21 auf. Wi- S-.ant -. Bu.R- sg-s-tz-  L-­

ihal t-. s-lL s tä.RiS di- sachlich-. Uml -gu.gsrichtli.i-. 

R-r LV ; Ri- G-s-tzS-LCSskomm-t-.z , Ri- Ri- LV Rara. a.­

kyümft , }i-R-rholt .ur .och Art . No ,  7o ALs . l  GG. Vo. Art . 

45 ur. N L ) LV Ll-iLt s omit .ur di- .icht-.t-ig.-.R- Uml -­

Su.S L-i d-r Lm.R- splnCS. Wa Ri-s-r  O- s tL - s ta.R .icht 

al s sinvoll- , vom Layd- sv-rfas sCSS-L-r g-wollt- uorm 

nS- s-h-. }-rd-. kan , z . T. zud-m Rurch B B  5 ,  7 R- s ȡCR-s· 

raumornCSsS- s-tz-s  v . 8 . 4 . l165  ( BGBl . I ,  s . No6 = BGBl . III 

2Noo-l ) vorL - s timt i s t , muß Art . 45 ur. N LV i.sg- samt al s 

.icht m-hr fortS-l t-.R nS- s -h-. }-rR-.. 

D-r V-rfas sCgsauftraS Res Art . 45 ur. 4 LV zi-lt vor all -m 
auf haushalt sr-chtlich- CR s t -u-rr-chtlich- Maß.ahm-. , 
für di - di- Lä.R-r im Om-. R-s BCR- sr-chts zustä.Rig 
si.R. 

Zur LnR- sS- s-tzS-LCSs zustä.RiSk-it für 
BoR-.w-rt st-iS-rCSsaLSaL-. vSl . BV-rfGE N ,  
V . 4o7  ff . , 4N4 ff . 

Wi- lnR- sv-rfas sCSsr-chtlich-. Zi-l s-tzCg-. R-r ur. 4 
halt -. sich im Om-. R-s Art . l4 ALs . l  Cd 2 GG. 
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Art.45 lr. 5 LV .ormi-rt -i.-. G- s -t2S-bCSsauftraS zur Oe­

S-lCS d-r ord.u.SsS-mäß-n B-wirtsckaftCS la.d- und forst­

wKrt sckaftlick-r Gndstüclc-. Solck- BewKrt sckaftu.Ss.or¸en 

sK.d .ickt vorab mit Art.14 Cd Art.2 ALs.l GG Cver-K.Lar ; 

- s  komt vi-lmemr muf di- I.t-.si tät d-r EK.SrKffe a.. D-.­

.ocm Sil t Art.45 lr. 5 LV .icmt fort , w-il -r durck -i.fmcme 

Bnd- sS- s - t2 aufS-mob-. i s t .  lmck d-¸ La.dmacktSe set2  n .  

25 . 6.195 2  ( BGBl . I ,  S . 343 , 398 ) Cd d-m Grx.dstücksv-rkehrs­

S- s-t2  v . 28 . 7. 196l (BGBl . I ,  S . lo9l , 165 2 ,  2ooo) sK.d al s 

Maß.m-. 2ur Sich-rst-llnS der ord.CSsmäßKSen la.dwKrt­

s cmaftlich-. B-wirt scmmftnS .ämlick .ur 2uS-lasseĈ RK- 

A.2-iS-pflickt vo. Packtv-rträS-. , d-r-. b-kördlic³e Bea.­

s tndnS Cd S-ricmtlich- B- -.diSu.S od-r V-rlä.Seru.S T 

di- G-.-miSCSspflicht vo. Grnds tücksv-rkekrsvorSä.Se. T 

Vorkaufsr-cmt- Cd -rbr-cktlick- TeilCSsa.ord.u.Se.. N-u- 

Pmcmtv-rträS- nd V-rwmltnSstr-hm.dsckaft-. 2ur SKck-ru.g 

d-r Lndb-wirt scmaftuyS si.d dn-b-. .Kcmt m-kr 2uSelas s-.t 

m.d-r- SKck-nSsmaß.mkm-. ,S-l t -. ,  wi- B 34 Gru.dstücksver­

k-hrsS-s-t2 2ud-m musdrücklick norn-t T  al s aufSekoLe.. 

Dami t i s t  Art . 45 lr. 5 LV bnd- sr-cmtlick üb-rkol t .  

Im ErS-b.is S-lt-. ml s o  vo. Art . 45 LV fort di- lr.l u.d 4 ;  

mufg-kob-. si.d di- lr.2 , 3 nd 5 .  

Stark abw-Kck-.d SpKtta , Kom-.tar , S.45 ff.t 
a . A. al s ki-r hul -.ka¸pff-âo e.e. , JöO NF N ,  
S�l86 . 

Art . 46 LV : 

Art.46 LV kält sick al s Lm.d- s orSayisatio.sL-s tKmnS K¸ 

Rmkm-. d- s Art.28 GG ; -r gilt  fort. 

Art.47 LV : 

Das B-trK-bsv-rtr- tCSsr-ckt i s t  w-itS-ke.d durck Bnde s­

r-cmt g-r-S-lt : für soS. Mo.tm.b- trieb- durck das Mi tb- stim­

mCSsS- s - t2 v.21.5.1151 ( BGBl. I ,  S.N47 ) ,  für so.s tiS- mri­

vatr-cktlick orSnisK-rt- B- triebe durck das Be trK ebsverfaI 

sCSsS- s - t2 v . ll.l o . l952  (BGBl.I , s.681 C T  für de. öffe.t­

licke. Di-.s t d-s BCd- s durck das BCd- sp-rso.alvertr--
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tu.SsS- s - tz v . 5 . 8 . 1 155  (BGBl . I ,  S . 477 = BGBl . III 2o¦5-l) , 

Ras K. R-. B B  82  ff. auß-rR-m Om-.vorschrKft-. für R-. 

öff-.tlKch-. a.R- sRK-.st  trKfft . n R-r-. 7am-. bl -Kb-. 

la.R- sr-chtlKch- O-S-lCS�. zulässKS.  nso.s t-. orRn-t  

B 1o'' B-trK-bsv-rfas sCSsS- s-tz  Ras Auß-rkrafttr- t-. all-r 

"la.R-sr-chtlKch-. Vorschrift-n üb-r Ras B- trK -bsrät-r-cht 

u.R B- trK-bsrät-wahlr-cht " n ,  auch sow-Kt sK- R-n Sl-Kn

ch-n G-S-nstanR r-S-ln oR-r s ow-Kt Ras BCR- sS-s-tz  -K.- 

O-S-lCS fr-K läß t .  

Eb-.so :  FKt tK.ü-Auffarth , B-trK-b sv-rfas sngs­
S- s - tz , Hnkoć-.tar , 8 . Aufl . , B-rlK. Frakfurt 
1168 , Erl . 2  zu § 1o (S . 781 C .  

Art�47 LV bl-Kbt al s o  .ur , ab-r Kmm-rhK. für R-. öff-.tn

lKch-. LnR- sRK-st b-R-utsam ; -r kan K.s ow-Kt auch .Kcht 

bCR- sr-chtlKch aufS-hob-n w-rR-.. All-rRK.Ss mß -r K. 

s -K.-r Abs . 2  .ach R-r -KnschläSKS-. E.t sch-KRCS R-s  

BV-rfG 

BV-rfGE 1 ,  S .  268 ff. : , 278 ff. , 281 , 

nRS-s-tzko.forr RamK. �.t-rmr-tK-rt w-rR-. , Raß RK- 

nt sch-KRCSsfr-Kh-K t  R-r: O-SK-rCS K. P-rso.ala.S-l- g-.n

h-Kt-. R-r B-amt-. S-wahrt bl-Kbt , was -K.- Ab schwächCS 
' 

R- s Sl-Kchb-r-chtKSt-. 11ri tb�stKć-. 11 .zur FolS- hat , CR 

Raß sKch RK- P-rso.alv-rtr-tCS S-mäß B 1o Bu.R-sm-rso.al ­

v-rtr- tu.SsS- s-tz  .ur auf Kn-rRK-.s tlKch- , .Kcht ab-r 

auß-rRK-.stlKch- (V-rk-hrs tarKf- , SozKalv-rsKch-rCS u. a .  

m. C nS-l-S-h-Kt-. -rstr-ck-. Rarf. 

I. RK- s-. Gr-.z-. SKlt  Ar,t .  47 LV fort . 

Art . 48 LV : 

ktKo.-ll -.tsmr-ch-.R Art . 1  Abs . ¦  S . l , 2 GG r-S-l t 

Art . 48 LV Ras 8oalKtKo.sr-cht ; -r -rSä.zt Art . l7 LV. I.­

folS- RK-s-r V-rbK.RCS s:owK- aus s-K.-m Zw-ck CR s-K.-r 

Stuktur -w-Kst  -r sKch al s GrCRr-cht K . S . R-s Art . l42  

GG. 

Zur GrCRr-cht sɽual�tät K. a.R-r-. LanR-sverfasn
sCS-. vSl . v . Ma.foiRt-hl-K. , Koć-.tar , BR 1, 
Erl . V  4 zu Art . 9  S . ȫ27 f.). 
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Trotz abw-.nh-.R-r Fomuli-rnS-. s timt Art . 48 LV m. t 

Art . 1 Abs . N  S . l ,  2 GG üb-r-... B-.R- B- s timnS-n S-whhr-n 

R-nht- j -R-rmnn. Di- B-Smi''- "Arb-it.-hm-r" nR " U.t-rn

.-m-r" marki-r-. .ur R-. 'ür Ras 8oal. tio.sr- nht ko.s titu­

tiv-.''G-S-nsatz vo. rb-itn-hm-mnR Amb-itS-b-n ęR R-r-. 

Ȣharkt-risi-ng Rurnh Ri- Ausrinhtng au' Ri- FörR-ng 

R-r Arb-its- nR ύirts nhaftsb-RinnS-. 

-b-.so lpp-rR-y in : çu-nk-limm-rR-y, L-hrbunh 
R-s  Arb-it sr-nhts ,  2 . BR ,  6 . Au'l . B-rli. Fra.k'ur� 
1157 , S . 1o ,  

nR mfass-. -i.-rs-its  Arb-i t - r ,  nS- s t-llt- nR B-amt- , 

nR-rs-its  s -lbs tänR.S- Arb-itg-b-r -b-nso wi- Art . 1  Abs . J  

G. Üb-r Art . 1  Abs . l ,  3 G hinaus nR on- . Ri - b-i Amt . 2  

Abs . l  G zuläs s.S-n Snhrak-n 

vSl . zum n-Sativ-. 8oal.tio.sr-nht nR s-..-r 
-b- stritt-.-.- Aus smamnS i. Art . 1 GG l.p-rR-y 
i.: Iu-nk-limm-rR-y , rb-it sr-nht , aaO , S . ll4 f'. ; 
BV-r'GE l o , S . J54 'f. , 361 ''. 

Saranti-rt Art . 48 LV aunh Ri- n-Sativ- 8oalitio.s'r-ih-i t .  

rt . 48 LV S.lt  R- shalb fort . 

Eb-.so wohl Di-tz , Di- 8oalitio.s'r-ih-it , i. : 
B-tt-rmnn-limm-rR-y- 8nh-n-r ,  Di- GmnRr- nht - , 
BR hhh , l ,  B-rliri 1 158 , 8 . 465t f-n-r - hi-r .m G-­
S-.satz zu Di -tz , aaO - für Art . J6 I- s s  .• Lv : 
Z...- St-i. , 8omm-.tar , 1154 , s. 111  r.; 
a . A. Sp. t ta , 8om-ntar , S . ll 4 .  

Art . 49 LV : 

Di- Abs . l  nR j R- s Art . 41 LV -.thal t-n .ur vaS- ProSramn

sätz- nR V-rfas snSsau'träS- , Ri- bu.R- sr-nhtlinh ninht 

üb-rhol t  s.nR . S. - zi-l-. ninht nur au' s taatl.nh- Arb-i tsn

v-rmit tlnS u.R Arb-itslo s-nürsorS- , so.R-r. -b-.so au' 
I ' 

Ri- Snha''nS vo. Arb-i t s�lätz-. Rurnh -i.- -.t smr-nh-nR- 

Arb-.t s - , Fi.a.z- nR Iaushalt smol.t.k • .  ZuR-m r.nht-. s.- 

sich aunh a. Ri- LanR- sv-wa·tnS. h.sow-i t bl-.b-. si- 

zminR- st  marti -ll für R-. LnR- sb-r-inh r-l-va.t . 

a . A. Sp. t ta, 8om-.tar , 8 . ll5 ; wi - hi-r sm-zi-ll 
zm Arb-i t s snhutzr�nht ç-rsnh-l , Das Arb-itsr- nht , 
in : B-tt-mnn-limm-rR-y-8nh-n-r� Di- GrnRr-nht- , 
BR hhh , l, B-rl in 19 58, S. 339 ''. · 
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Probl-mati snh i s t  Ri- FortS-l t?S no. Abs . N ,  m-il R-r BʕR 

.anh Art . 74 lr . 7  GG s omi-:.anh Art•74 lr . l j GG konkurrÿ -­

r-.R- G- s-tzS-bunSskoKm-t-.z-. für Ri- n öff-ntlinh- ür­

norg- n bzm .  "Ras Arb-it nr-nht -inn nhli -ßlinh • • •  R- s Ar­

b-its snhutz-s  nR R-r Amb-it sn-rKit tlnS sowi - R-r So zialn

n-rsinh-nS -i.snhli-slich m-m Arb-itslos -.n-rsi nh-mnS" 

b-sitzt .  Er hat no. Ri- sen Zustä.RiSk-it-. in -in-r Rerart 

aus Si -biS-. D-is-  G-braunh S-Kanht , 

s o  nor all-K Rurnh BnR- ssozialhilf-S- s-tz v . 3o . 6 . 
1161 n BGBl . I ,  S . 815 = BGBl . III 217o-l C ,  BÄR- nv-r­
tri-b-.-nS- s-tz  iRF n . jN . lo . l161 n BGBl . I ,  S . l883 
= BGBl . III j4o-l ) , G- s-tz  üb-r IilfsKaßnm-. für 
D-ut snh- aus R-r SBZ n. 15 . 7 . 1 165 n BGBl . I ,  s.61 2 
= BGBl . III 24o-ll ) ,  G- s-tz  üb-r Arb-it sn-rKitt­
l?S nR Arb-itsl o s -.n-rsinh-rnS iRF n. 3 . 4 . 1157 
n BGBl . I ,  s.  N j1 C ,  R-inhsn-rsinh-rʕSsorR.u.S iRF 
n. 15 . 1 2 . 1 1 24 n RGBl . I ,  s . 771 ) Kit zahlr-inh-n ÄnR-n
rÄS-. , I-iKk-hr-rS- s-tz  n . 11 . 6. 115o  n BGBl . 
s . jj1 ) , 8i.R-rS-lRS- s-tz  n . 1 N . 11 . 1154 n BGBl . I ,  
k . 33N C , 8i.R-rS-lRa.mas s?SsS- s-tz  n . 7 . 1 . 1955 
n BGBl . I ,  s . 1 7 C , Zw-it- s nR-r�SsS-s-tz  zm 
AVAVG n . 7 . 1 j . 1151 n BGBl V I ,  S V 7o 5 ) usm. , 

Raß für Ri- LnR- sS- s -tzS-b?S kaUK .onh RaĘ bl -ib t .  

Eb-.s o Spi tta , 8oKK-.tar , S . ll5t Ri- Sozialn-rn
sinh-rnS hal t-. für-ab snhli-s-.R S-r-S-l t 
n. Man²olRt-8l-i. , Kom-.tar , Erl . XVI b zu 
Art . 74 (s . l6lo) . · 

. 

D-nonh braunh-. Ri - S-.a..t-. BnR- sS-s -tz- u.R Ri- zhl­

los-n w-i t'-r-. bu.R- sS- s- tzlieh-. So.R-rb-s timKÄS-n auf 

R-K G-bi -t  R-s Art . 41 Abs . N  LV .inht noll sth.RiS aRRi-rt : . 
zu w-rR-. , w-il ni- all- �unh insS- saKt k-in-n no umfans-.-

t 
R-n ?R mrinzimi-ll-. U.t-rhal t s sinh-ru.Ssansmrunh iK Fall- 

u.n-rsnhulR- t-r Arb-it slo niSk-it -nthal t-. mi- Art . 49 Abs . N  

LV. Di -s-  lorK b-Sr-nzt .hmlinh -in-rs-its  R-n nU.t-rhal t n  

.inht auf G-lRl-int?S-. u.R b-zi-ht in in aunh R-n Unt-rn

hal tsb-Rarf R-r nS-höriS-. Kit -i.t a.R-rs-its  normi-r-n 

.inht all- B?R- sS- s -tz-  R-nht- , s o.d-rn b- snhrhnk-n sinh 

zuw-il-. auf bloß- G-mhhrnS-.. D- shalb kan Kan R-r BunR- s-
' 

· S- s-tzS-bnS , üb-rblinkt �n si- i.sS- samt , .inht Ri- Ab-

sinht -.t.-m-. , R-. mridzimi-ll-. u.R uKfass -.R-n R- nht s n

a.smrunh �- s Art . 4 1  Abs .  N. 'Lv aufzh-b-.. Er kolliRi-rt aunh 

.inht mit Art . jo Abs . 1 , . rt . 28 Abs . l  S . l  G. D-.n s-lbst  
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Nen .as .ort Uerankerte �o8-alstaatsGr-n8-G e-n�n Re3hts­
ansGru3h auf so8-ale ürs�rge geNhren sollte, Nas Gr-n8-­

G-ell 7. -m nsGru3hsmfng sehr bestr-tten -st, 

Ugl. .a8u U.rangol.t-Kle-nI KommentarI Erl.III 2 3 
8u 1rt. 2o ( s. po5 ff. ); m-t na3hNe-sen; beªahend 
-·.v.m. Srt.l 1bs.l s.;2 ::: DPr-g -n: Ma78-DPr-g­
her8og, G, B. l, mir.HJ f. 8u 1rt.l Abs.l (S.2l f.) 
m-t me3htsGre3h7gsh-nNe-senI 

so erset8t .-eser .o3h n-3ht .en an konkrete �orausset87­
gen geb7.enen 1rbe-tslosen7terhaltsansGru3h. ��stre3kt 
man 1rá.H9 1bs.2 LV Negen se-ner allgeme-nen Fassur.: 
("je.er") un. .es Fehlans beson.erer normen fPr Beamt.. au3h 
auf .eren Unterhaltss-3her7gI .nn hat er 8u.em Bedeut�-� 
fPr .as nterhaltsre3ht -m öffentl-3hen Lan.es.-enst, fPr 

.as .er B7. na3h 1rt.75 1bs.l Nr.lI Srt.98 Sbs.J G nur 
e-ne R�emomGeten8 bes-t8t. Be- .-eser InterGretat-on 

beührt s-3h Srt.H9 Abs.J LV fre-li3h m-t 1rt.JJ 1bs.5 ::I 

.er .-e hergebra3hten :r7.sät8e .es Berufsbeamtentns 
s3hPt8tI 8u .enen u.a. au3h .er nsGru3h auf (stn.esge­
mäßen) Unterhalt gehört. wbglei3h 1rt.JJ 1bs.5 G n-3ht 
SGe8-alfall e-nes .er -n .en 1rt.l b-s n8 GG garnt-erten 
:r7.re3hte 7. .her fPr .-e Fortgelt7g n-3ht anNen.bar 
-stI 

ebenso Z-nn-Ste-n, Komentar, 195H, o.17p, 

N-r. 1rt.H9 Sbs.J LV .ur3h -hn n-3ht konsm-ert. Denn be-.e 
normen s-n. n-3ht -.ent-s3hI s-e N-.ersGre3hen s-3h nur 
n-3ht; an.ers als Srt.49 1bs.J LV erfaßt Srt.JJ Sbs.5 :: 
8u.em n-3ht sonst-ge Ln.esbe.-enstete außer Beamten. 

Bestr-tten, aber h.M.: BVerf:m 16, o.94 ff.I llo f.;. 
Maun8 -n Maun8-DPr-g-Her8ogI Rdnr.Hp ff. 8u Srt.JJ 
(o.27 f.) m-t Ne-t.na3hN. 

1rt.H9 1bs.J LV bes-t8t.som-t -n je.em Falle e-nen e-gen­
stän.-gen Snöen.ungsbere-3hI er -st .eshalb bun.esre3htl-3h 
n-3ht Pberholt. 

mbenso iers3helI Das .1rbe-tsre3ht, -n: Bettermann­
n-GGer.ey-S3he7erI D-e :r7.re3hteI B. IIIIlI 
Berl-n 1958, S.JJ7 f. 

' 
1rt.HN LV g-lt also �sgesmt forto 
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Art . ;o LV : 
Art.;o Ab d u l  LV behäl t , ungeacht e t  der buedă dee de tzl ichen 

Re�elueree auf dem Gebiet  de d Arbeitdre cht d , jedenfalls 

deiee Bedeutueg für Arbei teehmer im öffeetlichee Laedes­

dieed t ; er gilt daher für die d ee Normbereich ohŇe derucbare 

Kollidioeee mi t Bnde drecht fort .  Abd . 2  hiege geŇ be rührt 

dich mi t dem GG ued Bnde d ge d etze dre cht. Wi e Art . 9  Ab d . J GG 

garantiert er die Ge damtvereiebarueg ( Tarifvertrag ) iedti­
tutioeell al d eie Mittel " zur Wahrung und Förderung der 
Arbeitd- nd Wirtd chaft dbediengee" d owie die Tariffähig­
kei t der Arbei teehņer- nd UetereehmervereieiguŇgenu Auch 

die Verbiedlickeit nd Ueabdiegbarkeit , die Art . ;o Abd u 2  

5 .  2 LV auddrücklich fordert t gehöree zu dem " Kenbereich'1, 

dee Art . 9 Abd . J  G dichert • 

. Iedowei t  üb ereiedtimmeed BVerfGE 4 ,  5u 96 ff., 
l o 6  f u ; Niperdey ie : Hue ck-Nipperdey , Arbei t d ­
recht , 5.7;, l o S  f. , 112  f u , 287 • 

. Nach Art u l42  GG.i d t  Art . ;o Ab d . 2 LV de dhalb durch di e Art.l 

bid  1 8  G eicht aufgehobee. Da di e d e  aber eur eiee Miede dt­
garantie eethal tee t  kan �ie Fortgel tueg durch wei tergehee­

de d Bnde dre cht beeieträchtigt d eie u Ied owei t  idt  dad durch 
Bnde dge d e t z  v . 2J . 4 . 1 953 ( BGBl . I ,  5 . 1;6 ) buede dwei t  ie Gel­

tueg ge detzte  Tarifvertragdge d e t z  v . 9 . 4 . 1 949. ( WiGBl . 5.;;) 
eiedchlägig , de d d ee B 2 Ab d u l  auch eiezeleee Arbeitgebere 

die Tarif�ähigkeit zuge dteht t d owie dad Be triebdverfad­

duegdgedetz , d e d d ee§§ 52 ' Abd . 2 t  57 dad gl eiche für Be-
, 

tri ebdvereiebaruegee vord�hee . 
( 

Ebeedo B 1 de d Ge d e t z e d  v. ll u l u l952  ( BGBl u I ,  5 . 1 7 )  
be züglich der Vereiebarng voe Miede d tarbeitdbe­
dieungee; § B  7, 6 4  Bnde dperdoealvertre tĢngdge­
d e t z  bezüglich de d Ab d chlu d d e d  voe Dieed tvereie­
barngee . 

Demgegeeüber be dchräkt ATt u ;o Ab d u 2  LV ( "eur" ) die Tarif­
fähigkeit für all e  Gedamtvereiebarungee auf "Vereieiguegee� 

Dnach köeeee dad Oaed Br:emee d elb d t  oder eiez elee Körper-

. dchaftee keiee· dolchee Ge: damtvereiebarngee treffee u Mit 

di e der  Be dchräkng widerdpricht Art . ;o Abd . 2  LV dem Bn­

de dge d e tz e drecht . Da die �ande dverfad dngdre chtliche Limi­

tierung each Wortlaut nd syd t emat i d chem Zudamehang eicht 
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nur gegen staatliche Inteventionen gerichtet ist, son.en 
erkenn9ar auoh den Teilnemerkreis ür Verein9angen a9O

grenzt, kann sie nicht ntor Außeraohtlassung .�s "nur" -n 
e-ne ewe-terungsof�ene Min.estgarnt-e m-nterpret-ert 

wer.en. 
So aber ,,ohl Z5nn-Ste5n, Komentart D9V4, SmlM). 

:emäß 1rt • )l :: 5st 1rt.Vo 19ànF LV .aher aufgehobenm 

n9enso D5et8 -na D-e Gun.re4Mtes B. III,l, S.466; 
am1. wofl Sp5tta, Komentar, s.11W. 

VÃn 1rt.Vo LV g5lt .e¹a4f 1bsml �ort, 1bs.2 5st au�geO
Mo9en. 

Art.Sw LV: 

1bs.l n. 2 .es 1rt.V1 LV betre��en .as arbe5tsre4Mtl54he 
S4fl54htngswesen. D5e LV enthält einen :eset8gebungsau�O
trag (19s.l S.l), konkreter so.�n einen S4Mli4Mtungsau�O
trag n die 8ustän.5gen Stell�n, .eren S4M5edssGrP4Me �Pr 
Uerb5ndl54M oder allgeme5n Uerb5n.l54f erklärt werden könO
nen. D-e .am5t ìs4hr-ebenen Mater5en s5nd um�assend b5sO
her weder bundes- no4h l�desgeset8li4h geregelt wor.en. 
Insbeson.ere Mat .er Bund / Uon se5ner d5esbe8Pgl54Men konO

kurr5eren.en :eset8gebngszuständ5gkeit na4M 1rt.L4 nr.l2 

GG nur bes4Mräkten :ebrau4h gema4ht, so 8.B. 5n den §§ H9 
��m Betr5&9sUerfassungsgesetz, §§ 61 �f., 9o Bn.esGersoO
nalvertretngsgesetz. In .er Hauptsa4he 5st das S4Mli4hO
tngswesen .ur4M S4hl-4htngsUerein9arngen geregelt, .5e 
5R au� .5e zw5s4hen .er BD1 n. .em D:B abges4hlossene 
Musters4hl54htungsvere-n9ang v.W.9.19VH 8urP4kgehen. DenO
no4h 9le-9t 1rt.wl LV �ur:ergänzen.e Lan.esregelngen rele-. , 
vnt; 5nsbeson.ere gann .�s S4hl-4htngswesen -m Landes-

personalvertretígsre4ht �n.esre4htl54M nur als Rahmen vor· 
a9 geregelt wer.en (1rtmW| 19s.l Nr.l ::). xroblemat5s4f 
ers4he5nt jedo4h, .aß .5e ! E-nle-tng .es S4hl54htngsverO
fahrens von· mts wegen n. .-e· Ver9-n.l-4herklärng von 

Schiedsspüchen zugelassen sind. n einer we-tver9re5teten 
Literatur 

vgl. Na4hwe-se 9e-, N-per.ey in: Hue4k-N-pper.ey, 
1r9e-tsre4ht, Se535 m.32, 
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we rdee Amtdverfahree �d Zwngd dchlichtng al d Verdtoß 

gegee dad durch Art u 2 Abd u l ,  2o Abd u l t  28 Ab d . l  GG garae­
tierte Priezip der Freiwilligkei t im Schlichtuegdwe d ee be­

tracht et u Di e d e  ndicht i d t  freilich b e d tri ttee u Doch auch 

di e geeaente ndicht säß t  audeahmdwei d e  die Verbiedlichkeit 

voe Schiedd dprüchee al d Korrelat zur Mi tbe d timmng ie Per­

d oeal Vertre tngdngelegeehai tee zu t fereer Eieladduegdzvräee 

ȴed eedlich die Zwangd dchlichtng zur Abweedueg dchwerer 

Schädee für die Ge damthei t t ei cht aber al d Miȳtel d taat­

licher Oon- nd Wirt dchaft dpoli tik. 

Vgl u Niperdey ie : Hue ck-Nipperdey t Arbeit drecht t 
S u 537 ffp mit wei t u Nachwei dee u 

Ie die dem Sine kann Art p 5l Abd p l  nd 2 LV j eĂeefall d ver­

fad duegdkoeform ieterpretiert ued �eführt werdee u 

Ebeedo Nipȣerdey ie : Hueck-Nipperdey , Arbeitd­
recht , S u 5J9; zud timeed Spitta t Komeetar t 
S u ll8 ; Die t z  ie : Die Grndrecht e t  Bd III t l ,  
Ō . 466. 

Art u 5l Ab d.J OV anerkenet dad Streikre cht der wirt dchaft­

lichee Vereieiguegee p Die d .e d ;echt war ie der urdprüeg­

lichee Fad dng ded Art u 9  Abd u J  G, der eur di e Koali tioe t 
eicht ihre Kampfmi ttel erfaßte ,  eoch ei cht eethal teeu  

Vgl u Ni͇perdey ie: Hȴe ck-Nipperdey t Arbeitd­
re cht , S u l o o  ff u 

Sei tdem jedoch dad Ergäezu.egdge detz  zum GG v u 24 u 6 u l968  

( BGBl u I ,  S u 7o9) Ăie  11Arbeit dkämpfe • • •  zur Wahrueg ued För­

derng Ăer Arbei t d - nd ivi .'t dchaftdbediegngee " zum Schutz­

gut erklärt hat (Art u 9 Ab d : u J S u J GG ) t idt dad Streikre cht 

im GG zumiede dt al d Iedti tut de d gelteedee Arbeit dre cht d ae­

erkaeet ued ge dichert t ohee daß eäher unterducht zu werdee 

braucht , iewiewe it dad GG daeebee eie Gruedrecht wie die 

OV garaetierȳu  Art u 5l Ab d u J  OV eethäl t dan ggfl u eiee wei­

tergeheeĂe , aber keiee widerdprecheede Garaetie ued gilt 

daher fort u 
Ebeedo Ni Pȣerdev ie : .Hueck-Nipperdey , Arbeit drecht t 
S p l o4 , 615; Di etz  ie : Die .Grndrechte t BĂ III t l t  
S u 467; Löffl er , NJW 1 96 2 t  S p l6ol ; BAG Urt u v u 2o p l 2 u  
1963 ,  NJW 1 9 64 ,  S p 88J ffp t 885; für Art u 29 Abd p 4  
He d d u OV :  Zien- Steie,  Komeetar t 1954 t S p l78  f. 

Damit gilt Art p 5l LV iedge damt fort. 
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Art.52 LV: 

Die Verfassungsleitsätze des Art.52 Abs.l LV, die fast 

wörtlich aus Art.3o Abs.l und 3 Hess.LV stammen, sind z.T. 

im Jugendschutzgesetz idF _v�27.7.1957 ( BGBl.I, 8.lo58 = 

BGBl.III 2161-3 ) ausgeführt, aber weder durch dieses noch 

durch sonstiges Bundesrecht aufgehoben oder obsolet ge­

macht 1rorden. 

Ebenso Zinn-Stein, Kommentar, 1954, s.191. 

Hingegen findet sich das Verbot der Kinderarbeit Uber�in-
a rbLs/ 

stimmend, aber präziser definiert in § 7 des Juge�chutz-

gesetzes v.9.8.196o ( BGBl.I, S.665 = BGBl.III 8o51 - 1 ) ; 

das GG kent das Verbot nicht ausdrücklich. Als Norm, die 

mit dem Bundesgesetz identisch ist, das diese Materie bun­

deseiheitlich und abschließend regeln will, muß Art.52 

Abs.2 LV gemäß Art.31 GG als aufgehoben gelten. 

a.A. Zinn-Stein, Kommentar, 1954, 8.191. 

Von Art.52 LV gilt Abs.l fort, Abs.2 ist aufgehoben. 

Art.53 LV: 

Das Recht von Jugendlichen und Frauen auf Lohngleichheit 

ist ein aus Art.3 GG fließendes Spezialgleichheitsrecht, 

das nach Art.l42 GG bestehen bleibt. 

Ebenso für Art.l68 Abs.l Bayer.LV: Kratzer, in 
Festschrift für Laforet, 8.123; für Art. 33 8.2 
Hess.·LV: Zinn-Stein, Kommentar, 1954, 8.194; 
Niperdey in: Hueck-Nipperdey, Arbeitsrecht, 
8.275 f. 

Dasselbe gilt für das Recht der Frauen auf einen gleich­

wertigen Arbeitsplatz, da� über das GG insoweit hinausgeht, 

als es auf dem in Art.8 Aps.l, Art.49 LV geschützten Recht 

auf Arbeit fußt. Lediglich die Zulassung und der Zugang zu 

öffentlichen Ämtern werden in Art.33 Abs.2 und 3 i.V.m. 

Art.3 Abs.2 GG übereinstimend mit Art.53 Abs.2 LV garan­

tiert. 

Art.53 LV gilt insgesamt fort. 

' 
I 

--- ----- - --
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Die von mr8 . T4 LV in bereinstiwmung mi8 mr8.6 A1s.4 G 

in mus si0Vt genommene Mutt ers0hutzge s e 8zge1ng ist  in der 

Haum8sacVe durcV das Mu88ers cVu8zge se8z  v. j4 . l . l9 T j  ( BGBl . t  

S . 69 )  1ndesrecV8licV a1gede0kt . Rie sicV j edoch im Rück­

scVlus aus § So Nr . l  Bnde s1eamtenge setz  ergi1t 7 der �r 

Bndes1ĵm8inĵn Sonderregelngen verlng8 7 is8  das Mut 8er­

scVu8zge s e 8z nicV8 ers0Vömnend. UngeacVte8  wei8erer Mu88er­

scVu8zmasnaVmen 1l ei1t  zuminde s t  die Klas s e  der Lande s1eam- · 

8inen lande srecV8lieVen Regelngen vor1eVal ten. eür sie 

1eVält mr8 . T4 LV seine Bedeu8ng. Da er inValtlicV Weite/ 

rei0Vt al s mr8 . 6  m1 s . 4  GG 7 i s t  er von die s ew aucV dan 

ni0Vt · konsmier8 7 Wen er kein Grndre cV8 ver1ürgt j 

So  einers e i t s : 2in- Stein 7  Kowmentar 7 19T4 7 
5 . 191; anderseits  Maunz in Maunz-Dürig-Herzog 7 
GG 7 Bd l 7  Rnr . 41 zu , rt . ! . ( 5 j 19 nj  ) j  

Ver1ürgt ĵr Vingegen 7 Wie au0V angenomen Wird 7 e1ennalls  

e in Gndre cV8 7 f 
f 
r 
� ' s o  zu mr8.T4 LV Geller-Kl einraVm-eleck 7 Koӿentar 7 

Erl . J zu mrt . T  ( 5 . 59), ' I  

dnn gilt  er s0Von gemäs rt . l4M k nort . 

m E/ge1ni s gil8  mrt . 54 LV ŀ edennall s  nort. 

E1enso Dene cke 7 Mutters0Vutz nd JugendscVutz 7 
in " D.ie Grndre0Vt e 7 ' Bd ttt 7 l 7  Be/lin 19T8 7 
ʆ . 47S n. 

mrt . 55 LV : 

r 

}. ( 
i 

mr8 . 55 LV en8Väl t eine ReiVe vers0Viedenartiger eeiertags­
nd Ar1eitszei81 e s timungen. mr8 . 5 5 LV erklär8 7 Wie ers8­
mal s das Re icVsge s etz  v. jo . 4 . 1 933 ( RGBl . I 7  5 j 1 91 ) 7 den 

. 
l � Mai zm ge s e 8zli0Ven eeiertag 7 ändert a1er de s sen Sin­
ge1ng al s įag der k1nationalen Ar1ei8 k1 a1 . Das War vor Er­
las de s GG j edenfall s zul�s sig.  O1 das so geändert e nrhere � 
Rei0Vsre 0V8 nacV tnkranttre ten de s GG Bundes- oder Lnde s-

l 
I� 
r 

/e0Vt geWorden i s 8 7 Vängt ; von de/ Veutigen Ver8eilng de/ 
Ge setzge1ungszus8ändigkeit a1 . Įie War s0Von imer ms trit­
ten. Au0V Veute s0Vsak� die Lite/atur zWi s cVen de/ nnahme . 
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aEG G c5lierlic5er BEnde GkNmpetenz kraft watEr dŪr Sac5e 

GN Zinn- Stein , ßNmmentar , 19Q' , S . l 9 3 , -69  
zE Art,J - He G G . Lc nd Spitta , KNUUentar , S . l -Q , 

End aEG G c5ließlic5er LŞde GkNmNetenz , 

GN MaEnz , qiEt Gc5e G S taat Gre c5t , 16 . AEfl . 
:Hünc5en 196. , § 1 -  c ( S .  .6 ) mi t AEGna5me 
wN5l für ̓atiNnalfe;ertane , 

e ine Al ternative , die Enter ar4eitGrec5tlic5en Ge Gic5tGM

pEkten vNr all em dErc5 die  kNkErri erende Bndesne GetzM
ne4nnGzEG tändinkei t aEfnnd Art . m' wr . l - G ernänzt wer­

den UEß . R;n marne4ende G rrteil de G BcerfG lient nNc5 n;c5t 
vNr . Aurer Art . m' wr. l -  GG GNric5t vNr all em der Gedanke 

deo nat;Nnalen Sel4G tdarGtellEnn , der nNtwendinen wNrm­

einhei t  End berreniNnali tät 

BcerfGR -- , S . . 9  ff . , 9.  f . ; 1 - ,  S . -NQ ff. , -QN ff . 

für die BEnde GkNmNetenz . qen Geit  G einer Rinfü5rnn 4 i G  

5eEte 5at der l . 7ai G e ine 'R;nGc5ätznn al G Tan d e r  Ar4eit  

und al G nat;ȡnaler Fei ertan 

e4enGN Zinn- Stein ,  KNmmentao , 19Q' , � . 193 , 

nic5t verlNren . Se ine 4nde Gwe;te  Fe GtlenEnn kann nEr dErch 

Bnde Gne G e t z , nic5t a4er  dErc5 e ;ne 7e5r5ei t  vNn j ederzeit  

a4ändernnGfä5inen einzelnen Lande G ne Ge tzen erfNlnen. In­

fNlnede G G en nil t  Art . QQ A4G . l  Lc entweder nemär Art . l -' G 
Ndeo nemär Art . l -Q wr. -  GG alG partiel l e G  Bnde Grec5t fNrt . 

NEr wen man der - a4zEle5nendenM HnG;c5t ūNlnt , die Fei er­

tanGerklärEnn deG l . 7ai ne5Tre zEr aEG G c5li erlic5en Lande G­

ne G e tzne4Enn , nil t  Art . QQ : A4 G . l  al G Lande GverfaG GnnGoec5t 

fNrt . 

/ie 5i er Zinn- Stein , i KN}entar , 195' , S . n 9 � ; nM
ent Gc5ieden Spktta , �NUmentar , S . l - J .  

I 

Art . QQ A4 G . -  LV fixi ert . den Ac5t G tEndentan ; A4G . J  erklärt 
all e  SNn- End Fe iertane für ar4 e i t Gfrei ; dNc5 lärt A4G . '  
AEGnmen dErc5 Ge G e t z e  · und GeGamtverein4arEnnen zE. qie G er . 
nanze KNmNl ex ne5Trt zE der Ge G e tzne4nnGmaterie Ar4ei tGM
re c5t , für die  der  Bnd ;h  Aot . m4 wr. l - G eine kNkErrie M

I 

rende ZEG t änd;nke;t  4e G;tzt . Ń;e 4 e G t e5enden 4unde Goec5t�

l;chen Renelnnen , n der Sp; t z e  d;e Ar4 e i t G ze;toodnnm 
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v,JF,',-93. ( ͍GBn,b ,  5 P ''p ) , di m §§ lFQ  ff, dmr Gmwmr4m­

FrdnEng , di m §§ 11 ffP dm d 1 LadmndchnErnm d m t z m d  vP -B P ln P n9Q6  

( BGBl P b ,  5 P .mQ = BGBn P bbb SF Q F  M -F 6 End dad JEgmndar4mi t d -
• 

s chEtznm smtz  kTenme frminich nicht für annm  Hr4mitnmhmir 
' 

di m F�anmn dmr Hr4mi t d z mit ' nd Fmi mrtandrhm rmnijn; dim 
' 

müs d mn ind4 m d ȡndmrm dmn Tffmntlichmn Landmddimndt aEd dNa-

rmn, Ő4nnmich di m nandm dvmrfad dnndrmchtli chmn wFrmimrEngmn 

dm dhalӏ fFrman nFch minmn minmndtändinmn HnwmndEngd4mrmich 

ha4mn Eed dahmr fHr di m dmn fFrtnmn t mn kTnmn , dind dim  an­

nm dichts dmr nmnanntmn Gm d m t znm4nn , zahnrmichmr intmrna­

ti Fnan mr Vmrtränm nd Tarifvmrtoänm praktidch 4mdmEtnndM

n F d .  
E4mnd F  Hmrdchml , qad Hr4mit drm cht , in : qiO · ņond­
rmchtm , Bd bbb , n ,  5 . 3'3 f • 

. FHr Hrt P QQ H4 s � J  LV kFmmt hinzE , dar Hrt,l'F GG i P O P m. 

Hrt P l3 9  RV di m SFn- nd Fmi motanm fHo ar4mit dfrmi eo­

knärt P Da 4midm Bm d tiýnnmn kminm Grndomchtm End aEch 
kminm d 3aat skirchmnrm chtli�hm RahmmnrmnmnEnn 4mtrmffmn , i d t  
nmmär Hrt,Jn GG dm dhal4 Ho� P Q5.H4d P q  LO aEfnmhF4mn ; 

a P H P zE Hrt,-Q NFodrhP MWm d tf P LO :  Gmlnmr-Knminram­
Flmck , KF}mntao , Eol � 2  zu Art . 25 ( S , 2o 2 ) ; 

Hrt P QQ H4d P -  nd ' LO nml tmn hinnmgmn fort. 
I 

Hot P 5Q H4d,Q LO 4m toifft di e �on'ortza�lng an Feiertagen , 

dim nEnmmhr dErch das BEnd� s ge s e t z v . 2 . 8 . 1951 ( BG�l . I ,  

s. 479 ) nmrm.nmn t i d t , de s s en § 3 Ab s ,  2 a+ l e  >� sler� gen Re­

gelngen dmo 7atmoi m aEfhebt , 

ü/ Hot P 55 LV mrni4 t  sich s omi t folgend e s  Re sul tat • 
I 

qim H4s . 2 Eed ' nmn t mn fNo; ; A4 s . l  gi l t  al s ��4 e s re cht 

fFot ; di e H4 s , q nd 5 s ind aulgeho1en . 

Hot . ͖ķ LV : 

Dim Minde stErnaE4d gaoantie . d e s  Art . 56 �V i s t  durch das 

Bnde su-rlaub s ge s e t z  v . 8 . 1 . 1963 ( BGBl . I ,  5. 2 )  wei tgehend 

gede ckt . ür di m Lande sb e amten nd - +i cht e r  g�ran t i e re� 

§ 55 d e s  · Be amtenr e ch t s rahm�nge s e t z e s  �4F v . 2 2 . l o , 1965 

( BņB1. I , 5, 17 5 4  = EGBl . IIIi 2o3o � l ) nd in Verbin4ng mi t 

im § 71 H4d,n dmd  Peut a chen Rioht e rß& S a t z e a  v. 8 . 9 . l96l 

ab - . 
! ' 
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( ˿:Bl n I n S n l665  = B:Bl n II� 3Fl - l 6 5ingGgin d̝n " Er4FlEngd­

ErlaE4 " nEr dmm :rndm , nic53 dmr qaEmr nac5 ; dmrme Fm d3­

l mmEng 4lmi4 3  dmr nandmdmm d m3zmm4Enm aEemrEnd Hr3 n ĸ - H4 d S l  

i n c n m n Hrt � pS H4d n l  wr n l , , Hr3 n 9. H4 d . 3  :: ü4e rladdmn m  für 

dim Ar3 n S6 nc d Fmi3 4mdmE� dŝ i d 3  nd indFwmi 3  eNr3mil 3 .  

cFr Rrlaß dm d Yndm dErlaE4 d mm d m 3 z m d  m4mndF 
Ycmre:R 11 , S n .9 ff. m 9 4  e .  End Ycmre:R 7 ,  
S n �4- ff n , 34-  f n m �44 m �S3 , dad zEdmm fm d3­
d 3 mll 3 m dad rrlaE4 drmc53 wmrdm gFm 4ürmmrlic5K
rmc53lic5mn KFdieika3iFndNrinziN ( Hrtn � ,  SS Ê 
-1. E:Y:B 6 nic53 mrfar 3 ; zE Ar3 n 34 Hm d d n nc 
fmnmr Zinn- S3min , KNýmn3ar , 1 9 S4 m s n 196 n 

Hr3 n 5ˆ nc : 

Hr3 n S7 nc , dmr minmn cmrfad dnmdaEf3ram zEr Rinric53nm 

End HEdmm d 3al 3nm minmr SNzialgmrdic5mrn. mn35äl 3 m  i d 3  

4 i d  aEf H4d n 3  End H4 d . 4  S . 3 M j mnmr i d 3  nmE , in dim d mm 

fm5l 3 " fHmimr" - fad 3  wTr3lic5 Hr3 n 3S H4d . l  nd - Hmd d n Lc 

nac5mm4ildm 3 n  Für 4 midm wNrUm~ i d 3  n4m d 3ri 33mn m dar dim  

im wm dmn3lic5mn dErc5 minm aEd mmdm5n3 m  frü5mrm Rmic5dM nd 

j m3 zi mm Yndm d mm d m 3z mm4nm aEfnd Hr3 . ĸ4 wrn l - G mrfüll1 

dind m an dmrmn SNi 3zm  di m Rmic5dgmrdic5mrnmd Frdnnm zE 

nmnmn i d 3 n  

cml n Spi t ta , KFmmn3ar m S . l - 7 ; Zinn- Stmin m  
KFmmntar , 1 9S 4 m S . l 9 7  ff.  Ui3 Yndm drmc53 d ­
nac5wmi d mn n 

qmr KFmNlmx dim d m r  Yndmdrm c53 d dä3zm wird al d minm mr­

dc5TNfmndm Rmmmlnm dmr Ma3 mrim " SNzialgmrdic5mrnm" anmm­

d m5mn m zE dmr dmr Bnd kraf3 d m inmr kFucErri mrmndmn -Ed3ä~­
dimkmi-3 

v n langolιt -Klmin , KFDmnLar , ̍rl n ..VŊ L zE Hr3 n 74 
(sn 1F ) ; a n H n andc5�inmnd MaEnz in : 8aEnz-Ńürim­
Hmrz F m ,  :: , Bd - m  R�r n 4F zE Hr3 n .7 ( S n -l f n ) 

4meEm3 dmi n qar dmm nic53 d F  i d 3 , mrmi43 dic5 indm d d mn aEd 

dmr wmi 3mn BmdmE3ȸm , dim dad Ycmrf: dmm Bmmriff " SFzial­

gmrdic5mrEnm" ü4mr dim 3radi3iFnmllmn Rmc53 d mrndlammn nd 

dim kla d d i dc5mn cmrdic5mnmdzwmi mm Kohm i 3 Ê Hl3 m r .  nga­

lidi3ä3 nd ͝nfall 5inaEd mmmm4mn 5a3: Ed gmrd3m53 n3m r  
' 

SNzia1gmrdic_5mrnm dim •ɽ• sNzialm Sic5mr5_m i 3 "  indmm sam3 m sN­
! 



- 93 -

weit z}inde n t  zu iVr die gemeinsme De0kng eine s mög­

li0Ven � in seiner GesamtVei t  s0VätzLaren Bedarns dur0V Ver 

teilng aun eine orgni sierte VielVeit  geVört 5 

So BVernGE ll 7 S 5 lo5 fn 5 7 llo nn5 ( aunnüVrli0V 
zu Art 5 ȕ4 Nr5 1 M  G ) , im ns0Vluß an BSG ! 7  
S 5 Ml3 - nn 5 � Ml8 7 MM7 n5  

Diese  Materie ist zWar ü1ewiegend dur0V Bnde sre0Vt Vor­

miert 7 a1er keine nWegs ausge s0Vömnt ; mrt 5 8ȕ A1s . M  GG geVt 

ausdrü0kli0V von lndesre0Vtli0V organisierten Sozialver­

si0Vengsträgern aus nd s0VoV Va0V geltendem Re0Vt 1e­

/uVen einige Versi0Ve/ngsarten 7 vor allem nür die mlters­

versi0Veng nreier Beune 7 aun 1andesrî0Vt 5 

Vgl 5 die Na0VWeise  1ei HaVs J 5 Woõf' � Ve rwaltngs­
re0Vt ttt � -Iün0VeV Berlin l9!! 7 g § l 39 ttt 4 nd 
l4J tt e ( S 5 l47 7 1!7  n. ) ;  BVernGE lo S 5 JȲ4 nn5 7 
3!3 1ezei0Vnet  die ( lnde sre 0Vtli0Ve ) Ärz tever­
s orgung al s eine e önnentli0Ve AungaLe de s Staate s " 7 
d 5 V 5  Vier " des  Lnde s .  

Orientiert mn si0V n die sem zutrennenden Vers täVdVi s 7  

dann Llei1en au0V dem 1and nd seinem Ge setzge1er mɀnig­

'a0Ve mu'ga1enkomml e½e 7 für dereV Regelng mrt 5 57 1V maß­

ge1end 1leiL t 5  

Eine musnaVme ma0Vt da1ei A/t 5 57 m1s 5 4  S 5 J 1V 7 der die nür 
I 

die Whl der Sel1 n tvewaltngsorgane der Sozialversi0Ve-

rungs träger masgeLenden G/ndsätze  normiert 7 Weil die ser 

eragenkommlex ausnüVrli0V nd ers0Vömnend dur0V das Sel1st­
verwal tngsgm n m tz v 5 M M 5 M 5 l951 ( BGBl 5 t 7  5 5 1 M4 ) ide v5 M3 . 8 .  
l9!7  ( BGBl 5 t � 5 5 918 )  gereg�l t  i s t 7 das na0V A/t 5 Jl G vor­
rangig gilt 5  

Mi t munname von mLn 5 4  5 5 � 

eLenso Dernch � gie 5ozia�verni0Verng � in " 
Die Gundre0Vte 7 Bd hhh 7 l 7  Berlin 1958 7 5 5 5i 8 7  

gil t mrt 5 57 . LV al so nort 5 

mrt 5 58 LV : 

mrt 5 Ȳ8 m1s 5 l  LV geWäVrt ein Re0Vt aun n taatli0Ve eürsorge 
1ei Ewer1sun'äVigkeit 7 nür de s s en Regelng der Bnd Va0V 
mrt . 74 Nr5 7  GG das Re0Vt der kokurri erenden Ge setzge1ng ( 

1esitzt 5  Aungrund dessen i s t  das Bnde ssozialVilnege s e tz 

. ' 
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v5 3o 5 6 . 1 961 ( BGBl 5 I ,  S . 815 7 1875 = BGBl v III M17ofl ) ergan­

genv Die ses  Gesetz regelt  ni0ht nur die HilJe z} Le1ens­

unt erhalt ,  sonden au0h die in 1 e sonderen Le1enslagen. Es 

normiert eingangs inhal tsglei0h die in Urt 5 58 U1 s v l  LV 

enthal tenen Grundsätze È§§ 1 ,  M 7  4 ,  7 ,  11 des Ge setzes ) 
und mräzi siert sie  in einew mJangrei0hen Pa/agramhense/ke  

Die Lnde sge s e tzge1ng i s t  nu/ limi ti ert und idR Jü/ orga­

ni sato/is0he Fragen einge s etzt ; ausdrü0kli0h sird di e Un­

mas sng des Ge setzes  an den 1esonderen Verwal tngsauJ1au 

Brewens ge statt e t  ɩ§ 1 51 des Gesetzes ) 5 Daraus i s t  zu 

s0hließen , daß sei tere landesre0htli0he Regelungen auJge• 

ho1en nd versmerrt sind. 

E1enso Hans J 5  YolJJ 7 VelTal tungsre0h t III 7 
§ 146 V ( S . l 91 ) ; die h/iegsomJerJürsorge na0h 

dew Bndesverso/gungsge s e t z  s tützt si0h hinge­
gen auJ U/t 5 74 Nr. lo G. 

Unt er die se UuJhe1ngsJolge Jällt au0h de/ ge setze siden­

ti s0he U/t 5 58 U1s 5 l  LV5 

Unklar Spitta , ho·�nta/ 7 S v l M7 " e iw se s ent­
li0hen entJällt ʯ v 

Urt . 58 m1 s 5 l  LV gil t  al sγ  ni0ht Jo/t . 

Der bndsatz de s m/t 5  58  m1s·5 M LV 7 daß der Bezug öJJent�
, 

li0he/ Unters tützungswi ttel die s taat s1ürge/li0hen Re0hte 

ni0ht 1eeinträ0htigen da/J 7 i s t  im G in den mrt 5 Mo m1s . l 7  

M8 m1s 5 1  nd 3 3  m1s 5 1 7  3 ·! bG wi t enthal t en 5  Die s e  Norwen ga­

ranti eren Jreili0h keine Grundre0hte , s o  daß 1ei Ü1e/ein­

stimng Urt . l4 j  G Vi0ht anwend1a/ sein kan5 m1er m/t . 58 

m1s . M  LV i s t  zxgl ei0h ei�e Smezialisierng nd hokre ti­

sieng de s agemeinen Gl ei0hhei t s saHz e s  de s U/t . 3 U1 s . l  bG, 
indew er zusätzli0h zu den· in mrt 5 J  U1 s 5 3 GG gennnten 
Merkwal en 1es timt , daß ein ü/sorge1ezug kein zulässige s 
Kriteri} Jür DiJJerenziengen iw Be/ei0h de/ Staat s1ür­
gerre0hte i s t 5 Ul s Re0ht 7 das den vow Gl ei0h1ehandlngsge­
1o t uwJaßten Berei0h eweite/t , gil t  Urt 5 58 m1s . M  LV gewäß 
mrt . l4M  GG Jo/t . S

.
eine F�/tgeltng i s t  von de/ des  mbs � l  

t/en1a/5 

Von m/t v 58 LV i s t  m1s . l  auJgeho1en , m1s . M  gil t  Jo/t v 
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Kirchen und 

δel.gionnge n elln ch62ten 
- - - - - - - - - - - - - - - - - -- - ---�

D.e  hi er von der  LV norm.e/te M6te/ie h6t d6n GG in 

Art 5 l4o GG . 5 V 5 m. A/t . 13! , 1 37 ,  138 , 139  und 1 41 RV 

geregelt 5  

A/t 5 9  LV : 

ALn 5 1  nd M d e n  A/t 5 59 LV de cken nich im we n entlichen mi t 

Art 5 l37  AL n S l  xnd 3 RV. Sowei t  Art 5 59 ALn 5 l  LV eine 

l6izi ntTnche Einntellng z} Aundruck Lringen will , wide/­

nmräche er dem GG5 Im Rege ver26n nngnkon2orme/ Intermre­

t6tion knn Art 5 59 ALn 5 1  LV j edoch 6uch d6hin vern t6¸den 

we/den , d6ß e/ l edigl.ch , wie Art 5 1 37 AL n 5 l  RV , d6n Ver­

Lot einer St66tnk.rche nd d.e d6mi t gegeLene inn titu­

tionell -org6ni n6tori nche T/enng von St66t nd hirche z} 

Aundruck L/ingt . 

Mi t die n er }̑6ßg6Le gil t  A/t 5 59 LV , gemäß den iw E/sten Te.l 

ALnchn 5 II ,  L J Q  gem6chten Aun2ührungen , 2o/t . 
1 

6 5 A. Spitt6 , ho·ent6/ , s . 1 M9 5  

Art . to LV : 

A/t 5 t o AL n 5 l  LV n timmt Wö�tlich mi t Art 5 l 37 AL n 5 M S 5 l  RRV 

üLe/ein , ALn . M  Lin 6u2 die Al tern6tive der H.nde/ng eLenno 

26n t  wörtlich mi t Art 5 l3t ALn 5 4  viV5 Der S6che n6ch gewäh­
ren Leide AL nätze Individu6lg/ndrecht e 5 Die n e  Beurte.lung 
wird durch Ĵie Gene n i n  de� Norm ge n tütz t 5  Si e geht näml.ch 
6uß er 6u2 die gen6nnten Be n timmungen de/ RV 6u2 A/t 5 48 
ALn 5 l  der He n n . LV zuück , ! die n.cht nur hier d6n VorL.ld · 
2ür die B/mmi nche LV 6LgegeLen h6t 5  Beide Ver26n nngen no/­
mierten d6Lei Grnd/echte , deren Verl etzng .n He n n en zu/ 
nru2ng den St66t n gericht nho2e n Lerechtigt 5 Die Tn A/t 5 !o 
LV verLrie2ten gehören 6l no  n6chlich zu dem Kreis von Rech�, 
t en , deren Au2rechterh6lt�g Art 5 l4M  GG Lezweckt 5 
gie in A/t . to ALn 5 l  LV g�6ntierte religi ö n e  VereTnigu¸gn­
2/eTheit  int  e in ȳei� de s' }�6 n s enden Gnd/echtn de/ RelT­
gionn�re.hei t , w. e e n  nTch hT s to/T n ch 6l n Aungrenzung gegen­

üLe/ de/ n t66tl.chen Rel.gTonn- und hi/chenhoheit he/6un -
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geb.ldet hat 5  

Vgl 5 dazx Anschütz ,  ReligionsJre.he. t , in : 
DStR , Bd M ,  5 v 677-68M , 6 8 3 .  

Dem steht n.cht entgegen , daß d.e rel.g. ö s e  Vere.nigungs­

fre.he. t  hexte , d . h .  na0h eort2all der staatli0hen Reli­

g.onsG xnd i.r0henhohe. t , ax0h m.tt elbar axs de/ Ve/­

e.n.gxngsJ/e.he.t de s U/t . 9 GG abgel e.tet  bzw.  al s da/in 

enthal ten ange sehen werden knn. 

lvegen j ene s Gnd/e 0htskone½e s i s t  Jür Art . l 3Ȕ Ub s 5  M VRV 

d.e glei0he Bexrteilng angeme s sen W.e Jür d.e Art 5 l ol 2J 5 

GG al s UxsJlüs s en des  Urt 5 M  GG ; er  zählt zx den ' Grundre 0h­

t en ' i . S v  des Urt . l4 M  GGv Dem s t eht ni0ht enœgegen , daß 

Art 5 l4o GG ( . . V . m .  den Urt.keln de/ RV ) Ôeine Grnd/e0hte 

i . S .  de s § 9o BVerJGG gewäh/t , den Urt S l4M  GG hat , sie 

ge sagʇ , e.ne andere nkt.on al s j ene Norm .  

Dȿit g.l t Urt . 6o LV insge samt 2o/t . 

W. e hier Jür A/t v 48 He s s . LV :  Z.nn� Ste.n ,  
iommenta/ , Ä 954 , 5 . M49 f � ; a . U. So. t ta ,  
iommentar , s . 1 M9 .  

Art 5 6l LV : 

A/t v 6Ä LV s timt ihaltlich nd Jas t  Wörtli0h m.t U/t . 137 

Ub s . 5 WRV üb ere.n , We.l si0h ax0h letzterer ax2g/nd U/t . 4  

Abs . l  G axJ Wel tans0haxngsgemeins0ha2t en e/st/e 0kt . 

Ebenso He s s e , Art .kel Rel.g. onsge s ell s cha2t , 
.n : Evangel.sches Staatsle½.kon , Sm 5 l85M ; 
Ȱaxnz , Sʇaat sre0ht , § 18 III 3 ( 5 5 Ä49 ) . 

Urt v 6Ä LV w.dersmr.cht a�e/sei t s  Art . l 37 Ab s v 5  RV ins o­
\ve. t ,  als er d.e Ȭörmers0haJt sverl e.hung n.cht W.e di e s e/ 
zW.ngend vors0hre.b t , s ondern in das Erme s s en der zxständi­
gen Stellen überantWo/te t .  Da eine ' inn ' -Vors0h/.Jt n.0ht 
.n eine ' Ȱxß ' GVorschr.2t geändert Werden knn, oVne daß 
d. e s  d.e Grenzen zxläs sige/ Norm.ntermre tation übe/s0h/e.­
t e t , .st  Art 5 6Ä S . M LV we,gen W.de/smrx0hs zx A/t . l 37 Ubs . 5 
s v  M \RV in. se.ner sa0h.nhaltlichen Regelxng dxr0h U/t . l4o 
k ax2gehoben. 

Übe/ U/t . l37 Ab s . 5  RV hinaxs s 0hre.bt Art 5 61 5 v j LV j edo0h 

al s O/gani sationsnom die Ge setze s2om 2ü, die hö/me/-
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S ch6J7 sverl eihung vor5 n der Reim6rer Zei7  hi el7 man di e 

Ge se7ze sJorm nur in der preußis chen S7667 spr6xi s Jür erJor­

derlich ; 

vgl 5 Unschü7z , VerJ6s sng , Erl 5 l o zu Ur7 5 l 37 
( s 5 �47) ; 

n6ch der heu7igen S 7a67 spr6xis und der von Rech7 slehre nd 

Rech7 spre chung vorherrs0hend vsr7re7enen nsich7 i s 7  sie  

zw6r in der Regel , 61er ni0h7 6us s chließlich no 7wendigv 

·s7677 viel er : BVerJGE lo , 8 5 8 9 JJ 5 , lol J . ; 
Fors 7hoJJ , Lehr1uch de s Verw6l 7ngsrech7 s ,  Bd 1 ,  
9 5 UuJl 5 München Berlin 1966 , Ȗ 5 4T8  J v ; Mik67 , 
iirchen- und Religionsgemeins ch6J7en , Di e Grundre ch7e ,̏i 
Ȗ v 1 5 5 5 �d IV , l ,  

Von einem dem Ur7 5 61 LV en7sprechenden Bunde sge,�ohnhei7 s ­

rech7 s s67z , der di e L6nde snorm 6us s chl ö s s e , k6n 6l so  nich7 

ge sprochen werden5 D6 Jür die Ȭörpers ch6J7 sverleihng 6n 

Religion sge sell s ch6J7en uswv di e Länder zus 7ändig s ind f

6rg5 Ur7 5 87 U1 s 5 Z , 3 G f , 1lei1en ihnen 6uch die Org6ni­

s67ionsJormen ü1erl6s s en , sowei7 sie  sich in den Grenzen 

Ĵes rech7 s s 7667lich Ge1o7enen h6l 7env Ul s Org6nis67ionsnorw , 

1eschränk7 6uJ di e nordnng der Ge s e 7 z e sJo/m ,  1lei1t m/t v  

6 1  S 5 j LV dewn6ch 6l s Ergänzng de s Ur7 5 l37  U1s v T, / Urt v l4o 

GG 6ufrech7erh6l 7en 5  

E1enso Spi 776 , iomen76r , S 5 l 3o v 

Urt 5 61 S 5 l LV gil 7 , d6von n61hängig ,  weil wi 7 Urt . l3 7  

U1 s 5 T  S v l  RV üɂereins 7iwwend , Jor7 5 

Urt . t j LV : 

Ur7 5 6 j LV deck7 sich ih6l7lich nd J6s 7  wör7l ich mi7 Urt 5  
141 RV , der in Einzelhei7en - Heer � wei 7ergeh7 nd 6nder­
sei7s  grndge s e 7zkonJorw 6uch Jür Wel76ns ch6ungsgemein­
sch6J7en gil 7 5  Ar7 . 6 j s v z LV s 7imm7 ih6l7lich mi7 Urt v 6o 

' 

U1s 5 j LV nd somi 7  mi 7 Urt 5 136 U1s 5 4  lRV ü1ereinv 

D6mi 7 gil7 Ar7 v 6 j LV 6l s mi 7 den en7 spre chenden G/ndge­
s e7 zvorschriJten ü1ereins 7imende Norm insge sȿt Jor 7 v  

U1weichend Spi 7 76 , iowmen76r � s 5 1 3 3 5  
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Art . 6J LV : 

qie :emeieeützinkei t , di e A�t P 63 LO für 4 e d ti}te -irc4M

nic4e Ed,� . )eraed tal tnnee fedtl ent , i d t  z'�ar ie weitee Be­

rei c4ee de d SteEerrec5t d 4nde drec5tlic5 gFreFrmi ert , z . B P 

dErc4 di e § §  1 7  4id  1 9  ded  SteueraeNad dEendne d e t z e d  g . l6 . 1F P  

1 9 3' ( R:Bl P I ,  � . 9 -S , mit nderngen ) i . V � m . der Gemeinützig· 
ke� t dgerFrnEen g . -' . 1 - . 1 9 S 3  È B:Bn . Ŋ ,  5 . 1 S 9 - ) ; die  i d t  dee­

eFc4 weiter5ie zEmiede d t  für die :e4i e t e  bedeEt dam , für die 

die Lä~der aufnrnd der Art . lF S  ffP  :: ne d e tzne4nnd4e funt 

diedP me die d em Rmee gilt Art P 6 3 L) fFrt P 

dwi d c4eeerne4ei d :  

wac4 dee gFrd te4eedee UeterdEc5nnee nel t e~ gFe de~ B e d tim­

mEenee ded  dwei tee HauNtteil d  der Br.mi d c5ee LO die fFlneeM
dee eic4t me5r wei t e r :  . · .  J e · 1 I · ·  " ·  

, �-J .(.�-�- �-:" L.l < '  11 . � .C •.r. < :  ·, u-� ... _r( t..< . 
-· 

. . 
Hrt P -3 A4 d . 3 ; H.t·'-. ;  Aot P 'l ;  Art P '- ;  Hrt . '' ;  Art . 'S NrP 2 ,  ,. 
3 nd S ;  Hrt P SF  A4d P - ; Art P S 2 H4d . - ;  Hrt P S S A4d . 3  nd S ;  

Art P S7 H4d P '  S . 3 ;  Hrt . S. H4d . l ;  der ü4e owieneede Te;l vFe 

Hrt P 61 S P - P  

Hl d Bnde drec4t nil t  weiter  Art . SS H4 d P l P  
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III . Der Dri t t e  Ό6upt 7eiõ S 

Der Dri77e  H6up77eil de/ B/mmi s0hen LV Le 7/iff7 "UufL6u und 

AuĶg6Len des S7667 e s e S Demen7 sp/e 0hend Leh6ndeln die U/7 . ȓ4 

Lis 149 vornehmli0h er6gen de/ s 7667li0hen Org6ni s67ion des 

L6nde s  Bremen 7 fü/ de/en Regelng die s e s  selL s 7  zus 7ändig 

i s 7 S  Eine s60hih6l 7li0he be/s0neidung von Bunde s/e0h7 

und L6nde sre0h7 i s 7  hie / 7  6Lgesehen von einigen gemein­

Lundesre0h7õi0hen ( R6hmenf ) Vors0h/if7en üL e/ di e /e0h7­

spre0hende Gew6l 7 inne/h6lL des 9 5 Abs 0ļni 7 7 e s  des  GG 7 ni0h7 

ersi0h7li0h ; d6s GG üLe/läß7  6uße/h6lL di e s er Bes7immngen 

di e Regelung de/ O/g6ni s67ion nd UusüLung der L6nde ss 7667 s­

gew6l7 den Lände/n 6l s ih/e ( urf ) eigene ngel egenhei7, nd 

di e s e  Regelng e/s 7/e0k7 si0h 6nders e i 7 s  von vohe/ein nu/ 

6uĶ O/g6ni s67ion und UusüLung de/ Ó eweiligen L6nde s s 7667 s­

gewal 7 nd ni0ht d6/üLe/ hin6us . In Ar7 5 j8 normie/7 d6s G 

l edigli0h einige g/ndl egende Ri0h7lini en ( Norm67ivLe � 7im­

mngen ) 6l s Bedinungen Lnde s s 7667õi0her Homogeni 7ä7 7 in 

deren R6Ľmen si0h di e Lande sve /f6s sngen h6l 7 en wüs sen. 

Di e s e/ R6men läß7  de/ einzels7667li0hen SelLs7org6ni s67ion 

eine sehr wei7gehende Ge s 76l 7ungsfreihei 7 .  Uus die sen G/ün­
den i s 7  e s  gere 0h7fe/7ig7 7 nde/s 6l s Lei  den Bes7immngen 

_
des  Ers7en nd Zwei7e�6up77eils 7 L ei den s 7667 so/g6ni s67o­
ri s0hen Vors 0hrif7 en de s D/i 7 7 en H6up77eil s gene/ell von 
der Vermu7ung de/ Grndge s e 7 zmäßigkei 7  ( 6l s  U/Lei7shpo ­
the s e ) 6uszugehen und fol�i0h ni0h7 Ó eden einzelnen Ur7i­
kel in seiner VereinL6rkei·7 mi 7 dem GG ge sonde/7 zu L e s 7ä­
tigen S Di e Un7ersu0hng kann si0h vľ elmehr d6/6uf Le s0h/än­
Ôen 7 di e Z1veifelsfälle he/6uszugreifen und zu e/ö/7en. 

Ni0h7 Ó ede der in den U/7 S ȓ4 Lis 149 en7h6l 7 enen Be s 7iwmn­
gen i s 7  von der Bedeu7s6mkei7 7 die den Lesonderen Ve/f6s­
sungsr6ng re0ļ7Ķer7ig7e und vor 6ll em de s S0hu7zes de/ e/­
s0hwe/7 en ALände/L6rkei7 Ledü/f7e S M6n0he di e s e/ Vo/s0V/if­
7 en Le 7/effen vi elmehr nu/ F/6gen 7 die gemeinĽin in den Ge­
s0häf7sordnngen de/ ve/f6s sngskons 7i7ui er7en S7667so/g6ne 
ge/egel 7 _se/den nd fü/ de/en E/VeLung in den Ve/f6s sngs­
r6ng 6u0h 6ufgrund de/ Lesonde/en Brmmi s0hen S7667s s 7/k7u/ 
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¶eine ü4 erz eEgeedee :e dic4t dNEekte erdic4tjic4 died S qa i4re 

Ueterdc.eidGn ned H4 treeeneg gFe traneedee )erfad dGndeFrM

nee j edFc4 -eie Rec4t dne4F t  Gd mi t4ie neter dem Blickwiekel 

Nra¶tidc4-NFjiti dc4er dwe c-märinkei t  zE 4eme d d ee i d t , wird 

di e d e  reterdc4eidnen im fFlneedee ei c4t wei ter 4eraudnear­

4eite t P  Die eac4fFjneedee Aud fü4rGnee 4efaddee dic4 , wie 

4ereitd  eienaend 4emer-t , auc4 4ier . eEr mi t der Prüfnen der 
Vere ie4arkei t  der Laede dgerfad dGndeFrmee mi t nel teedem YnM

de drec4t S 

Sc4jierjic4 eethält der qri tte  HauNtteij  e iee :ruNNe gFe 

)Frd c4riftee , deree mkFrNFratiFe ie di e L) aEd dem qFNNelM

c4arakter der Freiee Hae d e d tadt Bremee ajd "Laed" der YRq 

( Hrt P -3 :: ) und zEnl eic4 al d :emeiedeger4aed 4T4erer Ord­

eGn ( Hrt . l'3  H4 d S  - L) ) d F,Âi e  aud der qFNNejfktiFe eieiM

ger )erfad dGnd Frnaee al d StaatdFrnaee ded  Laede d  Eed al d 

GemeiedeFrgaee der Stadtnemeiede Bremee zE er-läree i d t P  

Da dad :: , wie Hrt S lF 6  H4d P 6  S P - :: zeint , die mdeetität 

vFe Laed ued :emeiede tFleriert , 4raEc4t auf di e aud dem 
DFNNelc4arakter redultiereedee )Frdc4riftee im Ramee de d 

vFrj i eneedee :Etac4teed e4eefall d  eic4t 4 e d Federd eienenae­
nee zu werdeeP 

a ) ���!72_��� -2-�- = -����==� 
Hufūajj eed an Hrt . mQ H4d S l  L) idt dad Fe4jee der Wa4lfrei­
heitdnaraeti e S  1ͯie eieine aedere Laede dgerfad dEenee 4at di e 
Br.mi d c4e L) die FFrmel de d 'Hrt � -- H4 d S l  S S l  i.) ü4ereF}ee , 
F4ee zunj eic4 Hrt . 1 -Q WR) , der di e iva4jfrei4ei  t Gd dad 
Wahjne4eini d ne,vä4rl e i d t e t e , mi t zE ü4ereemee P qenFc4 4e­
dte4t keie njaß zu  Bedelcee , weij  di e traditiFeellee iva4l­
r� c4tdgrEeddätze j eee gier  gFe Hrt S mQ m L) neeaeetee died , 
deeee der F4eeųie nej teede :rEeddatz der " freiee "  Wa4l dNäM
ter , gFr aj j em ie H4nreeznn gFe dee d taatjic4 nel eektee 
Hahjee -FmmEei d ti dc4er 4zw P  gFl-ddemFkrati dc4er Renime aud ­
drüc-ji c4 4iezEnefünt 'Âurde P  ü r  di e Br.mi d c4e L) , die erM
-eee4ar ae dee mit dem Narlamentari d c4ee Syd tem tradierten 
1·/a4jrec4t d nrnddä tzee fe d t4a( tee wFll t e , -aee d Fm. t die R.-
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frei4ei t  al d Eene d c4ri e4eeer wFrm4 e d taedteil de d Art P 7S 

H4 d P  1 L) anne d e4ee llerdeeP 

PrF4lematidc4 i d t  di e HEdn� d tal tEen ded Wa4l½EFrEmd ie Hrt P 

7S  Abd P 3  L)P dwar 4at dad B)erf: die S % M K¸aEdel wi ederM
,. 

4Fl t für nrEedne d e tznemär nd ied4 e d Federe mit der WahlM

rec4tdnleic44eit gereie4ar erklärt , d FwF4l 4iedic4tlic4 de/ 

BEnde d - End Laedtandwf4lee wie der KFmmEealwa4l eeP 

B)erf:E 1 ,  S P -F. ff P , -lF ,  -49 ff P ; 6 ,  S P .' ffP , 
9 F  ff P , 111 ffP ; JJ � S P -66  ffP , -77 ; J 3 , � P -'3 ffP , 
-'7 P 

Art P 7S A4d P 3  L) wei d t  j edFc4 neneeü4er dee 4i d4er eet d c4ie ­

deeee Fäll ee di e BedFeder4ei t  aEf , dar dad sEFrEm eic4t für 

dad Laed iedge damt , dFedere ne treeet für die Wa4l4ereic4e 

Bremee Eed Bremer4agee zE 4ere cnee i d t P qad B)erf: 

B)erf:E 1 ,  S P -F. ffP , -'9 f P , 2S3 ; e4eefall d  
Spi ·:: ta , KFmmeetar , S P l 6 F  f P  

4at die d e  Di ffereezierEen kritikl F d  mit dem Hiewei d gerM
merkt , Bremee Eed Bremer4agee deiee die 114i dtFri dc4 nene4e ­

eee zwei iva4l4ereic4e I P  E d  4at zEdem aklienee lad d ee , dar 
dad sEF m gFe S % eic4t eFtweedin aEf dad ne damte Whlne­

4ie t  M 4ier : de d Laede d M qezFnee werdee mEr P Ie dFlc4ee 

eegee :reezee könte al d F  aEd zwiegeedee :rüedee , zE deeee 
die Er4a¸ tEen der Nar¸ameetari dc4ee FE�tiFedfä4inkeit ne­

recnet wir.d ,  gFm nl eic4ee ErfFlndwert j eder lvä4l erdtimme 

a4gewi c4ee Eed e twa der BildEen gFe SNlitterNarteiee eet­

gegeenewirkt werdee P Welc4e SNerrklaEdel Hrt P 7S H4 d P 3 L) 
meiet , id3  deieem WFrtlaEt eac4 j edFc4 Eklar P qie FFrmElieM
rnn 11 im Wa4l4ereic4 Bremee 4 z w • [HergFr4e4nn gFm )erfJ 
im lva4l4ereic4 Bremer4agee" kTnte eämlic4 me4rere d 4edeEM
tee: 

1 .  qad sEFrEm wird auf dad :e dŝtwa4lne4i e t  4ezFnee ; e d  mEr 
dic4 iedne dam3 al d qErc4dc4ei tt der ie dee 4eidee Whl4eM
reic4ee j eweild errEeneeee � znäc4dt ne trent zE 4erecnee­
dee PrF zeetza4¸ee erne4 ee P KFkret neeüntee daeac4 z P B P 
0 % NlEd 1 Stimme ie Bremee nd l F  % mieEd 1 Sti}e ie Bre ­
ler4ageeP qie d e  A�dlennn i d t  mit dem WFrtdiee gFe " 4zwP " 

freilic4 eEr dc4wer ie Eiklfem zE 4rieneeP Bei nterdc4iedM
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nie4 4F4ee da4n ee ,Fe Wa4n4ere c4tigtee ie Bremee Eed BremerK

4avee fü4rte di e ne treeete ¦rF zeet4 ere c4eng zEdem zE eieer 

da d iva4nerne4ei d ,erfän d c4eedee ňedia tidierEen der da4n der 

iihn erd timmee , wein keie zwieneeder :rEnd dafür erdic4tnic4 

i d t , dar die qErc4dc4ei t t d4ere c4enn aEf der Bad i d  der ne­

treeetee ¦rFzeet- Eed eic4t der Stimza4l ee erfFl nt P 

- S  qad §EFrm mEr j ewein d ie 4eidee i{a4n4ereic4ee ne dFedert 

errEenee werdee S Bei Eeterd c4iednic4 4F4ee dann ee ,Fe Wa5l­

4erec4ti nt ee ernaE4t die de HEdnenuen , die "4zwP " i P S . ,Fe 

Ç dFwF4n · M an d aEc4 f ,erd t e4t ğ eie Laede d½EFrEm ,ӄe weeiner 

an d S %    die ,er4iedert aederdei td  a4er di e 7Tnnic4kei t  

eiee d StimaEdnneic4d ü4er  die Whn4ereic4dnreezee 4ieaEd P 

Si e wird F ffee4ar ,Fm BOerf: ued ,Fe SNi tta ,ertre t eeS  

3 .  qad §EFrEm 4ezie4t dic4 eEr aEf einee der 4 eidee Wa4nK

4ereic4e S qi e d e  HEdnenEen iet erNretiert " 4 zwS " i P S P ,Fe 

Ç eetweder - Fder f P  Sie 4lei4 t  e4eefall d nter eieem Laede d ­

½EF rԳ ,Fe Ȓ % ,  d e d d ee a4d FnEte HT4e j edFc4 4 e i  Eeterdc4iedK

nic4 4F4ee da4nee ,Fe Wa4n4erec4tintee da,Fe a44äent m ie 

lvelc4em Wa4n4ereic4 die S % errEenee werdeeS Sie i d t m iedne­

damt ne d e4ee , die HEdnenEen m die di e Wä4nerdtimee m mei­

dtee 4erückdic4tint S 

qi e LT dnnee - .  Eed 3 P  nienee 4eide iner4an4 der dEnäddin­

kei t d greezee , die dad BVerf: 4i d4er aenedeEt e t  4at P  dwar 
fü4ree die  nn eic4ermar ee 4ei nterdchi ednic4 4F4ee da4n ee 
,Fe Wann4ere chtintee ie 4eidee Whn4ereic4ee zE nterdc4iedK

ni c4ee RrfFnnd4elÂertnnee der Sti}ee m lÂeil ie dem kneieeree 
Wa4l4ereic4 S % der Stimmee m die zEm f RrfFnn Ç der Oertre tnn 
im Laede dNarlameet fü5ree m eiee er4e4nic4 nerienere Stimmee­
za4l ,FraEdde3zee an d ie dem nrTreree Wa4n4ereic4P H4er di eK
de  renl eicheit wird ,Fm BVerf: aedc4eieeed an d " 4i d tFri d c4" 
hieneeFmee S Sie rec4tfertint dic4 darü4er 4ieaEd dadErc4 m 
dar eieerdeitd  dad §EFrum aEf eieee Tein de d Wa4nne4i e t d  4e­
zFnee werdee kan , aederd e.i t d  die de Teine e4eedFweein wie 
die Wa4n4e zirke a4dFnEt nn�i c4 nrFr zE d e ie 4rauc4eeP 

B)erf:E 1 3 ,  S S n  ll . , -F ; 1 3 m S P n-n  ll . ; 1 3 m  � S -'3 ll . , 
-'3 m  -'6 ffS ; 1 6 , S P n3F  ll . , 1�F ll . 
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D e n  e4eedo lTk c4tk± wie eieκ reie re c4eeri d c4e Stimnleic4­

4ekt i d t  dk e voe ekeer lvhl aEsne4emde betenra tiFnG'EnktiFe. 

ŉm ̞ie4l ic- aE' Gie i d t  eG vFe Belaeg , daß die Wf4lkrei Ge  

u a ke a4gernde t e d  zEdammeene4Trine d :aezeG  4ildee" ued Gic5 
' 

mk t dee "5i d tFri dc5 verwErzel tee Oerwal tEendnreezeeI  deckee. 

BOer':R 16 , S . lJF  'f � m 141 . 

Lad d en dic4 G omkt di e Bedeekee nenee Hrt . pQ H4d . q  àO ieGFK

l'ei  t aEGräEmee ,  al G die G e  wFrU Gic5 aEf Whl ee für di e BürK

nerdc4aft 4ezke4t , do tre tee Gie  wkeder 4ervFr ,  d Fwei t  dic5 

dk e d e  Norm aEf di e l·la4l ee für die Stadt4ürnerdc4aft der 

Stadtnemeiede Bremee 4ezie4t . 
Da eiee 4edFedere , aEc4 für Bremee al d :emekede nelt eede 

KFmmnalFrdeEen aEfnrEed de d Hrt . l 4Q LO 4k d4er eFc5 eic5t 

ernannee i G t , nil t  eac5 Hrt . i4. H4 d . l  LO di e Stadt4ürnerK

dc4aft al d OFl-Gvertre tEen i . S .  de d Hrt . -8 H4 d S l  ::. Sie 

" 4 e d t e4t aEd dee voe dee d tadt4remi Gc4ee lvä4lere ie die 

Bürnerdc4aft newählt ee Oertretere" . :ewählt ie di e d em Sine 

s ked a4er eEr die Oertre ter m deree Wf5lvFrdc5läne daG §uFӐm :ģ ʮ· ' 
ded Hrt . 7Q H4 d S q  LO erreic5ee. qie G e  OerknüNfnn fühot zu 

ek neþartknee Erne4ei d d ee.  

a 6  Wen dic4 dad âEorEm kmulativ auf 4eide Wa5l4erekc5e 
4ezie4t ( àTdEen - ) , daþn died die H4ne ordee t ee al d dtadtK
4remi dc4e kommnal e 7aedat d träner vFe ekeem âEFrm a44äenim m  
da d die dtadt4remk dc4ee Wä4l er eic5t . erre ic4ee kTeeee. qaG 
" Ool- "  ie der Stadtnemeiede : Bremee ( Art . -. H4 G . l  S Ì - G) 
kaee d el4 G t  mi t l o o  %kner Stimene5r5ei t  eic4t G eiee OerK
tre ter 4e Gtimmee , ween eic5t daG " OFlk "  ie Breӯer5avee weK
ekndteed Q % deieer StiUmee 5iezEfünt . qer RrfFlnGwert der 
d tadt4remidc4ee Wä4l erdtkmmee i d t  damit ü4er di e 4erkömmM
lkc4e nd neneiedeut G c4e Q %- SNerrklaEdel 4ieaEd durc5 BeK
dkennnee ekene dc4räe-t , di·e aErer5al4 de d Wa5lne4ie t e G  nd 
-volke d  verFrte t  nd de d5alb dac5'remd , fFlnlic5 ekc5t 11 zwie�. 
need" nd fEektkondadä½Eat i . S .  der Rec4t dprec5nn de G BOer'G 
dked. 

4 ɪ  Ween dic4 daG âEF rm alt enativ eEr aEf eieen deo 
4ekdee Whlvezirke 4ezie5t ( LT Gnm J 6 , daen kFmee al G 
G tadt4remi Gc5e 7ndatGtoäneo nuo G Flc5e A4neFrne ten in Be�
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3rac43 m für diree Wa5lvFrGc5lä.e daG sEF m alleie im Wa4l­

4ireic4 Bremee erre i c43 wFrdee i G 3 .  qi e G e  LT GEe. i G 3  4edee­

keefrei ; Gie  knn freilic5 im M kaEm Nrak3i Gc5ee n Rx3rem­

fall zE eieer zE .erie.ee -a5l vFe S3ad34ür.erG c5af3 Ga4.eFrd­

ee 3ee fü4ree m weee die Bür.erGc5af3 vFe Bremer5aveeer A4.e­

Frdee3ee f ü4erfremde 3 '  i G 3 .  qie . LT GEe. .il 3  a4er  ieG4e GFede­

re eEr dan , weee der PaG GEG de G Ar3 P l4. A4G . l  S P 3 LV I vFe 

dee G 3ad3oremiGc4ee Wä5l ere • • •  .ewä4l 3ee" aEf daG demee3­

GNrec5eede sEFrEm de G Ar3 . 7S A4G . 3  LO Gic4 4ezie43 P Rr kTne­
3e j edFc5 im Ra4mee der LT Gn. . ŋ aEc4 eEr 4edeE3ee m dar di e 

G3ad34remi G c4ee 7aeda3 G 3rä.ir ie der S3ad3 Bremee Fne j ede G 

sEFrEm n im Rx3remfall mi 3 l S3imme n .i՚ä4l 3 werdee -Tnee m 

weee Gie  eEr ie Bremer4avee S % der dFr3i.ee S3immee er­

reic4ee. :e.ee di e G i  Al 3erea3ive er4e4ee Gic5 j edFc4 die 

s chFe Áe3er 4 ) .emac43 ee Rie·äede . 

Tro 3 z  der Ueklar4ei 3 ee , die Ar3 . 7S A4G P 3  LV G Feac4 ee35äl 3 m  

End 3rF 3z der verfaG GEegGrec53lic5ee Bedeekee m deeee maec5e 

G eieer deek4aree AEGle.Ee.ee ' 4e .e.nee m 4raEc43 di e G e  wFrm 

eic43 al G .rEed.e G e 3 zwidri. 4eEr3eil3 zE werdee m weil Gie  

grEed.e G e 3 zkFefFrme be3erNre3a3iFeee GFwF5l al G :rndla.e 

für die Bür.erG cųaf3 Gwa5l wi e al G :ndla.e für die S3ad3­
4ür.erGc4af3 Gwa4l i rmT.lic53 . Da die Ge be3irNre3a3iFeee õ e­

dFc4 3eilweiGe  En3 erGc4i edl.c4 laE3ee m erGc4eie3 eiee verfaG­

Gn.Grec43lic4e KlarG 3elln. drie.eed erfFrderlic5 .  

4 ) Ar3 . lFl  L͞ : ̀F 3verFrdeEegGrec53 n - n n - - - - - n - n - - - n - n - n n n n n n n n n n n
Ar3 . l Fl A4 G . -  LV eFrmier3 eie wF 3verFrnEe.Gre c43 P Rr er­
mäc43i.3 dee Seea3 zm Rrla� vFe .e G e 3 z e Gver3re 3 eedee OerM · 
Frdnn.ee für dee ̎all , dar I aErerFrdee3lic5e rmG3äede e ie 
GF�Fr3i.e G Rie.reifee erfFrdere" . qie Ge  BefE.ei G G 3ell3 e iee 
aEßer.ewTnlic4e AEGeahme vFe dem re c53 G G3aa3lie4ee Eed de­
mFkra3iGc4ee :rEþdGa3z dar , daß Re.eln.ee im le.i Gla3ivee 
VFr4e4al 3 G4erei c4 eEr vFm Parlamee3 al G :e G e 3z.e4er erla G G ee 
werdee kTnee Eed dar x±a in di e G em Bereic4 die RxekE3ige 
eEr aEf.rEed 4e.reez 3er  .e G e 3zlic5er Rrmäc53in.ee 3ä3im 
werdee darf. qenF c4 laG Gee Gic5 ie j eder P5aG e  deo oec53G ­
G 3aa3lic4ee Eed demFkra3±Gc5ee OerfaG Gn.G ee3wi ckln. wF3 M

- .  
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verFrdnEnndrec5t e der RxmkEtive nfc5wei d en.  Sie dind in den 

meis ten nenenwäotin nel tmndmn Lndm dverffd dnnen ent5fl ten ; 

dfd GG kennt die  in Aot . Bl nd 119 , 5ft dim  fbeo im fEdgeM

dprFc5enen Genendftz zE Art . '. Abd . 2  RO End der fn i5n fn­

knüpfendmn Prfxi d fn mnnm Uftmoi mllm nd poF z e d dEflm Gomnzmn 

nebEnden. -wfr dind dim  für di m Lndm dverffd d�nmn nic5t 

verbkndlic5 eDli, zmfl die in b e d Fndereo Wmi d e  fn 

dad Owrfa5rmn End die ßFmpwtmnzmn der BEnde dge d w tzgwbEnn fn­

lmüpfen . Aber die  zeinmn fn , dfß di e nrQ�dne d e tzlic5m HFUF­

nenität d d trEktEr nEr min fEdnf5mdwei d e d  nd mnn bmnrmnzt e d  
wF tverFrdnnndom c5t dmr RxmkEtivm nm d tfttet , dfd die PoäM

p Fnderfnz der Frdentlic5mn Ge d e tznmbnn nic5t Um5r fl d nTtin 

bm mintoäc5tinen dfrf. 

Hrt . lFl Abd . -  LO b m noenzt zwfo dfd wFtverFrdnnndomc5t nic5t 
fEddoücklic5 fEf den Ffll m dfß dim Bürnerdc5fft nic5t om c5t­

zeitin zEdfmentre ten kfn , dFc5 nm5t die d m d  RrfFrdmrnid fEd 

Art . 99 ,  lF'  LO d Fwim fEd deo OmobindEnn vFn " dFfFotinm d Rin­

nreifen" nd " dFfFrtinm Btätinnn" 5ervFr. qfoübmo 5infEd 

trifft dim wF tveoFrnnndkFmp m t mnz fEc5 zE m wen dim Yüonmo­

dc5fft nic5t tätin werden will . qim üboinmn Lfndm dvmoffd­

dnnmn d c5li eß en die d mn Ffll zwfo fEd , Art . Bl GG bm5fndmlt  
fber nmrfdm i5n . Hndmrd fld dmo YEndm d tfn bei Art . Bl ZZ i d t  
di e Bürnerdc5fft j edFc5 nic5t nmzwEnnmn ,  ein b e d Fndmomd AEf­
5ebnndn. d . tz zE mrlf d d en ,  d Fndmon e d  nenünt dim d c5lic5tm 
OerdfnEnn d'er B;ätinnn , EU dfd AEßerkoffttrm tmn dmo NFt­
verFrdnnn zE verfnlfd d en .  qfß dim OmrdfnEnn nic5t d mlbdt 
di e AEf5mbnn bewirkt , dFndmon nEr zE i5o vmopflic5tm t , 
kfn m neUe d d en fn Art . Bl GG , kminen poinziӅi mllmn omc5td­
d tfftlic5en Rinwändmn bmnmnmn. 

qim b m d tätinte wF tvmrFodnԴg nil t fl d RxekEtiՙmoFodnnn 
fFrt . qeUnenenübeo bmdmEt m t  dim FiktiFn ded  Art . Bl ZZ m dmo 
dFrt vFn der BEndm domnieoE~n nd deU Yndmdrft fEdnm5mndm 
Rec5t d . t zEnndfkt dei  min fTrUl i c5md  Gm detz , kmin Mm5o fn 
ãe c5t d dtff tlickei t ,  weil in b.midmn Fäll en mnt dc5midmnd nEo 
i d t , dfß dmr

. 
Fodmntlic5m duoc5 dmn fEßm oFrdmntlic5mn Zm dmtz­

geb eo modmtzt  wiod . qmo  Sfc5m nfc5 ntmod c5midmn dic5 dim 
bmidmn Rmc5t datznndktm fl d F  nic5t wm d mntlic5. Fomilic5 
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vermeidi t di e FiktiNe de d Art . .1 :: ne d e t z e dvertre t iede VerM

NrdeEenee , deree Vereie4arkeit mit dem nrEedne d e t zlie5ee 

Rec5t d d taat dNrieziN zwei fe�5aft i d t .  
I 

Vnl . di e wac5wei d e  4e� 8auez ie : ̿anz-qürin­
HerzNn m :: , Bd - m  Rden 'lN zE Hrt . .N ( s . 6 6 .  
qad BVerf: - R p ,  S . -B- ff. , -9l ; R . ,  S . -p4 ff. m 
JN6 ; helic5 BVew:R l m  S . lN. ffn , -1'  ff. M
4e tNete znäc5d t  dee Ü4ernaendc5arakter de d Hrt . 
1-9  H4d n J  :: ; ie d e ieer eeEeree Rec5t dNrec5Een 
lmüNft e d  ae i5e j edNc5 allnemeiee Re c5t d d taat d­
nrnddätze : R -- m S . l ff . m l -  f .  

qa  Hrt . lNl H4 d n - LV eiee gNrnrndne d e tzlic5e wNrm i d t m 

kTnte er  mi ttel4ar dErc5 Hrt . l-9  H4 d n J  i n V . m .  Hrt . l -9 

H4d . -  :: aEfne5N4ee wNrdee deie n  Hrt . l -9 H4 d n J  :: dNll dem 

dNn. gereiefac5t ee :e d e tzne4nndverfa5ree eetneneewirkee nd 

ger5ieden m dar dic5 der :e d et zne4er deiee d :e d e tzne4Eend­
re c5te d  4eni4t . qe d5al4 5e4t er E n a .  ne d e tzlic5e Rrmäc5ti­

nnee aEf m di e dee Rrlar gNe Rec5t dvNrdc5riftee n Stelle  

vNe :e d e tz ee ne d tattee nd RxekEtigverNrdennee dee VNr­

raen ded fTrmlic5ee :e d e t z e d gerl ei5ee . qie d em -we ck eet­

dNrec5eed erd treckt er  dic5 aEf alle  eiefac5ne d e tzlic5ee Er­

mäc5tônȸnee   er d t e5t j edNc5 aEddrüpklic5ee verfad dEngd­
rec5tlic5ee Rrmäc5tinnee wie Hrt n ll 9  :: eic5t eetnenee. 

b5eee died · l aede dgerfad dnndrec5tlic5e wNtverNrdnnnder­

mäc5tô nEenee darie vernleic54ar m äar aEfnrnd i5rer der 

eiefac5e Laede dne d e tzne4er eic5t aEd eineeem Ret dc5lEr m dNe­

dere iefNlne eieer verfa d dnndnmi ttel4aree FEktiNed4e ­

d c5räekEen eet detzt  wird nd dar der aEßerNrdeetlic5e :e­
d e tzne4er eEr aEdeahmd·eid�  4ei ne d e tzn.4.ri d c5ee ktiNed­
eNt dtäedee tätin werdee darf. Wä5reed Hrt . l -9 H4d . J  :: die  
eNrmal e :e d e tzne4nn im Blickfeld 5at Eed für die  Rrmäc5ti­
nEegdne de t z e  aEd dc5li eree will m 4e treffee verfad dnndrec5t­
lic5e wNtgerNrdennd ermäc5tinEnnee demneneeü4er die aErer­
Nrdeetlic5e :e d e tzne4Een , d . 5. nerade die SitEatiNeee m ie 
deeee di e eNrmale :e d e tz ne4Een eic5t fktiNeiert m fNlnlic5 
aEc5 eic5t deleni eree kan� HôeraEd er5ellt m dar Hrt . l -9 
H4 d . 3  G eicht aEf wNtgerNrnnnd e omäc5tinnee wie Hrt . lNl 
H4d . -  LV bezNnee i d t   d i e  werdee gNe i5m eic5t erfaßt. 
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Dem kan aEc4 eic4t eetneneene5al tee ,,erdee , daß der ParlaK

mee3ari dc4e Rat im OerlaEf seieer Yeratnnee ü4er ein wF tK

,erFrdenndre c4t M der eetdprec5eede Hrti-el wErde ie der 

4. Le dnn ded ŇaENtaE d d c4Ed dɾe d ne dtric5ee M

,gl . , n DF e¹¹ieg-FüßleieMňatz , JTR wF - ,  S . 6FS  ffÌ , 6-3  

eie im  Herreec4i emd e er RntwErf ,Frne d e5eee d wF t,erFrdeEnndK

rec4t der Laededrenie nnen aEdd¾üc-lic4 ne d tric5ee 5a4e . 

Ueaèhännin da,Fe , aEd welc5en 8Fti,ee die d e  Streic5Een .rK

fFlnt i d t , 

der Yeri c4t ie JTR wF - m  S . 6 F S  ff. ni4 t da¾ü4er 
-eieee HEfd c4lEß , 

4ei der dc4ließlie5en wic4taEfehme der ge damtee wF t,erFrdK

eungdrenelnn ie dad :: läß t  dich daraEd -eine f HEf5e4Enn f 

laede d,er°addÁendre c5tlic5er wFt,erFrdennd ermäc5ti nEenee , 

e hra dErch 4eredt e d  Sc5\'ein.e , 5erl e i t ee .  Rin dFlc5er RinK
nrif° ie das Sel4 d 3Frnaei datiFndrec53 der Länder 5ät t e  anne­
ӿi c4t d der fTderalidtidc4en :rEeddtrE-tEr de d :: einer audK

drJc-lic5ee Renelnn ü4er die HFmFneei tätd4e d timmnn dad  
Hrt n -8 :: 5inaEd 4edErft . 

c ) Hrt . l -1 LO � YeneadinEendrec5t 4ek  TFde d d trafe M M M M M M M - - M M - M M - M M M M M M- M M M M M M M M M M M- M -- M M -M M MM
OFe dee Ye dtimnnee ded  Hrt . l -- LO i d t  H4 d . - indFwei t  neK
gend3aeddlF d , al d Hrt . l F -  :G di e TFde d dtrafe a4ne dc5afft 5at . 
Spk 33a 

Kommee3ar , S n --S , 
deÁ3e 3  dad Oer5äl 3ek d der 4eidee ŏFrmee im Sine einer SEdK
peedkernn der  Laede d,er°ad dnndnFrm , d F  daß Hrt . l-- H4d n -  
LO ereeEt a-tEe·l werdee -öne , wen dad :: die TFde d d trafe 
v1ieder eie°ü4re . Rine derartine ŏFrmdEdNeedi ernn i d t  zwar 
dee-4ar ; die d e t z t  a4er ,FraEd , daß Hrt . l -- H4d . -  LO dic5 
weder ni t Hrt n lF -  G: de c-t nFc5 im 'riderdNric5t Ì qad -TnK
te der Fall d eie ,  wen Hrt n l-1 H4 d . - LO l e dinlic4 die Ye­
deEtEnn eieer LaededFrnaei datiFedeF¾m 5ätte , deren nwendK
4arkei 3  dErc4 die ande¾weitin zEneladd iee TFdedd trafe ald . 
͗at4e d taedd,FraEddetznn 4 edinnt i d t . Sie i d t  f4er mehr , 
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weil erd3 aEd i4r mi 3 lande dgerfad dEn.drec43li c4er Oer4indM

li c4kei 3  4ervFr.e43 , daß die in Hr3 S 5  H4d S -  LO .ewä4rle i d 3 e M

3 e  Ungern e 3zlic4léei 3  d e r  PerdFn nic43 die :aran3ie de G 

¹end c4lic4en Le4end Emfaß3 .  bndFwei3  d 3ell 3 Hr3 S l -l H4 d S -  LO 

di e lande dgerfa d dEnndre ch3lic4e B e d 3ä3i.En. der zEgor einK
fac4.e d e 3zlic4 zE.ela d d enen Tode G G 3rafe dar nd widerGpric43 

dami 3 Hr3 P lo -  G. 
Zud�m 4ein4al 3 e 3  Hr3 S l F -  k nac4der Rec43 dprec4n. de G BOeG 

ń 18 , s P 11 -  ffS , 116, 

aÁc4 dad cer4F3  Ş den Ric43er , die TFde d d 3rafe zE ger4än.en 1 

e4endF ,,ie  dad Oer4 F 3  n die ńxekE3ige , 4ere i 3 G  ger4n.3e 

TFde dEr3eile zE gFl l d 3recken S Hr3 . l -l H4d S -  LV G 3 e43 aEc4 

mi3 di e d en cer4F3en nic43 me4r in Eiuclan.S 

:emäß Hr3 S l -3 H4 d P l  G .il 3  Hr3 S l -l H4 d . -  LO nic43 Ue4r for3 . 

d )  ��!!���-��� y���������!����-���������! 
Art S l -- Lc erklär3 cölkerrec43 dre.eln zE Landedrec43 , die 

nn¹e4r Ar3 S -5 :: al d Bnde drec43 mi 3 cFrzE. gFr den einK

fac4en :e d e 3zen aEdwe i G 3 S TrF3 z  de d Narallelen Wor3lau3G  

4andel3  e d  dic4 nic43 Em eine dac4lic4e En3 dprec4n. m weil 

nac4 der bkFrpFra3iFndre.el de G Hr3 . -5 :: die all.emeinen 

ãe geln de d Völkerre c43 d den Bnde d ge d e 3 z en gFr.e4en nd daK

mi t j edenfall d  rang4ö4er al d j ade Hr3 gFn Lande dre c43 dind , 

al d F  auc4 cFrran. gFr der Lande dgerfa d dEe. . 4a4enP  AEßerdem 
i d 3  aEf den Un3erdc4ied Ͱlv.d c4en den k all.emein anerkan3en 1 

ãe.eln ded  Oölkerrec43 d in' Hr3 S l - -  LO ( ü4enFmmen gFn HrL . '  

i.V ) nd den allgemeinen R�.eln ded  OTlkerrec43 G in Hr3 P -S  < 
hinzEwei d en S  

͎i e4e dazu einerdei3 d  ndc4ü3z , KFmmen3ar m m. ' 
zE Hr3 S 4 ;  anderGe i 3 d  g S MangFld3-Klein , Bem• bbb - 4 
zu Hr3 S -5 , S S 675 fS ) S  

Hr3 S -5 :: 4a3 dFmi 3 den Hr3 S l -- LO alG widerGprec4ende Norm 

.emäß Hr3 S l -3 :G kFndȷie.3 . 
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HV3 . n -� LV eVmäc53in3 vFe Verfad dnnnd wenee dee Seea3 zEm 

EVnar ne de3zedaEdfü4reeder Rec43d- nd VeVwan 3EendverFrdenK

gen vĖ rb ehal t l ich fnderdnaE3 eeder ne d e 3 znic4er Be d 3kmmnnee . 

EVmäc4tiuendnreezee nk43 er dadurc4 ae m dar die RӮächtiK

nuen aEf HEd fü4VEegdverFrnnnee e kege d c4räué3 k d 3 .  Hkedkc53· 

nke4 deV VeVwan 3uendverFVdennee 4e dan3 die d e  Renennn eEr 

Sen4 d 3veVd 3äednkc5e d nd 4enenne � da4eV ¶ekeernek Bedeekee ; 

hiedkc43lkc4 der Rec5t dverFrdennee köi�te dke  kede d d ee prFK

4nema3kdc5 deke . 

Eim�äede köee3ee dich daraEd eVne4ee , dar HV3 . n -� LO di e RrM

mäc53knn zEm Ernar vFe Rec43 dveVFVnnnee den4 d3 mk33elK

4aV er3ein 3 , ekc43 eEr dem :e d etzne4er vFr4e4än 3 m  nd dar m 

andeVd al d ke HVt . .F G, kekee aEddrüc-nkc4e BenVeezuen mönM

lic4eV EVmäc43inEnnee eac5 " Ie5an3 ,  ->vec¶ nd HEdmar " d3a33K

fkede3 .  ii ermk3 weVde , dF  l är t  dkc5 aVnEmee3keree , der 

:Vnddatz aed  :ewan3 ee3 eknnndprkezkpd m dar dke Rec53d . 3 znm 

im Bereic4 de d n eni dna3kve.e cFr4e4an 3 d  anneke dem Parlfmee3 
al d :e de 3zne4er zukFme nd eEV aEdea4mdwe k d e  j ewein d· ke 

eegen :Veez ee an dk e Exek�3ive den enier3 werdee köne m auf­
gene4ee ; dami 3 >veVde dad HFmFneek 3ät d ne4F 3 ded  Hr3 . -. G 
4kedkc4tlkc4 des  áeVkmal d �ec43 d d taa3 k . S . di e d e d  :rndne­

de3zed  ver·e3z3 . 

Di e d er Eiewaed triff3 j edFc4 ek c43 zE. HEc4 wen mae davFe 
aEdne4t , dar HV3 . ĹF G: , deV nmi 33en4aV eEr füV Rec53 dverM
Frdennen aEfϿVEev 4nde dne d e3znic4er EVmäc53innn nin 3 m 

vnn . dke Nac4wei d e  4ei áauez ke � áanz-DürknĢHerzF n m  
:: , Bd - ,  RdnV . n 9 z E  Hr3 . .F ( S . n F ) m  d e V  d k e  dkrek3e 
nwendnn voe AV3 . .F H4 s . n  S . n  :: veVeeie3 m für H4d . l  
S . 2 - 4  aèer è e j a4t ; anlnemeie Ë negee ekee mk3tel4are 
Ü4ereahme des  HVt . ˇF H4 d . n  :: � BVerf:E 1 - ,  S . 319  ff. m 
1 � , S . 25ŋ  � f . , -66 ; He d s . S3:Ň ,  rr3 . v . � . 1 - . l96. m 
DOV 1 9 6 9 , S . 6 J 4  ff.  

an d HEdfFrmnn de d :ewan 3eeteinGndpriezkpd anlnemekee BeM
deE3nn für di e HEdne d 3an tnn de d Rec43 d d 3aa3 d  k . S .  de d :: 
4a4e m 

vnl . MaȠz , aä́ , Rder . l 9  zu HV3 . .F ( S . l F  f . ) ; 
BVerf:E n m  5 . 14 ff. m S 9  f . ; 7 ğ  � . -�� ff. m -S3   
l ß , 5 . 5 2  ff. m S 9 m 
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nd daher üLer Ur8 5 j8 bb wi8 8 e�La/ au0h Jür di e Lnde sver­

Jas sungen norma8ive lvirkng en8Ja� 8 e , so i s 8  die s e/ m/inzi­

pie��e /e0h8 s s8aa88i0he beha88 de s Ur8 5 Bo bb du/ch U/8 . 8ē4 

LV nicV8 ve/l e t z 8 5  Indew Ur8 5 lj4 di e. Ermä0h8iung von vo/n­

herein auJ musJühngsve/ornngen 1 e g/enz 8 , schließ8 e/ 

so,vohl ge se8zver8/e 8 ende al s au0h ge s e8 ze/gänzende Ve/o/d­

nngen aus nd ·Les8im8 den �wJang de/ Erwä0h8iung du/cV 

Bezugname auJ die ane/knn8 e  �wsch/eiLng des Beg/iJJs 

UusJührngsvero/dnngf daVin , dß die Vero/dnngen keine 

neuen Be/e0h8igngen nd Ve/mJ8i0h8ngen L e gründen 7 s onde/n 

nur die 1erei 8 s  iw bes e 8 z  en8ha� 8 enen Lzw 5  ausge sm/ocVenen 

smezia8isi e/en dü/Jen5 

Vgl . e5 Klein ,  Ve/ornngs emä0h8ingen na0h deu8­
s0hew VerJas sngsre0h8 , in : gie ÜLer8/agng /e0h8­
s e 8zender bewal 8 iw Re0h8 s s 8aa8 , 1ea/L 5 v 5 benze/ 
nd EinLm0k ,  erauɃJur8 195 j , 5 5 4 j  JJ 5 mi8 Wei8 .  
Na0h·eisen ; Hans J .  VolJJ , Vewal8ngs/e cV8 m m  
Ȕ . Uu�'l . 1968 7 § j5 VII (5 . 1 jo Q 5  

Ri0h8 meV/ al s eine sol0he Beg/enzng Will A/8 . 8o G ,  de/ ŀ a  

ā e inG generelle Eins0Vräucng auJ UusJührungsve/o/nngen 

enthäl 8 ,  dadur0h errei0hen , daß er vors0hrei1 8 , kk Ihal 8 7 

Zwe0k nd Uusmaß der Erwä0hti gng wüß8 en L e s8 im8 sein .  

Na0h ü1ewi egender UuJJas sng We/den dur0h die s e  Beg/enzng 

ge se8zergänzende Ve/ordnngen , im �n8e/s0hied zu U/8 5 8M4 LV 7 

ni 0h8 ausge s0hlos sen ,  \len Ihal8 ,  z,,e0ô nd Auswaß in de/ 

E/wä0h8igng angegeLen sind• 

Vgl 5 KĂ e2n , Verordnngs ermä0h8igungen na0h deu8­
s0hem Verfan sngsre0h8 ·, aaO , 5 5 6 j  JJ5 w 5 Wei8 5 Na0hW . ; 
B 5 volJJ , UöR Bd 78 ( 1958 Q , 5 5 194 ; Hans J . RolJJ , 
Ve�val 8ngs/e0ht I ,  § j5 VII ( 5 5 119 J . Q ;  BVe/JbE Mo , 
5 5 ē57 Jf 5 , 269  J.  

Da Ur8 5 l ē4 LV dxr0h di e Beg/enzng auJ UusJührngsve/o/nn­
geĕ dew be setzgeLer von voherein den Reg a1s 0hneide 8 7 Jü/ 
Les tim8e begenstände die wa8erielle Rege8ng als sol0he n 
di e E½eku8ive zx über8ragen und si0h dami 8 seine/ Ve/n8­
wo/8ng zx entleĴigen f Was au0h Ur8 5 So bb en8gegen de/ 
P/a½i s ge se8zver8/e8ender Verornngen n8e/ de/ RV ve/­
Vinde/n Will - , L e s 8 ehen gegen eine Ļenerelle E/wäcV8ing 
zu sol0he/ar8 Re0V8sve/o/dnngen iw �nte/scVied zu de/ in 
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Urt 5 So bb gîJorderten j eWei8igeV Smezia8erwä0htig~g keiVe 

re cht -- taat8ichen BedenkeV ; die vor- grndge -etz8icheV 1aV­

de -verJa- -~gen eVtha8teV -ie Vahezu a88 e v  

Urt . 8M4 1� gi8 t dewgewäß fort v 
. . 

E1eV-o Hn- J . ȶo�nn ,  �ewa8tng-re0ht I ,  § Å5 VII 
( S v 8Mo Q ; Woh8 au0h Spitta , KomeVtar , S v ÅÅ9 f� 

Urt S �35 LV : 

gie iV A/t v 835 U1 - v 8  1� garntierte Una1häVgigŁeit der ri0h-

ter8i0heV beWa8t i - t  iw We -eVt8ichen in deV Urt 5 9 M  nd 97 

U1- v 8  bb eVtha8ten , die ŀ edoch iV- oWeit WeitergeheV , a8 - -ie 

die UVa1häVgigkeit au-d/ü0k8i0h dew einze8neV Ri0hter nd 

nicht Vur in-titutione88 der Ē1 richt er8i0hen beWa8t "  bzW v  

den Ēk beri0htenkk geWähr8ei-ten v  g a  Urt 5 83 5  U1- v 8  1� -owit 

tei8Wei-e  wit dew bb identi -0h i - t  nd ihw tei8Wei-e wider­

-mri0ht , i-t  er auJgeho1eV nd _ gilt  Vi0ht weh/ nort v 

Iw Erge1ni - Wi e hier Spitta , KomeVtar , s � Å5o v 

Urt . �36 LV : 

bewäß Urt . 98 bb ha1en -ich die Re0ht -verhä8 tni- -e der 1nde-­
richter na0h den iw bb -e81-t  Je - tge8egten StrkturmriVzi­
mien -oWie nach den auJg/nd de - Urt S 9 8 U1- 5 J  G erla--eVeV 
Ramenvor-chriJte� de - geut -0hen Ri0hterge -etze-  vv 8 v 9 � 19!1 . I 
( BGB8 v I ,  Œ v �66S  = BGB8 v III Jo8-� Q zu ri0htenv Ko88i-ioneV 
zWi -cheV die-en 1unde -re0ht8i0hen Norwen nd Urt v 8J6 1� tre­
ten iV zWei Fä88en auJ " ger iV A/t v l36  U1- . l  LV vorge - eheVe 
Ri0htewahlau--chuß i-t  voV Urt v 98 U1- v 4  bb Vur dan gede0kt , 
wen eine - -einer -enatori - 0hen Mi tglieder der Senator für 
da- Ju- tizWe -en i - t  oder Wen er die Be tei8igng de- S enators 
für da- Ju- tizwe -en ne1en �ew Ri0htewh8au--0huß Vi0ht au-­
- ch8ießt v  Für 1eide �tenativeV �äß t  Urt v 8J6 U1- v i  1� Ram , ' 
-o daß er verJa- -ng-konJorw iVtermretiert werdeV kanv 

Entgegen Urt . 98 U1- v 5  S . J G ordVet U/t v 8J! U1- v J S v 8  1� die 
.. 

2u- tndigkeit dew Įtaat-geri cht-hon -tatt dew B�ernb zuv n�
- oWeit i - t  er gewäß U/t v 8Å3 Ubs v l  G auJgeho1eVv n-oV-teV 
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i s t  Urt . l36 U1 s .  3 LV j edo 0h . ,,eder dur0h das GG no0h dur0h 

die § §  58 �� . Bȵer�GG au�geho1en ; vTelwehr enthält § 6 M  

BVer�GG eTnen ausdrü0ÔlT0hen Vor1ehalt zunsten d e s  »oV 

den §.§ 58 ��. Bȵer�GG a1l,eT0henden ȯande sver�as sngsre0Vts .  
,. 

Von Urt j l36 LV gTl t  �olglT0V Vur die TV U1s . 3  S . l getro��ene 

GerT0Vt szuständTgkeTt snornng VT0Vt wehr �ort j 

Urt . l38 LV : 

gie RT0hterauɃlage au�grnd des Urt . l3 8  LV T s t  e1an�alls  

dur0h Urt . 98 U1s . 5  5 . M k gede0kt . ger ȳat1 e s tand des  Urt . 

1 38 U1s . l  LV Wei0ht »on dew de s § 336 StGB - Re0hts1eung -

TV s eTVeV Voraussetzngen nd TV seTnem S0hutzut a1 7 so· daß 

dTe 1nde sge s etzlT0he Stra�Vorm dT e lande sver�as sngsre0ht­

li0he Nom nT0ht koVs}T ert Vat .  Da Urt . ̈́8 Ubs . 5  S j ȫ G j e ­

do0h zWTVgend dTe ZustäVdTgkeTt de s BVer�G »ors0VreT1t ,  T s t  , . 
die ent spre0hende ZuständTgkeitsregelng Tn Urt j l38 LV au�-

geVo1en. 

Art S l4l LV : 

Urt . l4l LV ent smri0ht Tw ¼e·sentlT0hen dew Urt . l9 A1s j 4  GG 

i . V. w. § 4o VwGO . ga Urt . l41 5 . M LV dew einzelneV keTn dTreÔ­

tes  hlagere0ht gegen Re 0ht s»erordnngen e inrä}t 7 geht er 

nT0ht ü1er § 47  VwGO hiVaus . •  Urt . l4M  k hält dTe dew Urt . l9 

U1s . 4  k eVt spre0henden Lnde sverïas sngs1 e s tTmngeV VTcht 

au�re0ht . Inïolgede s sen T s t· Urt j l41 LV wTt IVkra�ttret eV de s 

GG außer hra�t getret en.  

g ) Urt . 148 LV : Gemeinde,,ahlre0ht --- - ------- --------- ------ --

. . 

Von den BestT·ngen des  Urt . l48 LV T s t  dTe des  A1s . l  5 . 3 

mro1lewatTs0h.  Uuf sTe urde 1ereits  Tm ZusamehaVg mTt 

Urt . 75 LV eTngegangen. 

MTt der dort dargelegteV e�Vs0VräkendeV InterpretatToV gTl t  

Art . l48 U1s . l  5 . 3 LV ïort . 
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Im Ergebnis gelten sonach von den Bestimmungen des Dritten 

Hauptteils die folgenden nicht mehr fort: 

Art.l2l; Art.l22; Art.lJ5 Abs.l; von Art.1J6 Abs.J S.l und 

von Art.lJ8 die Regelngen der Gerichtszuständigkeit; 

Art.l4l. 

; 
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IV. Die t5bergangs- und Schlußbestimmungcn. 

lvährcnd die Vorschriften des Ersten und Zweiten Hauptteils 

aus kollisionsrechtlichen Gründen hinter das Bundesrecht zu­

rücktraten, ist die Geltng der bergangs- und Schlußbestim­

mungen Art .15o bis 155 LV aus vor1viegend lande sverfas sngs­

rechtlichen Gründen aufgehoben. In der Regel handelt es sich 

dabei um landesverfassungsrechtliche auflösende Geltungsbe­

dingungen. 

Art.l5o LV, der Verfahrensbestimmungen für landesrechtliche 

Abtleichngen vom Reichsrecht normierte, galt nach seinem 

Abs.2 nur "bis zum Ikrafttreten einer Verfassung der deut­

schen Republik". Der Artikel, der vor Erlaß des GG gültig 

war, weil die Länder damals über Reichsrecht disponieren 

durften ( arg. Art.l25 Nr.2 GG ) , 

BVerfGE 2, S.2J7 ff., 252 f.; ferner BVerfGE 11, 
s.s9 f'., 95, 

ist mit Inkrafttreten des GG außer Kraft getreten. Seine 

Furu<tion, die Rechtseiu�eit trotz staatlicher Zersplitterung 

durch erschtverte Abänderngsvoraussetzungen zu ,,ahren, \vird 

nmehr vom GG erfüllt. Ungeachtet der 1947 vorhandenen Vor­

stellungen des Bramischen Verfassunggebers über die Struktur 

und territoriale Ausdehnng jener "deutschen Republik", hat 

das GG als die Verfassung der Bremen übergeordneten Bundes­

republik Deutschland die in Art.l5o Abs.2 LV gemeinte �c­

tion übernommen. Auch soweit früheres Reichsrecht nach Art. 

123 Abs.l GG i.V.m. Art.Jo GG als Landesrecht fortgilt, hat 

Art.l5o LV seinen Sinn verloren. 

Art.l51 LV, der Zuständigkeitsübertragungen auf zonale und 

überzonale Organisationen gestattete, sollte mit der Konsti­

tuieng einer "deutschen Zentralregierung" gegenstandslos 

werden. Seine Geltng war durch den damit bestimmten Ablauf 

der 11Übergangszeit11 auflösend bedingt. Diese Bedingung ist 

eingetreten, so daß die Geltngskraft auch dadurch nicht 

wiederaufleben kan, daß in nachgrndgesetzliehen kooperati­

ven Länder- und Bund-Länder-Einrichtngen neue nw e n�ungs­

bereiche entstanden sind. 
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Art . l 52 LV , durch Inkraft tre ten " der knftigen deutschen 

Verfas sung" gel tngsbedingt , i s t  durch Art . 31 GG ersetzt  

worden. 

Art . l 53 LV , der zu no tbedingten ge s etzlic·hen Grndrecht s­

eingriffen ermächtigt e ,  i s t , weil Art . ll ,  1 2  s owie Art . 2 

Ab s . l ,  1 3 , 14 GG lddersprechend , gemäß Art . 31 G außer Kraft 
ge setzt  worden. Von Lnde sverfas sngs wegen sollte  er spä­

t e s tens am 31 . 1 2 . 1949 außer Kraft tre ten . 

Art . l54 LV , der Entnazifizierngs - nd Entmilitari sie rngs­

vorschriften für e ine Übergangszeit  von den Be stimngen der 

LV di spensiert , sollte  nach seinem Abs . 2  mit dem 31 . 1 2 . 1 948 

außer Kraft tre ten. Das i s t  ge schehen , weil e ine verfas­

sngsre chtlich zugela s s ene Fri s tverlängerng durch Ge setz  

nicht erfolgt i s t .  Al s eine solche Fri s tverlängerng knn 

nicht der Erlaß von Sachge s e t z en auf dem Gebie t  der Befrei­

ng de s deut s chen Volke s vom Nationali smus nd Militari smus 
nach Ablauf j ener Fris t  gelten. · 

Brem . Ge setz  v . 7 . 2 . 194, ( GBl . S . 28 ) nd v . 4 . 4 . 195o  
( GBl . S .  4 3 ) • 

Sie konten folglich nur nter Beachtng der Brami s chen LV 
und nach dem 23 . 5 . 1949 zusätzlich des  GG ergehen , weil rt . 
139  GG nur die vorgndge s�t zlich " erla s s enen Rechtsvor­
s chriften " yon der Grndge setzmäßigkeit fre i s t ell t .  

Vgl . zu Art . .3 9  G v . Do eming-üßl ein-Matz , 
JöR NF 1 ,  5 . 897  ff. - Zur Beurteilung der 
Art . l5o bis 153 LV im Ergebni s wi e hier 
Sni tta , Kommentar , 5 . 268 f .  

Art . .55  LV behäl t , obwoh. er mi t der  Verkündung , der Publi­
zie ng nd dem Ucrafttre ten der Brami s chen LV erfüll t  i s t , 
seine Bedeutung für die auch künftighin re chtserhebliche 
Fe s t stellung des krafttret ens der LV nd des Aßerkraft ­
tre t ens der ihr entgegenstehenden Lnde sge setze . 

Im Ergebni s sind als o  die Art . l5o bis  154  LV nültig nd 
damit nicht mehr Bestndteil der LV • 

. . 
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Zusammenfas sung der Ergebni s s e  

Von den Be stimngen de s Ersten , Zweiten nd Drit t en Haupt­

teils  sowie de s bergngsē nd Schlußteils der Brami s chen 

LV , d , h, von den Artikeln . ē 2o , 21ē 6 3 ǿ . 64-149 , l 5oē.55 

gelten di e folgenden Bestimngen nicht mehr fort : 

Aus de� Ersten Haupttei. 

Art , 2 Ab s , 2 ;  Art , 5 Ab s , 4. nd 6 ;  Art . 7  Ab s , .  s , 2 nd Abs , J ;  

Art . .2 Abs . 2 ;  Art , .3 Abs . 2 ;  Art , .4 Abs . 3  5 , 2 ;  

Art , .5 Abs , . ,  3 ,  4 nd 5 ;  Art , .6 ;  Art , .7 ;  

Art , .9 LV gilt  mi t einer b e stimten Interpretationsmaßgabe 

fort , 

" . f I 
Aus dem Zweiten Hauptte�.{ .- • ': .. �.L . � .�:. ' U- .. ·r) . . Ü...,· V ) 

' ,�o-,- I • ' 

Art , 23 Abs , 3 ;  Art • . 28 ; Art . 4. ;  Art , 42 ;  Art . 44 ;  

Art , 45 Nr, 2 Ē  3 nd S ;  Art , 5o Abs , 2 ;  Art , 52 Abs , 2 ;  

Art , 55 Abs , 3  nd 5 ;  Art , 5y Abs , 4  S , J ;  Art , 58 Abs , l ;  

äer übewiegende Tei. von Art , 6. 5 , 2 ,  

Al s Bnde srecht gil t weiter Art , 55 Abs , . , 

Aus dem Dritten Hauptteil 
/. J • •  

Art . . .. ;  Art , . 2. ; Art , .35 Abs . . ;  von Art , l 36 Abs , J  S . l · ; 

von Art , . 38 di e Regelng der Gericht szus tändigkei t ; 

Art , .4. . 

Aus den bergangs- nd Schlußvorschriften 

Art , .5 o  - 154 LV, 

t�erb.ickt man die verbleibenden Normen insge samt nd ver­

gleicht sie mit dem Komplex der aufgehobenen Normen , dan 

s tellt sich di e erage , ob der vom Ers ten nd Ϙllei�en Haupt­

teil sowie dem Übergangs- nd Schlßteil der Brami schen Lanē ϙ 

de sverƁas sng wƀitergel tende Normtorso in der verbleibenden 

eassng Inhalt einer eigenständigan nd voll ständigen Staata• 

verfas sng sein kan, Ob s�ch eine Komprimierng j ener Nor-
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men zu einem landesrechtlibh effektiven Kernbe s tand oder 

eine Beschräucng der Lnd�sverfas sng auf einen Organi sa­

ti ons teil empfi el t ,  knn in di e s em Gutachten nicht beant­

wortet  werden. Im Hinblick auf Art . l42  GG i s t  insoweit  j e­

doch fe stzhalten , daß die Brami s che Lande sverfas sng keine 

Verfas sngsb e schwerde kent , so daß ihre twegen eine Fort­

gel tng lande sverfa ssngsrechtlicher Grndrechte nicht er­

forderlich i s t .  

( Prof. Dr.  E . - w .  Böckenförde ) 

Bielefeld , . l8 . März l97o 

( Dr . Rolf Grawert ) 
Wi s s .  As s i stent 

; 1 . 
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